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Sie können in 36 Monaten berufsbegleitend den akademischen Grad „Bachelor of 
Business Administration“ (Vertiefungsrichtung BBA social) erlangen. 
Das berufsbegleitende Studium befähigt zu Führungsaufgaben im allgemeinen Manage-
ment und schwerpunktmäßig im Bereich des Sozialwesens. Erfahrenen Berufstätigen 
– auch ohne Abitur – wird die Möglichkeit zum Studium und damit zur akademischen 
beruflichen Weiterentwicklung gegeben.
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Stellenanzeige der Bundesvereinigung Lebenshilfe

Die Lebenshilfe unterstützt seit über 50 Jahren Menschen mit geistiger Behinderung dabei, gleichbe-
rechtigt am Leben in der Gesellschaft teilzunehmen. Als Selbsthilfevereinigung, Eltern- und Fachver-
band vertreten wir bundesweit die Interessen von über 130.000 Mitgliedern, die in 16 selbständigen 
Landesverbänden und über 500 Orts- und Kreisvereinigungen organisiert sind.

Zum 1. April 2010 oder später suchen wir für unsere Geschäftsstelle in Berlin eine/n

Abteilungsleiter/in 
„Konzepte und Recht“

Die neu geschaffene Abteilung verantwortet die inhaltliche Arbeit der Bundesvereinigung,
sie wendet sich an Mitglieder, Fachöffentlichkeit und Politik.

I n h a l t l i c h e  S c h w e r p u n k t e  I h r e r  k ü n f t i g e n 
T ä t i g k e i t  s i n d :

•	 die Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen
•	 die gesellschaftliche Anerkennung und Teilhabe von Menschen mit geistiger Behinderung
•	 die Interessenvertretung der Lebenshilfe zum Beispiel bei der Gestaltung von Gesetzen
•	 die Mitarbeit in Gremien und Dachverbänden
•	 die Zusammenarbeit mit anderen Interessenvertretern der Behindertenhilfe

Dabei arbeiten Sie eng mit den Ihnen unterstellten Referatsleitern, Referenten und Sachbearbeitern 
zusammen. Sie berichten direkt an die Bundesgeschäftsführung.

Sie verfügen über ein abgeschlossenes Hochschulstudium, vorzugsweise aus den Bereichen Pädago-
gik, Rechts- oder Sozialwissenschaften, sowie über fundierte Kenntnisse und langjährige Erfahrung 
im sozialrechtlichen und/oder sozialwissenschaftlichen Bereich, insbesondere im SGB IX, SGB XII oder 
in pädagogisch-konzeptionellen Fragestellungen. Wünschenswert sind Erfahrungen in der Zusammen
arbeit mit Verbänden und Politik.

Sie können Ihre Abteilung prägen, unsere Anliegen in der Öffentlichkeit vertreten und sind in der 
Lage, ein Team von fünfzehn qualifizierten Mitarbeitern zu führen. Herzblut für unsere Sache ist will-
kommen.

Bitte richten Sie Ihre Bewerbung unter Angabe Ihrer Gehaltsvorstellung 
bis zum 31. Dezember 2009 an:

Bundesvereinigung Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung e. V. 
Frau Rosemarie Vollmerhausen, Raiffeisenstraße 18, 35043 Marburg

Sie sind eingeladen, Ihrer Bewerbung einige Gedanken zur Entwicklung der Lebenshilfe 
als Elternverband (max. drei Seiten) beizufügen.
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Frauen stärken 
sich
Individuelle Empowermentprozesse von Frauen 
mit Behinderungserfahrung 
Eine Studie im Stil der Grounded Theory 
Methodology
1. Auflage 2010, 16 × 24 cm, broschiert, 384 S.,
ISBN: 978-3-88617-213-9; 
Bestellnummer LBF 213; 25,– e [D]; 43.– sFr.

Die Dissertation verdeutlicht, wie unter­
schiedlich Frauen mit Behinderungser­
fahrung ihren individuellen Empower­
mentprozess auffassen. Sie zeigt, dass 
die interviewten Frauen eigene, subjek­
tive Vorstellungen davon entwickeln 
– und ständig weiterentwickeln –, was 
sie „empowert“ und was weniger hilf­
reich und förderlich ist, um zur Selbst­
ermächtigung zu gelangen. Sie gibt Im­
pulse für die professionelle Praxis mit 
Frauen mit Behinderungserfahrung und 
legt den Handlungsbedarf für eine gen­
dersensible Soziale Arbeit mit behin­
derten Frauen und Männern offen.

Ihre Bestellung richten Sie bitte an:
Bundesvereinigung Lebenshilfe für Menschen 
mit geistiger Behinderung e.V.
Vertrieb
Raiffeisenstr. 18, 35043 Marburg,
Tel.: (0 64 21) 4 91-123; Fax: -623;
E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de
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wie wird sich die Eingliederungshilfe
für Menschen mit Behinderungen ent-
wickeln? Wird alles noch teurer, weil
die Zahl der Menschen, die auf diese
Hilfe angewiesen sind, immer größer
wird? Und weil die sozialen Einrich-
tungen unersättlich sind und wie jedes
vernünftige Unternehmen immer nach
Expansion streben? Oder wird alles
billiger, weil unser neoliberalistischer
Staat und seine Institutionen moder-
nistische Begriffe wie „Selbstbestim-
mung“ und „Inklusion“ nur missbrau-
chen, um hilfsbedürftige Menschen
kalt lächelnd in die selbst verantworte-
te Verwahrlosung zu entlassen? Diese
Frage und die Auseinandersetzung
darüber hält uns zuweilen dermaßen in
Atem, dass wir besser alles so belassen,
wie es ist. Einen solchen Eindruck
kann man z. B. bekommen, wenn man
die (Nicht-)Entwicklung beim Persön-
lichen Budget betrachtet. Die Leis-
tungsträger bleiben reserviert, weil sie
eine Leistungsausweitung und somit
Kostensteigerung in ihrer Folge
befürchten. Leistungsanbieter wiede-
rum sehen das Persönliche Budget nur
als Falle, um Menschen mit Behin-
derungen mit Billiglösungen von
unqualifizierten Dumpinganbietern
abzuspeisen. Die von SCHÄFERS in
seinem Beitrag auf Seite 176 aufge-
worfene wichtige Frage nach der
eigentlichen Zielsetzung des Budgets,
Menschen mit Behinderung mehr
Spielraum und Entscheidungskompe-
tenz bei der Gestaltung ihrer Teilhabe
zu eröffnen, gerät bei dem heiligen
Streit ums Geld leicht in Vergessenheit.

Ähnliches kann man im Rahmen der
durch die Ratifizierung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention wieder ent-
flammten Diskussion um die Weiter-
entwicklung unseres Schulsystems
beobachten. Sind Sie etwa für die
gemeinsame Beschulung von Kindern
mit und ohne Behinderung? Seien Sie
da mal vorsichtig! Für die Ablehnung
kann ich Ihnen zwei Möglichkeiten
der Argumentation anbieten – suchen
Sie sich eine passende heraus!

Liebe Leserin, lieber Leser,

Während die einen Skeptiker deutlich
machen, dass wir uns die hierfür not-
wendige Qualifizierung unserer allge-
meinen Bildungseinrichtungen gar
nicht leisten könnten, wähnen die
anderen, es ginge so manchem Befür-
worter der „Inklusion“ doch nur
darum, die Kosten für die Förderung
behinderter Kinder in sonderpädagogi-
schen Einrichtungen einzusparen.
Schön, dass sich beide Seiten in
einem einig sind: Lassen wir es so,
wie es ist …

Ja, wir Deutschen denken gerne ans
Geld. Dass das nicht nur bei den
Schwaben so ist, in deren Ländle ich
lebe, machen durchaus auch Beiträge
in dieser Ausgabe der Teilhabe deut-
lich. „Quanta costa“, das lernt der
Mallorca-Urlauber noch vor „gracias“
oder „buenos dias“. Und glauben Sie
bloß nicht, der Autor dieses einführen-
den Beitrags wäre darüber erhaben!
Als typischer Deutscher hat er anläss-
lich einer Studienreise nach Norwegen
die Gastgeber(innen) gefragt, ob die
dortige Auflösung der Heime denn die
Kosten für die Unterstützung von
Menschen mit Behinderungen nun
erhöht oder gesenkt habe. Die Norwe-
ger(innen) sahen ihre Gäste mit gro-
ßen Augen an und verstanden
zunächst die Frage gar nicht. Ihre
unter der Menschenrechts- und fachli-
chen Perspektive betriebene Reform
Mitte der 1990er Jahre stellte nämlich
die Überlegung in den Vordergrund,
kein Mensch solle wegen seines
Hilfebedarfs dazu gezwungen sein, in
einer Institution zu leben (heute sinn-
gemäß nachzulesen in Artikel 19 der
UN-Behindertenrechtskonvention und
auch – wir verlegen einen solchen
ungeheuerlichen Gedanken vorsichts-
halber in die Zukunft – in der Vision
2020 der Lebenshilfe1). Die Frage
nach den Kosten war für die Norwe-
ger(innen), die sich nun, genötigt von
unserem fiskalischen Wissensdurst,

RUDI SACK

Wird alles teurer, billiger,
besser, schlechter?

1 www.lebenshilfe.de



In der Geschichte der Behindertenhilfe gab es
immer wieder Menschen, die Visionen entwickelten
und sich Dinge vorstellen konnten, welche eigentlich
noch unvorstellbar waren.
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ansahen, die Achseln zuckten und ein
„Weder noch, vermutlich“ murmelten,
gar nicht leitend gewesen. Freilich liegt
uns da ein sarkastisches „Über Geld
redet man nicht, Geld hat man!“ auf
den Lippen. Und so konnte ich es mir
nicht verkneifen, den skandinavischen
Gastreferenten auf der Inklusions-
tagung der Lebenshilfe Baden-Württem-
berg Anfang 2009 spitzbübisch als
„Ölscheich aus Norwegen“ anzumode-
rieren. Doch Roland Schwarz reagierte
gelassen und noch viel spitzbübischer:
Er habe sich in der Tat, so begann er
seinen Vortrag, als er sich nach An-
kunft auf dem Stuttgarter Flughafen
umgeblickt und dort all die schäbigen
Karossen schwäbischer Autohersteller
erblickt habe, selbst gescholten, dass
er nicht daran gedacht habe, ein paar
Carepakete in den verarmten Süden
mitzubringen. 

Natürlich hatte er Recht mit seiner
beißenden Ironie: Zu den ärmsten
Nationen dieser Welt gehören wir in
der Tat nach wie vor nicht. Und ich
kann – manchen apokalyptischen
Abgesängen zum Trotz – auch nicht
erkennen, dass sich die Lage behinder-
ter Menschen in unserem Land in den
letzten fünf, zehn oder gar 50 Jahren
dramatisch verschlechtert hätte. Sie
hat sich überwiegend zum Besseren
gewandelt, und das deswegen, weil es
immer wieder Menschen gab, die
Visionen entwickelten und sich Dinge
vorstellen konnten, welche eigentlich
noch unvorstellbar waren. Bei der
Gründergeneration der Lebenshilfe
war das z. B. die Vision von der schuli-
schen Bildung geistig behinderter
Kinder, eine Vision nicht zuletzt von
Eltern, denn viele Pädagogen betrach-
teten diese Kinder damals als „bil-
dungsunfähig“. Helmut Schmidt soll
angeblich einmal gesagt haben, wer
Visionen habe, sollte lieber gleich zum
Arzt gehen. Aber ist die Vorstellung
nicht schrecklich, was passiert bzw.
was alles nicht passiert wäre, wenn es
jene Visionäre damals nicht gegeben
hätte, wenn sich die Skeptiker durch-
gesetzt hätten, vielleicht noch garniert
mit dem Argument, dass wir das alles
sowieso gar nicht finanzieren könnten
mit der schulischen Bildung geistig
behinderter Kinder?

Auch heute haben wir es wieder mit
einer Vision zu tun, einer Vision
Schwindel erregenden Ausmaßes.
Viele nennen sie „Inklusion“, wobei
dieses aus dem Lateinischen kommen-
de Wort nicht wirklich schön ist, denn
es hat eigentlich etwas mit „einsper-
ren“ zu tun. Ich spreche daher lieber
von der „Gesellschaft für alle“ – eine
Gesellschaft, die niemanden ausgrenzt,
in der z. B. jedes Kind in der Schule
vor Ort willkommen ist, in der Men-
schen, die im Alltag auf Unterstützung
angewiesen sind, trotzdem in ganz
normalen Wohnungen mit ganz nor-
malen Nachbarn leben können. Dort
erhalten sie durchaus eine regelmäßige
und an ihrem Unterstützungsbedarf
orientierte Hilfe von einem professio-
nellen Dienst. Aber manchmal klin-
geln sie auch ganz einfach bei der
Nachbarin und sagen: „Du, ich krieg

das mal wieder nicht hin mit der
Waschmaschine. Kannst du mir das
bitte noch mal zeigen?“ Und die
Nachbarin antwortet lächelnd „Ach
komm, so schwer ist das doch gar
nicht!“ und zeigt zum zehnten Mal,
wie die Waschmaschine zu füllen und
anzuschmeißen ist.

Ich weiß, ich bin ein Träumer. Aber
ich mag diese Vision einfach. Sie
gefällt mir übrigens nicht nur als
„Profi“, sondern auch als Bürger, der
sich beispielsweise für seine „schwer
mehrfach normalen“ (von wegen!)
Kinder wünscht, sie könnten eine
Schule erleben, welche Kinder in ihrer
ganzen Vielfalt und Verschiedenheit
wertschätzt und fördert. Ich freue
mich darüber, dass die Diskussion
über die ratifizierte UN-Konvention
dieser Vision Rückenwind verschafft,
und ich wünsche mir, dass viele
Menschen in unserem Land sich von
ihr anstecken lassen. Sie steht übri-
gens in keiner Weise im Widerspruch
zu der weiter oben beschriebenen
Vision unserer Gründungsväter und 
-mütter, sondern entwickelt diese nur
konsequent weiter.

Eine besondere Verantwortung tragen
dabei diejenigen, welche wir heute als
Leistungserbringer und Leistungs-
träger bezeichnen. Letztere bzw. der
Gesetz- und Verordnungsgeber, der die
Rahmenbedingen für ihr Handeln
absteckt, sind gefragt, unser Leistungs-
recht und seine Anwendung daraufhin
zu überprüfen, ob sie die Vision der
„Gesellschaft für alle“ bzw. die Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen an
einer solchen Gesellschaft fördern.
Das Persönliche Budget stellt hierfür
aus meiner Sicht einen interessanten
Ansatz dar, allerdings nur dann, wenn
alle Akteure sehr viel mehr Mut und
Kreativität für seine Umsetzung auf-
bringen als bisher. Die Diskussion um
eine Auflösung der bisherigen Auf-
teilung in „ambulante“, „teilstationäre“
und „stationäre“ Eingliederungshilfe
zugunsten einer individuellen perso-
nenzentrierten Leistung geht ebenfalls
in die richtige Richtung.

Aber auch die Leistungserbringer sind
gefragt in ihrer Flexibilität und Krea-
tivität. Sie müssen sich entwickeln von
der Einrichtung zum Dienstleister. Die
Veränderung beginnt im Gespräch mit
den Menschen mit Behinderungen.
Eine Hilfeplanung, welche ausschließ-
lich der fachlichen Überzeugung der
Begleitpersonen folgt, was denn für
den „Betreuten“ gut sei, muss längst
der Vergangenheit angehören. Sie wird
abgelöst von einer persönlichen
Zukunftsplanung, die den Menschen
mit Behinderung zum Akteur bzw. zur
Akteurin des eigenen Lebens macht.
Die Vision der „Gesellschaft für alle“
macht Leistungserbringer, die sich die-
sen Herausforderungen stellen, alles
andere als überflüssig. Sie gibt ihnen
allerdings neue Aufgaben, fordert ihre
Fantasie und ihren Willen zur Inno-
vation heraus.

Ob dadurch alles teurer wird? Oder
doch billiger? Zugegeben, ich habe
dazu eine Vermutung. Aber die verrate
ich Ihnen nicht. Ich würde Sie gerne
davon überzeugen, dass wir die
Gretchenfrage nach den Kosten nicht
so sehr in den Vordergrund stellen.
Besser ist die „Gesellschaft für alle“
allemal. Und zwar für uns alle.
Alles klar?

Rudi Sack, Weil der Stadt
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te Menschen – in der Fachdiskussion
und Amtssprache oft auch kurz als
Behindertenhilfe bezeichnet – sehen
sich mit einschneidenden Veränderun-
gen konfrontiert, die das bestehende
System der Hilfen für behinderte Men-
schen herausfordern und Verände-
rungen auf verschiedenen Ebenen mit
sich bringen: 

Die Ökonomisierungsprozesse im
sozialen Dienstleistungssektor haben
mittlerweile auch die Behindertenhilfe
erreicht, auch wenn das hier nicht
so offensichtlich ist wie in anderen
Arbeitsfeldern der Sozialen Arbeit. Die
Diskussionen über Effizienz der Arbeit
und vorherrschende Organisations- und
Angebotsformen bringen zum Aus-
druck, dass aus Sicht der Kostenträger
Zweifel an der Qualität der geleisteten
Arbeit besteht und dass die Kosten-
entwicklung in der Behindertenhilfe
einen Punkt überschritten hat, der als
Belastung und Herausforderung emp-
funden wird und dem es gegenzusteu-
ern gilt. Der Umbau des Hilfesystems
auf mehr Wettbewerb liegt in der Logik
der Reformen der letzten 15 Jahre und
holt nach, was in anderen Bereichen
des sozialen Dienstleistungssektors (z. B.
Pflege, Jugendhilfe) auf der Basis der
Empfehlungen der Monopolkommission
von 1997 schon länger in Gang gesetzt
wurde. Die Experimente mit der Ein-
führung Persönlicher Budgets waren ein
erster Ansatz, die Anbieter von Hilfen
durch die Umsteuerung von der Objekt-
auf die Subjektförderung auf mehr Wett-
bewerb untereinander einzustimmen.
Die vom Sozialgesetzgeber geforderte
Leistungsfinanzierung (vgl. § 76 SGB
XII) mittels sog. Leistungsvereinba-
rungen (bestehend aus Leistungszielen,

Entgelt- und Qualitätsvereinbarungen)
ist ein anderer Baustein des neuen
wettbewerblichen Ordnungsrahmens,
ebenso die sich ausbreitenden Aus-
schreibungsverfahren bei der Vergabe
von Aufgaben.

Der in letzter Zeit verstärkt geführte
Inklusionsdiskurs hat auch die Be-
hindertenhilfe erreicht. Aufgeworfen
wurde die Diskussion über „die Erhö-
hung und Förderung der Teilhabe- und
Verwirklichungschancen aller Bürge-
rinnen und Bürger“ durch die Agenda
2010 der Schröder-Regierung. Neben
der Reform der Arbeitsmarktpolitik
war die Reform der Behindertenhilfe
ein zentrales Anliegen der rot-grünen
Modernisierungskonzeption. Zur Ziel-
stellung der Teilhabepolitik heißt es im
Bericht der Bundesregierung zur Lage
behinderter Menschen von 2004: „Es
geht darum, die Menschen so zu för-
dern und zu fordern, dass sie in der
Lage sind, ihre Lebensentwürfe zu ver-
wirklichen und sich am sozialen und
ökonomischen Leben beteiligen zu
können – angefangen bei Erwerbsarbeit
und Familie bis hin zu Kultur und
sozialem Engagement“ (Bundesregie-
rung 2004, 2). Aktuelle Diskussionen in
der Behindertenhilfe, z. B. über Inklu-
sion, Empowerment, Community Care
und Community Living, Deinstitutio-
nalisierung u. Ä., sind durch diese Poli-
tik wiederbelebt, allerdings auch neu
kontextuiert worden, denn es ist nicht
zu übersehen, dass die Diskurse Teil
einer neuen sozialpolitischen Gesamt-
strategie sind, in denen die grundsätzli-
che Frage thematisiert wird, „welche
Unterstützung die Gesellschaft für ihre
behinderten Bürgerinnen und Bürger
bereit hält und (noch) zu finanzieren
bereit ist“ (CLAUSEN 2008, 230). Ziel
dieser Debatten ist der Umbau des beste-
henden Systems der Behindertenhilfe:
Dabei geht es – länderpolitisch durch-
aus unterschiedlich gestaltet – im Kern

WISSENSCHAFT
UND FORSCHUNG

Zwischen Ökonomisierung
und Teilhabe
Zum aktuellen Umbau der Eingliederungshilfe
für behinderte Menschen

HEINZ-JÜRGEN
DAHME

NORBERT
WOHLFAHRT



Ausgangspunkt strategischer Zielsetzungen sind
nicht die Bedürfnisse behinderter Menschen, sondern
die absehbaren Kosten der Eingliederungshilfe.
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um die schon seit langem von den Be-
hindertenverbänden geforderte Schaf-
fung „inklusiver“ Versorgungsstruk-
turen mit dem Ziel einer stärkeren
Ambulantisierung der Behinderten-
hilfe. Ausgangspunkt dieser strategi-
schen Zielsetzung sind allerdings nicht
die schon seit langem bekannten Inte-
grationsbedürfnisse behinderter Men-
schen, sondern die absehbaren Kosten
der Eingliederungshilfe. Die Kommu-
nen, die lange Zeit wenig Interesse an
einem Ausbau ambulanter Strukturen
entwickelt haben, weil sie die Kosten
hierfür lieber durch den überörtlichen
Träger refinanziert sahen, sehen sich
nun gezwungen, ihren Standpunkt zu
ändern und den Auf- und Ausbau
ambulanter Strukturen forciert zu be-
treiben. Die hieraus resultierenden
Veränderungen beinhalten allerdings
nicht nur Vorteile, sondern auch erheb-
liche Risiken: Diese bestehen in erster
Linie in der politischen Verantwortung
der Standards einer bedarfsgerechten
Versorgung, die nicht zum Spielball
konkurrierender Interessen vor Ort
werden darf (aber durchaus werden
kann). Angesichts des Kostendrucks,
dem sich die kommunalen Haushalte
ausgesetzt sehen, ist zu erwarten, dass
in der Behindertenhilfe Einsparpoten-
ziale entdeckt werden, die im Ergebnis
einen zunehmenden Druck auf die
Träger und Einrichtungen und deren
Personalkosten ausüben werden. Die
Behindertenhilfe wird auf diesem Wege
verstärkt zum Feld der Implementie-
rung von Wettbewerbsstrategien wie
zuvor die Pflege und andere Bereiche
sozialer Dienste.

Anhand einiger markanter Zahlen
soll kurz demonstriert werden, warum
die Behindertenhilfe ins Fadenkreuz
der Modernisierungsdebatte gerückt ist
und zum Objekt der Steuerung wurde.

Behindertenhilfe: Wachstumsbranche
und Kostenfaktor

In der Behindertenhilfe arbeiten nach
Angaben der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege
(BAGFW)1 242.830 Mitarbeiter(innen),
davon 133.157 in Vollzeit und 109.673
in Teilzeit. Die Anzahl der Mitarbei-
ter(innen) ist kontinuierlich gestiegen,
was darauf hindeutet, dass einerseits
die Zahl der von Behinderung betroffe-
nen Menschen zugenommen hat, dass
andererseits bessere Standards in der
Hilfe durchgesetzt werden konnten
und dass schlussendlich Staat und

Die Behindertenhilfe ist – gemessen
an der Anzahl der Mitarbeiter(innen) –
der Jugendhilfe vergleichbar: 17 % aller
Beschäftigten in der Freien Wohlfahrts-
pflege arbeiten in der Behindertenhilfe,
19 % in der Jugendhilfe; lediglich die
Gesundheitshilfen und die Altenhilfe
sind mit jeweils ca. 25 % aller Beschäf-
tigten größer. Vergleicht man die Ju-
gendhilfe und die Behindertenhilfe
(zwei unter sozialpädagogischen Ge-
sichtspunkten betrachtet ähnliche
Hilfebereiche), dann fällt auf, dass es
erhebliche Unterschiede bei der Anzahl
der stationären Einrichtungen in der
Jugendhilfe (11 % aller Einrichtungen
sind stationäre Einrichtungen) und in
der Behindertenhilfe (42 %) gibt. Be-
trachtet man vergleichend die Anzahl
der Beschäftigten im stationären Be-
reich, dann stellt man fest, dass 20 %
aller Beschäftigten in der Jugendhilfe in

politischer Seite wie seitens der Kos-
tenträger verstärkt gefordert wird, in
der Behindertenhilfe den stationären
Bereich zugunsten von Tageseinrich-
tungen und ambulanten Angeboten
abzubauen: In der Jugendhilfe sind
gegenwärtig ca. 79 % aller Beschäftigen
in diesem Bereich tätig, und 89 % aller
Einrichtungen gehören zu diesem Teil-
sektor; in der Behindertenhilfe sind nur
48 % aller Beschäftigen in diesem Teil-
sektor tätig, der 58 % aller Einrich-
tungen umfasst. 

Die Behindertenhilfe ist eine Wachs-
tumsbranche, da die Anzahl der Be-
schäftigten von 1970 bis 2004 stark
gestiegen ist. Da 52 % aller Beschäf-
tigen in der stationären Versorgung
arbeiten, ist die Behindertenhilfe auch
hoch professionalisiert und spezialisiert
– ein Prozess, der durch den Ausbau
stationärer Einrichtungen gewöhnlich
verstärkt wird. Die Behindertenhilfe ist
aber angesichts ihrer spezialisierten
und stationär differenzierten Hilfe-
strukturen auch ein Kostenfaktor. 

Die Ausgaben der Kommunen für
soziale Leistungen insgesamt sind von
2002 bis 2009 von ca. 28 Mrd. auf etwa
39 Mrd. gestiegen. Nach Angaben des
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes (DStGB)2 sind es vor allem die
steigenden Kosten bei der Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen,
die einen gewaltigen Kostenschub ver-
ursacht haben. Im Jahre 2007 wurden
für ca. 679.000 Menschen Eingliede-
rungshilfe gezahlt. Die Bruttokosten für
die Eingliederungshilfe lagen 1991 noch
bei ca. 4 Mrd. und sind bis 2008 auf
etwa 11,9 Mrd. angestiegen (vgl. Abb. 2),
so dass fast die Hälfte aller Ausgaben
der Sozialhilfe (dazu gehören nach dem
SGB XII u. a. Ausgaben für die Alten-
arbeit, Hilfen zur Pflege, Grundsiche-
rung im Alter, die Wohnungslosenhilfe)
für die Eingliederungshilfe aufgewen-
det werden muss. Betrachtet man alle
Ausgaben der Kommunen für soziale
Leistungen (dazu zählen ferner vor
allem die Kinder- und Jugendhilfe und
das Wohngeld), dann macht die Ein-
gliederungshilfe ca. ein Drittel aller

Gesellschaft bereit waren, dem gewach-
senen und geänderten Hilfebedarf mit
der Bereitstellung von Ressourcen zu
begegnen. 

Die Anzahl der Mitarbeiter(innen)
ist in der Behindertenhilfe von 1970 bis
heute stark und kontinuierlich gewach-
sen. Waren 1970 etwa 19.000 Personen
in der Behindertenhilfe beschäftigt, so
waren es 1990 (noch vor dem Beitritt
der DDR) schon mehr als 96.000. Nach
der Wende hat die Zahl der beschäftig-
ten Mitarbeiter(innen) noch einmal
kräftig angezogen, stagnierte einige
Zeit und stieg dann bis 2004 nochmals
auf etwa 242.000 (vgl. Abb. 1). 

diesem Bereich tätig sind, in der Behin-
dertenhilfe sind es dagegen 52 %. Diese
Zahlen sind den Kostenträgern nicht
unbekannt und erklären, warum von

1 Die im Folgenden angeführten Zahlen basie-
ren auf der Gesamtstatistik der BAGFW (2004),
die sich auf die Bereiche Behindertenhilfe und
Hilfen für psychisch Kranke bezieht; neuere
Zahlen liegen öffentlich bislang noch nicht vor. 2 www.dstgb.de/homepage/artikel/daten_fakten

Abb. 1: Entwicklung der Beschäftig-
tenzahlen in der Behindertenhilfe von
1970 bis 2004
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kommunalen Sozialausgaben aus. Die
Forderung der Kommunen, über die
Schaffung eines Bundesleistungsgeset-
zes für behinderte Menschen den Bund
an der Finanzierung dieser gesamtge-
sellschaftlichen Aufgabe zu beteiligen,
ist bisher gescheitert, so dass den Kom-
munen nur der Weg blieb, die von
ihnen allein zu tragenden Kosten über
die den Kommunen zustehenden Steue-
rungsmöglichkeiten einzudämmen.

Die Behindertenhilfe ist demnach in
mehrfacher Hinsicht unter Modernisie-
rungsdruck: Da in allen Feldern der
Sozialen Arbeit gegenwärtig Anstren-
gungen unternommen werden, den
Anteil der stationären Einrichtungen
zugunsten des Ausbaus ambulanter
Versorgungsstrukturen abzubauen, um
die damit verbundenen Kosten einzu-
dämmen, ist die Behindertenhilfe ange-
sichts des sehr großen Anteils an statio-
nären und teilstationären Einrich-
tungen (z. B. Werkstätten) besonders
herausgefordert, an Umbauplänen mit-
zuwirken, um Kosten zu dämmen. Nach
Angaben des Statistischen Bundes-
amtes3 waren im Jahre 2007 ca. 63 %
der Leistungsberechtigten in stationä-
ren bzw. teilstationären Einrichtungen
betreut (im Jahr zuvor waren es noch
69 %), die im Durchschnitt 32 Jahre alt
waren und demnach als recht jung ein-
zustufen sind. Da behinderte Menschen
in etwa die gleiche Lebenserwartung
haben wie nicht behinderte Menschen,
sehen sich die öffentlichen Kosten-
träger auch in Zukunft mit kontinuier-
lich wachsenden Kosten für die Ein-
gliederungshilfe konfrontiert. Da die
Mehrzahl der Leistungsempfänger zur
Altersgruppe der 40- bis 55-Jährigen
gehört und ältere Menschen mit Be-
hinderung tendenziell pflegedürftig
werden, ist schon in Kürze mit höheren
Kosten zu rechnen (vgl. CLAUSEN
2008, 230).

Als personalintensive Wachstums-
branche und als kostenintensives Hilfe-
system ist die Behindertenhilfe nun
vorrangiges Ziel kommunaler Steue-
rungsprogramme geworden: Das gegen-
wärtig populäre Programm „ambulant
vor stationär“, das auch in anderen
Hilfesystemen verfolgt wird, scheint
dabei der größte kommunale Hoff-
nungsträger zu sein, da Instrumente der
Ökonomisierung, wie die Budgetierung
von Pflegesätzen, Leistungsvereinba-
rungen, Wettbewerb u. Ä., schon länger
im Einsatz sind und nur bedingt ge-
wirkt haben. Dass die Ökonomisierung
längst auch die Behindertenhilfe er-
reicht hat, zeigen z. B. die Verschie-
bungen des Anteils von Vollzeit- und
Teilzeitkräften in der Behindertenhilfe
seit Mitte der 1990er Jahre. Der Anteil
der Teilzeitkräfte lag im Jahre 2000
etwa bei 38 % und ist bis 2004 noch
einmal auf 45 % gestiegen (vgl. Abb. 3).
Der Anstieg der Teilzeitkräfte bei den
sozialversicherungspflichtigen Vollbe-
schäftigten ist in der Behindertenhilfe
(wie auch in anderen Sektoren der
Sozialen Arbeit) als Rationalisierungs-
strategie der Einrichtungsträger zu wer-
ten, die auf diese Weise (angesichts von
Wettbewerb und Budgetierung) Leis-
tungsprozesse neu strukturieren, so dass
angesichts stagnierender Einnahmen
bei steigenden Personalausgaben die
vertraglich gesetzten Ziele und die ver-
einbarte Qualität erreicht wird (wenn
auch auf Kosten des Personals). 

Die veränderte kommunale Steue-
rung ist aber immer wieder auch einge-
bettet in innovative und fachlich schon
seit längerem geforderte, z. T. auch von
der Disziplin entwickelte Ansätze zur
Weiterentwicklung des Versorgungs-
systems wie zur Professionalisierung der
Sozialen Arbeit. Die Sozialpolitik der
Kommunen und die dort eingebettete
Sozialarbeitspolitik weist deshalb para-
doxe Züge auf: Deprofessionalisierungs-
tendenzen in den durchökonomisierten
Handlungsfeldern auf der einen Seite

(s. weiter unten), neue Professionalisie-
rungsversprechen auf der anderen Seite
und das Versprechen, sozialpädagogisch
schon lang festgestellte Desiderate kom-
munaler Sozialpolitik umzusetzen (wie
z. B. die Forderung nach Gemeinwe-
senbezug, Selbstorganisation, Bürger-
und Betroffenenbeteiligung u. Ä.). 

Wie verhält es sich mit den beiden
aktuellen Umbaustrategien in der
Behindertenhilfe, der Ökonomisie-
rung/Kommunalisierung einerseits und
der Verpflichtung der Behindertenhilfe
auf die neue Teilhabepolitik anderer-
seits? Darauf soll im Folgenden näher
eingegangen werden.

Ökonomisierung und Kommunali-
sierung: mehr Output bei weniger
Input?

Das Verhältnis von öffentlicher und
freier Wohlfahrtspflege hat sich durch
die sog. Effizienzpolitik, d. h. die Öko-
nomisierungstrends im sozialen Dienst-
leistungssektor, grundlegend gewandelt
(vgl. BUESTRICH et al. 2008). Aus der
partnerschaftlichen Zusammenarbeit
auf Augenhöhe (Korporatismus oder
Subsidiarität genannt) hat sich eine
Auftraggeber/Auftragnehmer-Bezie-
hung entwickelt. Auftraggeber und
Auftragnehmer begegnen sich aber
nicht – so wie es das Bild des Vertrages
suggeriert – als gleichberechtigte Partner.
Die Größe der deutschen Wohlfahrts-
pflege hat sie, gemessen an ihrer
arbeitsmarktpolitischen Bedeutung,
schon seit Jahrzehnten auch abhängig
von staatlicher Finanzierung werden
lassen und den Kostenträger in eine
überlegene Position gebracht: Der
Kostenträger kann angesichts der
neuen Wettbewerbsregeln die Preise
von sozialen Diensten beeinflussen
und agiert als Versorgungsmanager,
zwar nicht in allen Bereichen der
Sozialen Arbeit gleichmäßig, aber doch
zunehmend in immer mehr sozialen
Handlungsfeldern. Die Auftraggeber/
Auftragnehmer-Beziehung muss man
als asymmetrisch beschreiben, da die
formal bestehende Option der freien
Träger, keine Leistungsvereinbarung
abzuschließen, nur theoretisch gegeben
ist. Als Anstellungsträger von 1,4 Mil-
lionen hauptamtlich Beschäftigten mit
allen dazugehörigen arbeitsrechtlichen
Konsequenzen befinden sich die Wohl-
fahrtsverbände in einer eher schwa-
chen Verhandlungsposition. Der orga-
nisierte Wettbewerb im sozialen Dienst-
leistungssektor hat dazu beigetragen,
dass die sozialen Einrichtungen ver-
stärkt betriebswirtschaftliche Instru-
mente nutzen, um die ihnen von der

Abb. 2: Entwicklung der Ausgaben für
Eingliederungshilfe von 1994 bis 2007
(Bruttoausgaben in Mrd.)
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Abb. 3: Vollzeit- und Teilzeitkräfte in
der Behindertenhilfe von 2000 bis 2004

250.000

200.000

150.000

100.000

50.000

0

Vollzeit Teilzeit

98.208

59.503

2000 2004

109.673

133.157

3 www.presseportal.de/meldung/1312512/



Es ist überraschend, wenn ausgerechnet die
kommunale Ebene als Hoffnungsträger einer neuen
Inklusionspolitik gehandelt wird, fehlen ihr doch
offensichtlich die materiellen Mittel.
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Sozialpolitik verordnete sozialwirt-
schaftliche Rolle ausfüllen zu können.
Dieser als „Ökonomisierung“ oder „Ver-
betriebswirtschaftlichung“ beschreib-
bare Wandlungsprozess hat auch
Konsequenzen für die Dienstleistungs-
professionen, denn auch deren Hand-
lungskontext wandelt sich. Die Arbeit
der sozialen Professionen wird zuneh-
mend administrativ überformt, und die
Professionen und Fachkräfte sehen sich
mit Vorgaben konfrontiert, die bis in
die Klienteninteraktion hineinreichen.

Die Zunahme der Teilzeitkräfte in
den sozialen Diensten ist ein erster
Indikator dafür, dass die Effizienz-
politik nicht nur Auswirkungen für die
Klient(inn)en/Kund(inn)en hat, son-
dern auch für die Fachkräfte, die sich
durch das staatliche Kostenmanage-
ment zunehmend mit Teilzeitbeschäf-
tigungen zufrieden geben müssen. 

Auch die Kommunale Selbstver-
waltung ist den vergangenen Jahren
Gegenstand massiver Ökonomisie-
rungstendenzen gewesen: Hier gehör-
ten die Verschlankung des öffentlichen
Bereichs und damit die Entstaatlichung
und Entkommunalisierung zu den zen-
tralen Bestandteilen sowohl des neoli-
beralen Staatskonzeptes der Regierung
Kohl als auch des neosozialen Staats-
konzeptes der Regierung Schröder. Es
wurde eine mangelnde Effizienz der
staatlichen Verwaltung und der kom-
munalen Selbstverwaltung behauptet
und diese Bereiche zum Handlungsfeld
einer durchgängigen Ökonomisierung
gemacht. Auf kommunaler Ebene be-
wirkte dies eine betriebswirtschaftliche
Ausrichtung des gesamten Verwaltungs-
handelns und die Einführung eines
neuen Steuerungsmodells (New Public
Management). Die Gemeinden und alle
anderen beteiligten Akteure griffen die
mit der Reorganisation der Selbst-
verwaltung verbundenen Ziele und
Maßnahmen bereitwillig auf und setz-
ten sie eigenaktiv durch. Mit dem
neuen Steuerungsmodell verband sich
die Hoffnung auf eine wirtschaftlich
effizientere Gestaltung der Selbst-
verwaltung. Der Druck der chroni-
schen Finanzdefizite in den Kommunen
forcierte die betriebswirtschaftliche
Durchrationalisierung. Das New Public
Management führte zu einem Primat
ökonomischer Maßstäbe auf allen
kommunalen Politikfeldern. Insbeson-
dere der starke Anstieg sozialer Aus-
gaben aufgrund anhaltend hoher
Arbeitslosigkeit und die unstetige Ent-
wicklung der gemeindlichen Steuerein-
nahmen haben zu hohen kommunalen
Finanzdefiziten geführt. Im vergange-
nen Jahrzehnt lagen die Ausgaben der
Kommunen in Deutschland weit über
ihren Einnahmen. Eine Ausnahme bil-

deten die drei Jahre 1998 bis 2000, in
denen Finanzierungsüberschüsse zu
verzeichnen waren. Im Jahre 1992 lag
das Finanzierungsdefizit bei 8,3 Mrd.
Euro, zehn Jahre später im Jahre 2002
war es nach der kurzfristigen Erholung
bei 4,7 Mrd. Euro, im Jahre 2003 sogar
bei 8,5 Mrd. Euro angelangt. Ursache
dieser Entwicklung ist vor allem der
rasante Verfall der kommunalen Steu-
ereinnahmen. Neben Einkommens-,
Körperschafts- und Umsatzsteuer brach
besonders drastisch die Gewerbesteuer
ein, die wichtigste kommunale Einnah-
mequelle. Die Netto-Gewerbesteuer-
einnahmen gingen im Jahre 2001 um
11,4 % zurück, im Jahre 2002 um 7,9 %.
Immer mehr Städte führten öffentlich
Klage über die leeren Kassen. Die kom-
munalen Spitzenverbände meldeten
schließlich den finanziellen Kollaps der
Kommunen an.

Die wachsende Abhängigkeit der
kommunalen Gewerbesteuereinnahmen
von der Gewinnentwicklung weniger
Großunternehmen führte zu unsteten
und immer schwieriger zu kalkulieren-
den Einnahmeentwicklungen in den
Gemeinden. Diese Entwicklung wurde
noch verstärkt durch die Abschaffung
der Gewerbekapitalsteuer, die ein
gewinnunabhängiges Element darstell-
te und die Gewerbesteuereinnahmen
weniger konjunkturanfällig und schwan-
kend machte.

Folge der Finanzkrise war und ist die
Streichung öffentlicher Leistungen und
eine starke Zurückhaltung bei den
kommunalen Investitionen. Dadurch
bildete sich ein stetig vergrößernder
Investitionsstau. Die kommunalen Spit-
zenverbände erhoben deshalb Forde-
rungen nach Investitionshilfen des
Bundes, um die Lage der Kommunen
zu erleichtern. Nach Schätzungen des
Deutschen Instituts für Urbanistik wird
sich der Finanzbedarf an technischer,
sozialer und kultureller Infrastruktur
der Kommunen für den Zeitraum 2000
bis 2009 auf 690 Mrd. Euro belaufen
(vgl. DStGB 2003, 6). Gegenwärtig for-
dern Kommunen wie der Kreis
Recklinghausen die Einrichtung einer
„Bad Bank“ für Sozialausgaben, die
vom Land nicht angemessen refinan-
ziert werden. Die Ausgaben der Gebiets-
körperschaften im Bereich sozialer
Leistungen werden – da sind sich die
Prognosen einig – auch in Zukunft
ungebrochen ansteigen. Auch wenn in
der letzten Zeit aufgrund der wirt-
schaftlichen Entwicklung konjunktur-
abhängige Sozialausgaben gesunken
sind, ist eine Fortsetzung des Anstiegs
der konjunkturunabhängigen Sozial-
ausgaben festzustellen (vgl. HAMMER-
SCHMIDT 2008). Von 2003 bis 2007
kam es zu einem Anstieg der Gesamt-
ausgaben für soziale Leistungen um
über 23 %. Bis 2009 prognostiziert der

Eine Reihe von Faktoren wird für
die rasant zunehmenden Steuerausfälle
verantwortlich gemacht:

1. der weltwirtschaftlich bedingte kon-
junkturelle Abschwung seit Ende 2000,

2. die Fehler im Finanzsystem, u. a.
die inadäquate Aufteilung von Kos-
ten zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden, ferner die große finanzi-
elle Abhängigkeit vieler Gemeinden
von Unternehmen mit schrumpfen-
den Erträgen sowie die Möglichkeit
der Konzerne, Erträge innerhalb
eines Konzerns steuersparend zu
verschieben, und

3. die Steuerpolitik der Bundesregie-
rung, insbesondere das Gesetz zur
Senkung der Steuersätze und zur
Reform der Unternehmensbesteue-
rung (Steuersenkungsgesetz) vom
Juli 2000.

Deutsche Städte- und Gemeindebund
einen weiteren Anstieg um etwa 5 %.
Neben den Mehrausgaben ergeben sich
Mindereinnahmen für die Gebietskör-
perschaften aufgrund von Steueraus-
fällen und durch die abnehmende
Wirtschaftsleistung. Der in der Früh-
jahrsprognose der Wirtschaftsinstitute
vorhergesagte Rückgang der jahres-
durchschnittlichen Zuwachsrate des
realen Bruttoinlandsprodukts von 1,8 %
auf 1,4 % hätte einen Steuerausfall bei
Bund, Ländern und Gemeinden von
ca. 2 Mrd. Euro zur Folge.

Es ist also etwas überraschend,
wenn ausgerechnet die kommunale
Ebene als Hoffnungsträger einer neuen
Inklusionspolitik gehandelt wird, feh-
len doch offensichtlich die materiellen
Mittel, die hierzu unabdingbar erfor-
derlich sind. 



Zivilgesellschaft wird nur selten in all ihrer
Brüchigkeit betrachtet.

Warum „zivilcouragierte Bürger(innen)“ soziale Arbeit
besser, erwartbarer und kontinuierlicher erledigen
sollten, diesen Beweis bleibt man schuldig.
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der fachpolitischen Debatte diskutier-
ten Paradigmenwechsel auf und formu-
lierte das Ziel, im Rahmen der Agenda
2010 entscheidende Schritte für eine
Verbesserung der Situation behinderter
Menschen einzuleiten und sowohl zu
einer Individualisierung der Hilfen wie
auch zur Verwirklichung von mehr per-
sönlicher Autonomie behinderter Men-
schen beitragen zu wollen. Das Instru-
ment zur Erreichung dieser Ziele ist der
Aktivierungsansatz und das ihm zu-
grunde liegende neue sozialstaatliche
Prinzip des „Fordern und Fördern“.
Die Spitzenverbände der kommunalen
Gebietskörperschaften betrachteten
diese Politik als das, was sie war: eine
Kostendämpfungs- und Umbaustra-
tegie für den bestehenden lokalen
Sozialstaat und eine Rückverlagerung
von Verantwortung an die Bürger(in-
nen) und an die (Zivil-)Gesellschaft.
Das neu zu schaffende SGB XII sollte
den aktuellen Herausforderungen an-
gepasst werden, so ihre Forderung, und
der Erkenntnis Rechnung tragen, „dass
ein überbordender fürsorgender Sozial-
staat auf Dauer durch die kommunalen
Haushalte nicht finanzierbar ist. Den
Menschen ist (wieder) mehr Eigenver-
antwortung und selbständiges Handeln
abzuverlangen. Auch bei der Einglie-
derungshilfe muss gelten, was für die
gesamte Sozialhilfe gilt, nämlich dass
staatliche Sozialleistungen wieder auf
die wirklich Bedürftigen konzentriert
werden müssen, der familiären Ein-
standspflicht wieder die ihr zukom-
mende Bedeutung und Verantwortung
eingeräumt werden und das Nachrang-
prinzip der Sozialhilfe wieder herge-
stellt werden muss“, so damals eine

Pflicht zur Wahrnehmung von Arbeits-
gelegenheiten umschreibt). Dadurch ist
auch die Sozialhilfe in einen neuen
sozialpolitischen Kontext gerückt.
Durch die Betonung des Subsidiaritäts-
prinzips (Betonung der Eigenverant-
wortung und der primären Zuständig-
keit von Familien für materielle und
soziale Hilfen), bei gleichzeitiger Beto-
nung des Nachrangprinzips, ist auch
die Zivilgesellschaft aufgefordert, sich
in Form von bürgerschaftlichem Enga-
gement an den Aufgaben der Sozial-
hilfe zu beteiligen. Dadurch ist die
Sozialhilfe anschlussfähig geworden an
den Diskurs über Zivilgesellschaft,
Bürgerkommune und bürgerschaftli-
ches Engagement, der die Neujustierung
des Sozialstaates zum aktivierenden
Sozialstaat, der eine neu Arbeitsteilung
zwischen Bürger(innen), Zivilgesellschaft
und Staat sucht, von Anfang an be-
gleitet hat (vgl. dazu die Berichte der

Enquetekommission der Bundesregie-
rung). Die Einbeziehung der Bürger(in-
nen) in die sozialstaatliche Leistungs-
erstellung (sei es nun in Form von
Selbsthilfe, familiärer Eigenverantwor-
tung oder zivilgesellschaftlichem Enga-
gement) soll sicherstellen, dass Soziale
Arbeit als Koproduktion von professio-
neller Hilfe, bürgerschaftlichem Enga-
gement und Eigenarbeit organisiert
wird, um so die Wende vom Objekt-
status hin zum Subjektstatus behinder-
ter Menschen hinzubekommen.

Warum „zivilcouragierte Bürger(in-
nen)“ soziale Arbeit besser, erwartbarer
und kontinuierlicher erledigen sollten,
diesen Beweis bleibt man allerdings
meist schuldig. Möglichkeiten des
Bürgerversagens werden gar nicht erst
in Erwägung gezogen. Deshalb wird
auch nicht gefragt, was mit Hilfe-
bedürftigen passiert, wenn „die Zivil-
gesellschaft“ feststellt, dass man sich
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Teilhabepolitik und Inklusionsdiskurs:
Anspruch und Umsetzungschancen in
Zeiten leerer Kassen

Die gegenwärtig heftig geführte Debatte
über Teilhabe und Inklusion ist vor
einiger Zeit durch den Bericht der
Bundesregierung zur Lage behinderter
Menschen von 2004 befördert worden.
Der Inklusionsdiskurs ist älter, hat aber
durch diesen Bericht und die dort erho-
benen Forderungen noch einmal an
Fahrt gewonnen. Unter der Überschrift
„Teilhabe – Selbstbestimmung – Eigen-
verantwortung“ griff die damalige Bun-
desregierung den seit einigen Jahren in

Referentin des Landkreistags (VOR-
HOLZ 2004, 473). Da vor allem die
Einrichtungsträger den Vorrang der
Selbsthilfe und den Vorrang der offe-
nen Hilfen nicht beachteten, so die
Diagnose, ist Teilhabepolitik auch als
ein Aktivierungsprogramm für die
Träger stationärer Einrichtungen zu
verstehen.

Im Rahmen der Neuordnung der
Sozialhilfe durch das SGB XII ist die
Eingliederungshilfe dem Aktivierungs-
paradigma und die Hilfeempfänger(in-
nen) zum bürgerschaftlichen Engage-
ment verpflichtet (was das SGB II als

Koproduktionsprozesse dieser Art
lassen sich in stationären Einrichtun-
gen organisieren, indem dort durch
engagierte Bürger(innen) oder in Form
von Arbeitsgelegenheiten „einfache“
Arbeitsplätze entstehen – eine Ent-
wicklung, die durch den Ökonomisie-
rungstrend schon angebahnt wurde,
sich jetzt aber noch verstärkt. Besser
noch lässt sich diese neue Form bürger-
schaftlicher Sozialarbeit (vgl. DAHME
& WOHLFAHRT 2009) in den neu zu
schaffenden ambulanten, offenen Set-
tings verwirklichen, die von Konzepten
wie Community Care und Community
Living propagiert werden (vgl. THEU-
NISSEN 2006; ASELMEIER 2008).
Diese Konzepte gehen wohlmeinend
davon aus, dass durch eine auf Em-
powerment ausgerichtete Inklusions-
politik „Arbeitsbündnis(se)“ entstehen,
in denen Professionelle mit „Personen
aus dem privaten Umfeld oder
Bekanntenkreis“ zusammenarbeiten
und sich „engagierte Bürger oder so
genannte Laien“ am Unterstützungs-
prozess beteiligen (THEUNISSEN
2006, 7). Andere gehen einen Schritt
weiter und behaupten, dass solche
„Ankerfiguren (...) möglicherweise (...)
besser in der Lage“ seien als „pädagogi-
sche Profis“, Menschen mit Behin-
derungen zu assistieren (SCHABERT
2004, 25). Überlegungen dieser Art fin-
den ihren Ausgangspunkt in wohlfahrts-
staatlich- und professionsskeptischen
Überlegungen (der Wohlfahrtsstaat und
die soziale Professionen werden dabei
als Ursache für die Zerstörung von
Selbstverantwortung und Selbsthilfe-
potenzialen angesehen) und münden
nicht selten in der Forderung, die laut-
stark Ulrich BECK (2000) stellt: „Warum
nicht Schulen, Sozialarbeit, Verwal-
tungsdienste und so weiter in einem
klar definierten und staatlich kontrol-
lierten Rahmen in die Eigeninitiativen
zivilcouragierter Bürger legen?“ 



Sozialpolitisch geforderte Autonomie und
Eigenverantwortung kann zum biografischen
Dauerstress werden.
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mit der Übernahme solcher Aufgabe
übernommen hat und der/die Bürger(in)
sich nach anfänglichem Enthusiasmus
frustriert aus der Leistungserstellung
zurückzieht, die ihm zugedachte Kopro-
duzentenrolle nicht wahrnimmt oder
kündigt. Diese Frage kommt in der
Inklusionsdebatte nicht vor, weil der
normative Wert Zivilgesellschaft als
Faktizität gesetzt wird. Zivilgesellschaft
wird dabei nur selten empirisch in all
ihrer Brüchigkeit betrachtet. Geht man
von einer Erosion zivilgesellschaftli-
cher Strukturen aus, was man ange-
sichts der staatlichen Aktivierungspro-
gramme tun sollte (intakte Strukturen
braucht man nicht aktivieren!), dann
stellt sich die Frage, welche Erwartbar-
keit von Hilfe ein fragiles und erodie-
rendes Gebilde wie die Zivilgesellschaft
garantieren kann. Für Hilfebedürftige
ist die Erwartbarkeit von Leistungen
gegeben, wenn sie als gesetzlich festge-
schriebene Hilfe geregelt ist. Moderne
Teilhabepolitik im Rahmen des aktivie-
renden Staates wird damit zu einem
Instrument des neuen Kostenmanage-
ments, weil man sich von der Verlage-
rung sozialpolitischer Aufgaben in die
Zivilgesellschaft einen Effekt zur Ein-
dämmung der Kostendynamik in der
Behindertenhilfe erwartet. Dadurch
würde Teilhabepolitik Bestandteil des
Ökonomisierungstrends. Die von poli-
tischer Seite geführte Diskussion über
die Eingliederungshilfe lässt diese
Einschätzung als die wahrscheinlichere
erscheinen.

So heißt es im Vorschlagspapier der
Arbeits- und Sozialministerkonferenz
zur Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe: „Das Gemeinwesen muss
bereit und fähig sein, alle Menschen
anzunehmen und aufzunehmen. Dies
ist vor allem durch eine Stärkung der
Zivilgesellschaft und die Unterstützung
des bürgerschaftlichen Engagements zu
erreichen, damit sich eine neue Kultur
des Zusammenlebens entwickeln kann“
(vgl. ASMK-Vorschlagspapier o. J., 8).
Was aber passiert, wenn das Gemein-
wesen nicht den Vorstellungen der
Politik folgt und nicht bereit und fähig
ist? Sind dann Sanktionen fällig oder
werden die Leistungserbringer in Haf-
tung genommen, deren Inklusionspoli-
tik offenbar nicht zu den gewünschten
Resultaten führt? Man kann mit den
behinderten Menschen nur hoffen,
dass die politisch verordnete Funktions-
fähigkeit der Zivilgesellschaft auch
empirisch Gestalt gewinnt und kein
„Gemeinwesenversagen“ konstatiert
werden muss. 

Fazit: Teilhabepolitik und
Autonomiegewinn

Nimmt man das Ideal der Teilhabe in
der Behindertenpolitik ernst, dann ver-
folgt diese das Ziel, fürsorgliche, ent-
mündigende und paternalistische Hilfe-
strukturen aufzubrechen, um durch
Inklusionspolitik („full inclusion“)
behinderten Menschen zu helfen, Bür-
gerrechte und Partizipationschancen
wahrnehmen zu können (vgl. THEU-
NISSEN 2006). Letztlich soll sie also
dazu beizutragen, die Autonomie be-
hinderter Menschen zu fördern und
deren individuelle Entscheidungsspiel-
räume zu vergrößern, was das be-
stehende Hilfesystem und die dort
dominierenden Versorgungsstrukturen
unterdrückt, verhindert, verunmög-
licht. Das alte Hilfesystem hat behin-
derte Menschen aus den Zwängen
familiärer Pflegesituationen befreit und
ihnen marktunabhängige Unterstüt-
zung gewährt (Autonomiegewinne),
gleichzeitig aber auch Autonomiever-
luste mit sich gebracht (Paternalismus,
Fremdbestimmung, Fürsorge). Die Teil-
habepolitik verspricht, diese Autono-
miedefizite zu beseitigen. Kann eine im
Aktivierungsparadigma verortete Teil-
habepolitik ihr Ziel, behinderten
Menschen zu mehr Autonomie und
Selbstbestimmung zu verhelfen, errei-
chen, indem man – dem Marktmodell
folgend – die Nachfragerolle stärkt und
indem man Hilfen in das Laiensystem
zurückverlagert? 

Die Aktivierungspolitik, die in den
letzten Jahren in vielen Feldern So-
zialer Arbeit Konturen gewonnen hat,
ist vor allem eine durch einen „manage-
rialistischen“ Staat gesteuerte Politik
des Umbaus des sozialen Dienstleis-
tungssektors unter Kostengesichts-
punkten (vgl. BUESTRICH et al. 2008).
Staat und Verwaltung beschränken sich
seit einiger Zeit auf ihre Gewähr-
leistungsfunktion und übernehmen
dabei vor allem Steuerungs- und Finan-
zierungsaufgaben. Die Leistungsfunk-
tion ist auf Dritte übertragen. Neben
den professionellen Trägern gehören
neuerdings auch Familien und Zivil-
gesellschaft zu den Leistungserbrin-
gern. Durch den sozialpolitischen An-
spruch, Laienhilfe und professionelles
System effizient zu vernetzen und
Laienhilfe zu einem erwartbaren Be-
standteil des staatlich gewährleisteten

lassen – plötzlich als Marktteilneh-
mer(innen) mit Persönlichen Budgets
den Wahlfreiheiten des Marktes gegen-
überstehen oder dem Stress wohlmei-
nender Mütter, Familien und sonstiger
Laienhelfer ausgeliefert sind, die sie
mit staatlich gesetzten Autonomie-
standards konfrontieren und Autono-
mie als Pflicht einfordern (zum Per-
sönlichen Budget siehe den Beitrag von
SCHÄFERS in diesem Heft). „Hier
zeichnet sich das Szenario eines ‚totali-
tären Aktivierungsstaates‘ ab, gegen
den sich das alte Schreckgespenst einer

Hilfesystems werden zu lassen, entsteht
eine voraussetzungsreiche und an-
spruchsvolle Steuerungsaufgabe für
den Kostenträger. Staatliche Aktivie-
rungspolitik ist nicht vereinbar mit dem
Rückzug oder einer Zurückhaltung des
Staates. Aktivierungsansätze gehen
„explizit von der Notwendigkeit eines
wohlfahrtsstaatlichen Inputs aus“,
einer „aktiven Aktivierung“ (ULLRICH
2004, 147). Deshalb muss kritisch hin-
terfragt werden, ob Autonomisierung
und Verselbstständigung der Hilfebe-
dürftigen überhaupt das Ziel eines
selbstbestimmten Lebens verfolgt, ob
nicht vielmehr im teilhabepolitischen
Begriff der Autonomie fremdbestimmte,
vom Staat gesetzte Ziele schlummern,
die in die Hülle des Begriff der Auto-
nomie geschlüpft sind, dort eingewoben
wurden.4 Überall, wo Autonomie und
Eigenverantwortung sozialpolitisch ge-
fordert werden, sind sie Pflicht – eine
Pflicht, die für staatliche Hilfeemp-
fänger(innen) „zum biographischen
Dauerstress“ (ebd., 156) wird, was vor
allem Arbeitslose erfahren, die den zu
Kontrollorganisationen mutierten Ein-
richtungen der Arbeitsverwaltung über-
antwortet wurden (vgl. dazu BEH-
REND 2008). Die Umbauarbeiten in
der Behindertenhilfe im Namen der
Inklusionspolitik könnten auch schon
bald für behinderte Menschen zu
einem solchen Dauerstress führen,
wenn sie – statt sich paternalistisch in
Heimen und Werkstätten betreuen zu
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4 Der Begriff Teilhabe ist diffus und lässt bewusst
offen, welche Standards des „Dabeiseins“ gemeint
sind. Andererseits suggeriert er eine nicht-diskri-
minierende Inklusion, die allerdings als Leistung
des Gemeinwesens erst zustande gebracht werden
muss. Auf jeden Fall taugt er gut dazu, den Rück-
zug aus materiell definierten Standards emanzi-
patorisch und fortschrittlich zu kaschieren.
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‚Kolonialisierung der Lebenswelt‘ gera-
dezu freundlich ausnimmt“ (ULLRICH
2004, 56). Menschen mit Behinderung
und ihre Interessenorganisationen soll-
ten angesichts der Verheißungen der
UN-Behindertenrechtskonvention und
ihres raschen Aufgreifens durch Politik
und Verwaltung Vorsicht walten lassen.
Wer die volle Teilhabe von behinderten
Menschen sicherstellen will, soll sich
zu den materiellen Konsequenzen die-
ser Strategie äußern und diese nicht der
Kontingenz vor Ort handelnder Ak-
teure überlassen. Wenn erst einmal
Landräte und Oberbürgermeister zu-
sammen mit ihren gewählten Räten die
Behindertenhilfe in Konkurrenz zu
einer Vielzahl berechtigter Interessen
gestalten, dann droht tatsächlich die
„Inklusivität“ eines Gemeinwesens zur
entscheidenden Variable tatsächlicher
Teilhabe zu werden. Die Interessenver-
tretungen von Menschen mit Behin-
derung stehen auf jeden Fall vor der
Aufgabe, die strategische Orientierung
auf eine inklusive Behindertenhilfe auf
ihre materiellen Konsequenzen hin zu
prüfen und Versorgungsdefizite sicht-
bar zu machen. In einer Zeit, in der die
Kommunen ihre Aufgaben der Da-
seinsvorsorge nur eingeschränkt wahr-
nehmen können, ist in Sachen Kom-
munalisierung auf jeden Fall Vorsicht
geboten. Der gerade in Angriff genom-
mene Umbau der Behindertenhilfe ver-
dankt sich jedenfalls nicht der plötzli-
chen Wahrnehmung ihrer Exklusion
durch die bestehenden Hilfeformen,
sondern dem Zweifel an der zukünfti-
gen Finanzierbarkeit der Hilfen. Das
sollte die Euphorie der gegenwärtigen
Diskussion ein wenig bremsen.

Ausblick: Was tun?

Die Entwicklungstrends (Ökonomisie-
rung und Dezentralisierung) stellen
keine Besonderheit der Behinderten-
hilfe dar und lassen sich nicht behin-
dertenpolitisch lösen. Herausgefordert
sind die Träger und Einrichtungen im
Sozialsektor und ihre Verbände, die
sich mit Blick auf die organisatorischen
Strukturen, die sozialpolitische Positio-
nierung und das Lobbying neu aufstel-
len müssen. Konsequenzen ergeben
sich deshalb auf mehreren Ebenen:

tungen im Sozialsektor. Diese Funk-
tion gilt es, verbandsintern wie ver-
bandsübergreifend zu stärken.

> Neben der fachpolitischen Exper-
tise müssen Verbände und ihre Mit-
glieder wieder an der Entwicklung
einer eigenständigen sozialpoliti-
schen Expertise der Sozialverbände
arbeiten. Die aktuellen Entwicklun-
gen in der Sozialen Arbeit, wie sozi-
alraumbezogene Planungsansätze,
Wirkungsorientierung oder Evidenz-
basierung, erfordern eine klare
Positionierung, die auch bereit ist,
Konflikte einzugehen und durchzu-
halten. Die vorhandene „Markt-

> Die gemeinwesenbezogenen und
„gemischtwirtschaftlichen“ Struktu-
ren in den sozialen Diensten vor
Ort, mit entsprechend kleinteiligen
unternehmerischen Größenordnun-
gen, stehen in Gegensatz zu den
Anforderungen einer vernetzten
und Versorgungsketten abbildenden
Unternehmensstruktur und sollten
durch effizientere und (mit Blick
auf den Kapitalbedarf) risikoär-
mere unternehmerische Strukturen
ersetzt werden. 

> Der wettbewerbliche Ordnungsrah-
men für die sozialen Dienste hat enor-
me beschäftigungspolitische Folgen,
da er zu einem dauerhaften Wett-
bewerb um niedrigere Tarife führt
und die normative Identität der
Träger und Einrichtungen bzw. ihrer
Verbände zu zerstören droht. Es
bedarf deshalb auf verbandlicher wie
auf überregionaler Ebene einer ord-
nungspolitischen Diskussion, wie
zukünftige Tarif- und Beschäfti-
gungsbedingungen im Sozialsektor
zu gestalten sind. 

> Der Wettbewerb und die Dezen-
tralisierungstendenzen in der Sozial-
politik erfordern den Aufbau einer
verbandlichen „Gegenmacht“ auf
kommunaler Ebene, um erfolgreich
Lobbying (im Interesse der Klienten
wie aber auch im Interesse der
Einrichtungen) betreiben zu können.
Sowohl die Ligen auf Landesebene
als auch die örtlichen Ligen sind
gegenwärtig in ihrem Selbstver-
ständnis eher „Konkurrenzüberwa-
chungsvereine“ als sozialpolitische
Lobbyisten der Träger und Einrich-

macht“ der Einrichtungen muss
sozialpolitisch dazu genutzt werden.

> Die Wohlfahrtsverbände sind inzwi-
schen in der Sozialwirtschaft ange-
kommen, auch wenn sich das be-
triebswirtschaftliche Denken noch
nicht in allen Einrichtungen durch-
gesetzt hat. Die einseitige Identifi-
zierung mit der Rolle als Sozial-
unternehmen führt jedoch zu einer
sozialpolitischen Entwertung der
Verbände. Will man nicht zum Spiel-
ball im staatlich inszenierten Wett-
bewerbsspiel werden, muss man die
Anwaltschaftsfunktion der Verbände
wiederbeleben und eine Strategie
entwickeln (ganz im Sinne staatlich
gewollter Inklusionspolitik), die sich
nicht nur als Handeln „für“ den
Klienten darstellt, sondern auf ein
Handeln „mit“ den Klienten setzt.
Anwaltschaft hieße dann, die Klien-
ten zu unterstützen und zu befähi-
gen, ihre Interessen zu artikulieren
und politisch durchzusetzen. Dies
erfordert die Entwicklung neuer
Instrumente der politischen Einfluss-
nahme und zur Schaffung strategi-
scher Allianzen.
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KURZFASSUNG

Die Behindertenhilfe in Deutschland
befindet sich in einer Phase erheblicher
Veränderungen. Einerseits wächst der
ökonomische Druck auf die Träger und
Einrichtungen angesichts der Heraus-
forderungen der „Wachstumsbranche
Behindertenhilfe“, andererseits werden
neue Teilhabeversprechen erörtert, die
mit der konsequenten Ambulantisierung
und Kommunalisierung der Behinder-
tenhilfe verbunden sein sollen. Der vorlie-
gende Beitrag analysiert diese Verände-
rungen und fragt nach den Folgen, die
hieraus insbesondere für die lokale Ebene
erwachsen. Dabei zeigt sich, dass die
Politik auf die Inklusionsversprechen einer
bürgerschaftlichen Sozialpolitik vertraut,
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deren materielle Gestalt bislang aber nie-
mand benennen kann. Insofern ist ange-
sichts der ökonomischen Situation der
kommunalen Ebene auch ein kritischer
Blick auf die neuen Teilhabeversprechen
nötig: Eine Behindertenhilfe, die sich am
Bedarf von Menschen mit Behinderung
orientiert, ist immer weniger in Sicht,
stattdessen vertraut man auf die inklusi-
ven Wirkungen eines Gemeinwesens, das
sich für die Belange behinderter Men-
schen öffnet. Ob und inwiefern der Wett-
bewerb um knappe Ressourcen eine
Chance für eine weniger paternalistische
Struktur der Behindertenhilfe darstellt,
wird genau zu beobachten sein. 

ABSTRACT

Between Economical Aspects and
Inclusion. Current Trends in
Rebuilding the Service System for
People with Disabilities. Currently
there is a change of course regarding the
system of support for people with disabil-
ities in Germany. On the one hand this is
due to economical reasons because the
support system is constantly growing. On
the other hand there is a new orientation
towards inclusion which is connected
with building up ambulant services and
fostering local planning. The article analy-
ses these trends and focuses the conse-
quences for local authorities. It becomes
clear that actual policies stress the impor-
tance of inclusive settings, citizenship and
community-based care without defining
material and financial conditions. In the
light of economic problems of local
authorities these strategies are doubtful.
Whether and to what extent a new way
of dealing with scanty resources shows a
chance for a less paternalistic structure of
the service system shall be observed criti-
cally and exactly.
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Angemahnte und erforderliche Veränderungen in
Richtung Inklusion stoßen auf wachsende Bedarfe
und die Finanzierungskrise der Eingliederungshilfe.
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als Finanzierungsbeteiligte (beim quo-
talen System). Die Tatsache, dass die
Bundesregierung bislang keinerlei ge-
setzgeberische Initiativen zur Einfüh-
rung des seit Jahren u. a. auch von der
Lebenshilfe geforderten Bundesteil-
habegeldes ergriffen hat, zeigt bei rea-
listischer Einschätzung, dass sich auf
absehbare Zeit an den Finanzierungs-
grundlagen nicht viel ändern wird.

Fazit: Die auch von den Behinder-
tenverbänden – mit ihrem Verständnis
von Inklusion – angemahnten und er-
forderlichen inhaltlichen Veränderun-
gen stoßen auf wachsende Bedarfe und
auf die z. B. besonders in Nordrhein-
Westfalen offensichtliche Finanzie-
rungskrise insbesondere der für die
Eingliederungshilfe überwiegend ver-
antwortlichen kommunalen Familie. Es
gilt also, die Rechts- und Finanzie-
rungsgrundlage der Eingliederungshilfe
zu sichern und gleichzeitig eine spürba-
re Weiterentwicklung in der Leistungs-
erbringung zu erreichen.

Die Realitäten zur Kenntnis nehmen

Die Bewältigung dieser beiden Aufgaben
kann nur gelingen, wenn Leistungs-
erbringer und Kostenträger trotz unter-
schiedlicher Ausgangslagen und Voraus-
setzungen, trotz unterschiedlicher Ge-
wichtung von Einzelaspekten bereit
sind, fachlich und finanziell sinnvolle
Kompromisse zu finden auf der Grund-
lage von Transparenz, Information,
Kommunikation und dem Willen zum
Konsens. 

So wie Lebenshilfe als Selbsthilfe-
verband und Einrichtungsträger zurecht
von der öffentlichen Hand fordert, die
besonderen Bedürfnisse der vertrete-
nen Menschen mit geistiger Behinde-

rung und ihrer Angehörigen angemessen
zu berücksichtigen, sollte Lebenshilfe
auch die Leistungsfähigkeit der öffentli-
chen Hand in die verbandlichen Über-
legungen und Handlungen einbeziehen. 

Damit will ich nicht Rechtsansprüche
in Zweifel ziehen, mitnichten. Ich will
vielmehr meine Überzeugung verdeutli-
chen, dass wir gemeinsam – Leistungs-
erbringer und Sozialhilfeträger – in der
Hilfe für Menschen mit Behinderung
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Sind die Kassen wirklich leer?

Wir alle sind uns einig in der Forderung
nach Teilhabe unserer Mitmenschen
mit geistiger Behinderung in der Gesell-
schaft. Auch wenn die Begriffe Teilhabe
und Inklusion einen weitergehenden
Anspruch haben, kommen wir dabei
nicht an der Tatsache vorbei, dass die
Teilhabemöglichkeiten von Menschen
mit Behinderung wesentlich bestimmt
werden von der im Sozialhilferecht ver-
ankerten Eingliederungshilfe – so un-
glücklich dieser Rechtsbegriff auch sein
mag. Die Eingliederungshilfe sichert
einen umfassenden Rechtsanspruch
auf Rehabilitation und Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben. Sie stellt ins-
besondere für Menschen mit geistiger
Behinderung die wichtigste Finanzie-
rungsgrundlage für Rehabilitation und
Teilhabeleistungen dar. Seit Inkrafttre-
ten des Bundessozialhilfegesetzes im
Jahre 1961 sind die Aufwendungen für
die Eingliederungshilfe kontinuierlich
angestiegen. 

Dieser Trend wird sich auch künftig
fortsetzen und ist gekennzeichnet durch
eine steigende Anzahl von Menschen
mit Behinderung, die auf Leistungen der
Eingliederungshilfe angewiesen sind,
und auch durch eine steigende Anzahl
von Menschen mit schweren, mehrfa-
chen und psychischen Behinderungen
und einem erhöhten Hilfebedarf. 

Dies ist übrigens nur noch zu einem
geringeren Teil darauf zurückzuführen,
dass die Nationalsozialisten eine ganze
Generation von Menschen mit Behin-
derung ermordet haben. Prägend sind
heute der Einfluss der modernen Medi-
zin und dabei insbesondere die Fort-
schritte in der Geburtsmedizin. Men-
schen mit Behinderung haben fast die
gleiche Lebenserwartung wie die Ge-
samtbevölkerung. Daraus folgen ein
stetig ansteigender Finanzbedarf und
ein erhebliches Finanzierungsproblem,
das auch die Verbände der Behinder-
tenhilfe zur Kenntnis nehmen müssen.

Eine Lösung dieses Finanzierungs-
problems ist dringend geboten, u. a. vor
dem Hintergrund des vor etwas mehr
als sechs Jahren auch gesetzgeberisch
vollzogenen Paradigmenwechsels in
der Behindertenhilfe: Im Mittelpunkt
soll nicht mehr der behinderte Mensch
als Objekt der Fürsorge, sondern der
selbstbestimmte Mensch mit Behinde-
rung mit seinem individuellen Anspruch
auf Rehabilitation und Teilhabe stehen.
Daran ist der Anspruch geknüpft,
Selbstbestimmung sowie das Wunsch-
und Wahlrecht der Menschen mit
Behinderung, insbesondere auch der
Menschen mit schwerer und sehr
schwerer Behinderung, zu stärken.

Das Finanzierungsproblem der Ein-
gliederungshilfe lässt sich nicht leug-
nen. Da hilft auch nicht ein Argument,
das bei vielen sozial Engagierten seit
Wochen Konjunktur hat. Es lautet:
Wenn der Staat Hunderte Milliarden
mobilisiert, um Schutzschirme für die
Wirtschaft aufzuspannen, dann müsse
es doch vergleichsweise einfach sein,
auch dieses Problem zu lösen. 

Dieser Hinweis übersieht nicht nur,
dass es bei diesen Konjunkturpaketen
darum geht, Bankenpleiten, den massen-
haften Abbau von Arbeitsplätzen und
den Ruin der Sozialsysteme zu verhin-
dern – auch wenn es nach Auffassung
vieler von uns dem Prinzip von Schuld
und Verantwortung widerspricht. Er
übersieht vor allem auch, dass das
Finanzierungsproblem in der Einglie-
derungshilfe für behinderte Menschen
im Wesentlichen die Kreise und Städte
trifft, und zwar entweder als Umlage-
zahler (bei den höheren Kommunalver-
bänden bzw. den Kreisen selbst) oder

Eingliederungshilfe unter Kostendruck –
Panikmache oder Anlass zum gemein-
samen Nachdenken und Handeln?
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die Pflicht haben, alle Effizienzpoten-
ziale in der Leistungserbringung zu
heben, um zumindest einen Teil des
wachsenden Mittelbedarfs zu kompen-
sieren. Wir müssen zur Kenntnis neh-
men, dass die von allen Beteiligten
einvernehmlich prognostizierten Stei-
gerungsraten nicht durch ein stetig pro-
portional steigendes Mehr an finanziel-
len Mitteln werden ausgeglichen wer-
den können. Zudem müssen wir zur
Kenntnis nehmen, dass Legislative und
Exekutive Wettbewerb fördernde und
Wettbewerb verstärkende Maßnahmen
immer mehr durchsetzen werden.

Auch die Einführung des Persön-
lichen Budgets wird schließlich dazu
führen, in stärkerem Maße das Dreiecks-
verhältnis von Leistungsträger, Leistungs-
erbringer und Anspruchsberechtigten
aufzulösen. Das bedeutet ökonomisch
ja nichts anderes, als den Nutzer zum
Bündnispartner zur Förderung eines
politisch gewollten Wettbewerbs bei der
Erbringung von Leistungen der Einglie-
derungshilfe zu machen. 

Wenn das Persönliche Budget wirk-
lich einmal flächendeckende Anwen-
dung finden sollte, dann könnte auch
der Zeitpunkt kommen, zu dem eine
wirkliche Konkurrenz, ein richtiger
Wettbewerb zwischen Einrichtungen
der Freien Wohlfahrtspflege (und auch
der Kommunen) eintreten wird, weil
dann nicht mehr für alle vorhandenen
Einrichtungen Bedarf bestehen wird.

Ich bin der Überzeugung, dass der,
der sich diesen Erkenntnissen verwei-
gert, die Finanzierungsgrundlage der
Eingliederungshilfe für Menschen mit
Behinderung, die zum größten Kosten-
faktor in der Sozialhilfe geworden ist,
gefährdet. Wie Glaubenskriege geführte
Debatten über Moral gegen Markt,
Nächstenliebe gegen Kostenbewusst-
sein sollten der Vergangenheit angehö-
ren. Sie verstellen vielmehr den Blick
auf die Wirklichkeit.

Wenn etwa Theo FRÜHAUF (2008)
in seinem Beitrag für den im Lebens-
hilfe-Verlag erschienenen Band „Von
der Integration zur Inklusion“ wörtlich
ausführt: „Niemals zuvor in der Ge-
schichte der Hilfen für Menschen mit
Behinderung in Deutschland haben
Politiker und Vertreter von Kosten-
trägern positiv besetzte Leitbegriffe wie
Selbstbestimmung, Integration, Teil-

zu stellen, und zwar dem Grunde nach
unabhängig von der finanziellen Aus-
stattung der Sozialleistungsträger, die
sich ihrerseits mit uns einig sind, dass
es deswegen auch keine Hinauszöge-
rung oder gar Verweigerung von Kosten-
zusagen geben darf. Vielmehr gibt es
sehr wohl das ernsthafte Bemühen,
gemeinsam Konzepte zu entwickeln
und zu erproben, die Qualitätsanfor-
derungen und den sich wandelnden
Ansprüchen der Menschen mit Behin-
derung gerecht werden und die gleich-
zeitig der Finanzierbarkeit dienen. 

Gemeinsame Antworten sind möglich

Trotz zum Teil heftiger und kontroverser
Diskussionen haben in Nordrhein-
Westfalen die Verbände der Freien
Wohlfahrtspflege (mit ausdrücklicher
Unterstützung der Lebenshilfe) und die
beiden Landschaftsverbände Rheinland
und Westfalen-Lippe als überörtliche
Sozialhilfeträger am Grundkonsens fest-
gehalten, dass die Weiterentwicklung
der Eingliederungshilfe als partner-
schaftliche Aufgabe zu verstehen ist. 

Im Sommer 2006 haben sie eine
Rahmenzielvereinbarung abgeschlos-
sen.1 Deren Schwerpunkt liegt in der
Umsteuerung von stationärer Unter-
bringung zu ambulanter Betreuung und
Unterstützung sowie in der Senkung
der durchschnittlichen Fallkosten über
den gesamten Bereich des Wohnens für
Menschen mit Behinderung hinweg,
um so bei weiterem Zugangsanstieg den
Kostenanstieg begrenzen zu können.
Ziel der Rahmenvereinbarung zur Wei-
terentwicklung der Eingliederungshilfe

habe oder Inklusion so selbstverständ-
lich in Wort und Schrift benutzt wie
heute und niemals zuvor gleichzeitig
die Standards und die Ressourcen in
der Behindertenhilfe so drastisch be-
grenzt und in Frage gestellt, wie eben-
falls heute“ (ebd., 13), so pauschaliert
er unzulässig. Er übersieht, dass die Ant-
wort der Sozialhilfeträger als Leis-
tungsträger der Eingliederungshilfe
durchaus unterschiedlich ausfällt. In
Nordrhein-Westfalen jedenfalls bestrei-
tet niemand die sich aus dem Sozial-
staatsgebot ergebende Verpflichtung,
die notwendigen Hilfen zur Verfügung

unter fachlichen und finanziellen As-
pekten war unter anderem die Prüfung,
inwieweit Menschen, die bislang statio-
när betreut wurden, künftig im ambu-
lant unterstützten Wohnen eine be-
darfsgerechte Hilfe erfahren können,
um auf diesem Wege auch zu einem
Platzabbau bei den stationären Angebo-
ten in Höhe von insgesamt 2000 Plät-
zen zu gelangen. 

Die Zielerreichung wurde erheblich
erleichtert durch eine auch von der
Lebenshilfe unterstützte Änderung des
Landesrechts, mit der zunächst zeitlich
befristet bis zum 30.06.2010, inzwi-
schen verlängert bis zum Jahre 2013,
sämtliche Leistungen der Eingliede-
rungshilfe für volljährige behinderte
Menschen, die selbstständiges Wohnen
ermöglichen, in einer Hand bei den
überörtlichen Trägern der Sozialhilfe,
also den kommunal getragenen Land-
schaftsverbänden, zusammengeführt
wurden.

Die Rahmenvereinbarung enthält fol-
gende Eckpunkte:

> Die bisher starren Grenzen zwischen
stationären und ambulanten Wohn-
formen wurden zu Gunsten einer
Flexibilisierung verändert.

> Die bestehenden Regelungen in der
Leistungs-, Prüfungs- und Entgelt-
vereinbarung im Ambulant Betreu-
ten Wohnen wurden durch Einfüh-
rung praktikablerer Regelungen ent-
bürokratisiert.

> Die Vergütungen für die stationäre
und ambulante Eingliederungshilfe
im Bereich Wohnen wurden bis
Ende 2008 eingefroren.

> Es wurden Anreize für die Wohn-
heimträger zum Platzabbau gesetzt
durch erfolgsabhängige Sonderzah-
lungen in den Jahren 2007 und 2008
(1 % der derzeitigen Einrichtungs-
budgets und Prämien für abgebaute
Plätze sowie Ausgleiche für mögliche
strukturelle Veränderungen, z. B. Fix-
kostenanteil bei Platzabbau; sog.
„Übergangsbudgets“). Die Wohl-
fahrtsverbände verpflichteten sich,
5 % der stationären Plätze bis Ende
2008 abzubauen.

Ab und an höre ich aus anderen
Bundesländern Kritik an dieser Ver-
einbarung, sie wird manchmal als
„Kopfgeld“-Vereinbarung diffamiert.
Die Kritiker wollen nicht wahrhaben,
dass mit dieser Vereinbarung sehr wohl
die Förderung von Selbstbestimmung
und gleichberechtigter Teilhabe in den
Mittelpunkt gestellt worden ist – bei
gleichzeitiger Berücksichtigung durch-
aus berechtigter Interessen der öffentli-
chen Hand.
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Einerseits sind nicht alle Ziele schon
bis zum Jahresende 2008 erreicht wor-
den; andererseits haben jedoch viele
Einrichtungen auch in Trägerschaft der
Lebenshilfe nach zunächst zurückhal-
tender Betrachtung erkannt, dass für
einen Teil der von ihnen betreuten
Menschen mit Behinderung durchaus
niederschwelligere Angebote eine adä-
quate Antwort sind.

Die Zahl der Menschen mit Behin-
derung, die – ambulant unterstützt –
selbstständig wohnen, ist deutlich
gestiegen, ja sie hat sich bezogen auf
das Jahr 2004 fast verdoppelt. Der
angestrebte Abbau stationärer Plätze
wird sich allerdings noch zwei Jahre
länger hinziehen. Gerade diese Tat-
sache ist aber ein deutlicher Hinweis
darauf, dass die Vereinbarungspartner
unter Einbeziehung der Leistungs-
empfänger und ihrer Angehörigen den
Umfang der notwendigen Leistungen
auf der fachlichen Seite sorgfältig zu
klären bemüht waren. 

Dabei wurde es auch ermöglicht,
dass ein Mensch mit Behinderung in
der von ihm gewünschten Wohnform
verbleiben kann, auch wenn sein Hilfe-
bedarf sich ändert. Für die „Wechsel-
fälle“ ist häufig ein über die ursprüng-
lichen Annahmen hinausgehender
höherer Bedarf an Fachleistungsstun-
den je Woche bewilligt worden.

Gab es 2003 noch Kreise, in denen
keinerlei ambulante Hilfe für Men-
schen mit geistiger Behinderung ange-
boten wurde, so bestehen heute endlich
in jedem Kreis und in jeder Stadt in
Nordrhein-Westfalen Angebote, die
selbstständiges Wohnen als Alternative
zum stationären Wohnen ermöglichen.
Viele Versorgungslücken wurden ge-
schlossen. 

Die Angebotsstruktur im ambulan-
ten Bereich hat sich sowohl quantitativ
als auch qualitativ deutlich weiterent-
wickelt; dies gilt im Übrigen auch und
gerade für die Angebote der Lebens-
hilfe. Es sind Vereinbarungen ermöglicht
worden, dass ein Mensch mit Behin-
derung von der vertrauten Bezugsper-
son weiter unterstützt wird, auch wenn
er die Wohnform wechselt.

Es wurden einheitliche, vergleichba-
re und transparente Grundlagen für die
ambulante Leistungserbringung geschaf-
fen. Es gibt für alle Kreise und kreisfrei-
en Städte in Nordrhein-Westfalen ein
weitgehend einheitliches Verfahren zur
Bedarfsermittlung im Rahmen der
Eingliederungshilfe für das Wohnen.
Durch die Einführung der Hilfeplan-
verfahren wird unter Einbeziehung des
behinderten Menschen in jedem Einzel-
fall auf der Grundlage von Diskussion

in einem multiperspektivisch besetzten
Gremium der Hilfebedarf festgestellt. 

Damit ist die Einzelfallsteuerung
erheblich verbessert worden. Auch die
durchschnittlichen Fallkosten in der
Eingliederungshilfe wurden trotz stei-
gender Gesamtzahlen gesenkt und
damit die Kostensteigerung in der Ein-
gliederungshilfe insgesamt abgebremst
(Landschaftsverband Rheinland von
32.120 € pro Person im Jahr 2004 auf
28.288 € im Jahr 2007 und Landschafts-
verband Westfalen-Lippe von 28.477 €

pro Person im Jahr 2004 auf 27.464 €

im Jahr 2007).

Es ist also festzustellen, dass wesent-
liche Teile der gemeinsam vereinbarten
Ziele erreicht werden konnten. Gleich-
wohl sind der Entflechtungsprozess von
stationären Großeinrichtungen und die
weitere Verbesserung der Planungspro-
zesse und des örtlichen Versorgungs-
angebots noch weiterzuentwickeln.
Individuelle Hilfeplanung und örtliche
Angebotsplanung müssen systematisch
verknüpft werden.

Meines Erachtens ist es trotz der Ab-
bremsung des Kostenanstiegs aus der
Perspektive der Betroffenen nicht zu
einer Standardverschlechterung gekom-
men. Damit das so bleibt, ist die Rah-
menzielvereinbarung inzwischen durch
zwei neue Vereinbarungen fortgeschrie-
ben worden. 

Zum einen werden die Entgelte ab
dem 01.01.2009 um 4,95 % erhöht
(diese Vereinbarung gilt für ein Jahr),
zum anderen wurde die Rahmenziel-
vereinbarung unter fachlichen Aspek-
ten fortgeschrieben.2 Überdies soll die
Beratung in Bezug auf Unterstützungs-
leistungen im Lebensbereich Wohnen
konzeptionell weiterentwickelt wer-
den, gleiches gilt für die Unterstützung
bei persönlichen Krisen der Klienten.
Treffpunkte und niedrigschwellige Frei-
zeit- und Beratungsangebote, das Netz
der Angebote der Tagestrukturierung sol-
len ausgebaut werden. Ein weiterer
Schwerpunkt wird im forcierten Abbau
von Mehrbettzimmern liegen. Zugleich
soll das Verhältnis von ambulanten Hil-
fen zu stationären Hilfen von aktuell lan-
desweit 40:60 % zu Gunsten des ambu-
lanten Anteils weiter verbessert werden.

Es bleibt zu hoffen, dass die inzwi-
schen abgeschlossenen und sich ähneln-
den beiden Rahmenzielvereinbarungen
der beiden Landschaftsverbände mit den
jeweiligen Spitzenverbänden der Freien
Wohlfahrtspflege über Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben mit dem Ziel
der Verbesserung der Integration von

Menschen mit Behinderungen in den
allgemeinen Arbeitsmarkt und den
Übergang aus der Werkstatt auf den all-
gemeinen Arbeitsmarkt ebenfalls ver-
gleichbar erfolgreich umgesetzt werden
können.

Herausforderungen 

Wer die individuellen Rechte jedes
Menschen mit Behinderung und sein
Recht auf Partizipation in der Gesell-
schaft in den Mittelpunkt stellen will,
Menschen mit Behinderung also als
ganz normale Bürger(innen) mit
Rechten und Pflichten betrachtet, der
muss sich aber auch selbst den
Herausforderungen stellen, die damit
verbunden sind. 

Insbesondere für diejenigen Anbie-
ter, die bislang ausschließlich Wohnstät-
ten und/oder Werkstätten angeboten
haben, sind diese Herausforderungen
enorm. Manche Wohnstätte und man-
che Werkstatt werden sich nicht nur
fachlich-konzeptionell, sondern auch
in ihrer internen Organisation sowie
hinsichtlich ihrer Zusammenarbeit und
Konkurrenz mit anderen Anbietern
und dem Umgang mit Kostenträgern
neu aufstellen müssen. 

Die Stichworte lauten: „Persönliche
Hilfe statt Standardangebote“, „Gestal-
tung statt Verwaltung“, „Wettbewerb
statt Bestandsschutz“. Ehrenamtliche
wie hauptamtliche Mitarbeiter(innen)
müssen die Forderung nach Selbstbe-
stimmung und mehr Selbstverantwor-
tung, nach so viel Integration in das
Alltagsleben wie möglich selbst verin-
nerlichen. 

Die Angebote müssen nachprüfbar
so organisiert sein, dass Menschen mit
Behinderung tatsächlich mitbestimmen
können, wie und wo die Hilfen bereit-
gestellt werden. Manche noch immer
geradezu reflexhafte Abwehrreaktion
auf Forderungen nach Überprüfung der
angebotenen Wohn- und Arbeitsform
im Einzelfall wird abgebaut werden
müssen.

Behindertenverbände wie die Lebens-
hilfe als Einrichtungsträger müssen
selbst bereit sein, den Menschen mit
Behinderung mehr zuzutrauen. Das gilt
auch und gerade für die notwendigen
Anstrengungen zur Ermöglichung der
Teilhabe am Arbeitsmarkt außerhalb
der Werkstattförderung sowie der Schaf-
fung von ausgelagerten Arbeitsplätzen. 

Was hier alles möglich ist, hat uns die
Solinger Lebenshilfe beeindruckend vor
Augen geführt:

> Sie hat eine Dependance bei der
„ZWILLING J. A. Henckels AG“ ein-
gerichtet, in der mehrere Gruppen
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mit Menschen mit Behinderung
direkt vor Ort in der Firma beschäf-
tigt sind.

> Um eine Kantine bei dieser Firma
betreiben zu können, gründete die
Lebenshilfe Solingen die „Integra
Solingen gGmbH“, die inzwischen
außerdem ein Café sowie das Bistro
und die Schwebefähre im „Brücken-
park Müngsten“ betreibt. In diesem
Jahr errichtet sie schließlich ein neues
Gastronomiegebäude in diesem Park.

> Unter dem Namen „anders leben –
Eissporthalle Solingen gemeinnützi-
ge GmbH“ gründete sie ihr Integra-
tionsunternehmen zur Bewirtschaf-
tung der Eissporthalle – die einzige
Eissporteinrichtung Deutschlands,
in der Menschen mit Behinderung
beschäftigt sind.

> Jüngstes Integrationsunternehmen
der Lebenshilfe Solingen ist die
„GENESIS“, die ihr gemeinsam mit
der St. Lukas Klinik gehört. Sie be-
treibt eine Großküche und bietet
sonstige Serviceangebote und Dienst-
leistungen für Krankenhäuser, Senio-
reneinrichtungen, Schulen und Ge-
sundheitsbetriebe an.

Nur mit konsequenten internen Ver-
änderungsprozessen und flexiblen Ange-
boten gemäß ihrer eigenen Program-
matik werden Leistungsanbieter wie
die Lebenshilfe in der Lage sein, Be-
darfen von Menschen mit Behinderung
zu entsprechen und damit so attraktiv
sein, dass sie sich gleichzeitig gegen-
über der wachsenden Zahl auch ge-
werblicher Konkurrenzunternehmen
erfolgreich behaupten können. Dazu
gehört unerlässlich auch das Bemühen
um Gemeindenähe, Vernetzung und
Kooperation sowie die Schaffung eines
Beratungsangebots, das nur den ratsu-
chenden Personen verpflichtet ist. Hier
beschreiten der Landesverband der
Lebenshilfe NRW und seine örtlichen
Vereinigungen mit dem flächendecken-
den Aufbau von Lebenshilfe-Centern
Beispielhaftes. In diesen Centern wer-
den alle ambulanten Angebote und
Dienste strukturell gebündelt, nämlich
Begegnung, Bildung, Beratung, Service,
Bürgerschaftliches Engagement.

Zu den erforderlichen Verände-
rungsaktivitäten gehören aber auch
interne Maßnahmen, die der Landes-
verband der Lebenshilfe NRW mit sei-
nen eigenen Einrichtungen und Diens-
ten selbst praktiziert: 

> Konsequente Nutzung einschlägiger
Instrumente wie Controlling mit Be-
richtswesen, Benchmarking, Risiko-
management, Qualitätsmanagement,

> Verbesserung der Transparenz und
Aufsichtsstrukturen, 

> Auslagerung der Unternehmensteile
mit Servicefunktion in eigene orga-
nisatorische Einheiten.

Selbstverständlich gelten derartige
Anforderungen auch für die Ortsver-
einigungen der Lebenshilfe, auch wenn
dabei die Gefahr von Interessenkonflik-
ten zwischen dem Vorstand der Lebens-
hilfevereinigung und seinen Unter-
nehmungen nicht zu unterschätzen ist. 

Aber auch da gibt es geeignete Wege,
das denkbare Spannungsverhältnis zwi-
schen der örtlichen Lebenshilfe als
Anwalt der Menschen mit geistiger
Behinderung und den Unternehmen im
Sinne stetiger Kommunikation kon-
struktiv zu managen und satzungs-
rechtlich sinnvoll zu gestalten.

Wir müssen uns unserer – aus ver-
ständlicher Sorge um eine auch
zukünftig gesicherte Unterstützung –
Neigung zur Überbehütung und Über-
versorgung stärker als bisher bewusst
werden und daraus Konsequenzen zie-
hen. Das erleichtert im Übrigen auch
den Umgang mit den Kostenträgern zu
den Themen Steuerung, Wirkungskon-
trolle und Transparenz, denn Transpa-
renz fördert gemeinsame Verantwortung.

Ausblick

Im November 2008 haben die Arbeits-
und Sozialminister der Länder die Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Weiterentwick-
lung der Eingliederungshilfe“ beauftragt,
ihr Vorschlagspapier mit den Verbän-
den der Menschen mit Behinderungen,
den Verbänden der Leistungsanbieter,
den Kommunalen Spitzenverbänden
und den mitbetroffenen Sozialleistungs-
trägern zu erörtern, auf Auswirkungen
zu überprüfen und im Jahre 2009 ein
Eckpunktepapier für die Reformgesetz-
gebung vorzulegen. Stellen wir uns
rechtzeitig darauf ein. Die jetzigen Ver-
sorgungsstrukturen werden sich ganz
gewiss weiter verändern, und zwar
durch folgende Maßnahmen:

> Weiterer Ausbau des ambulant unter-
stützten Wohnens einschließlich der
Familienpflege mit dem gleichzeiti-
gen Abbau stationärer Plätze,

> Differenzierung der Wohnformen,

> Aufgabe der überkommenen strikten
Dreiteilung von ambulanten, teilsta-
tionären und stationären Hilfen,

> Einheitliche und zusammenhängen-
de Unterstützung von Menschen mit
Behinderung durch Leistungen aus
einer Hand und deren Abrechnung
auf der Basis von Fachleistungs-
stunden,

> Forcierte Umstellung auf das Persön-
liche Budget,

> Entwicklung von Verfahren, mit
deren Hilfe die Zielerreichung er-
leichtert wird, insbesondere indivi-
duelle Hilfeplangestaltung und fort-
laufende Hilfebedarfsfeststellung.

Wenn der Bundesgesetzgeber alle
Vorschläge der Arbeits- und Sozial-
minister aufgreift, steht er vor einer „Her-
kulesaufgabe“, so hat es Peter Masuch,
der Präsident des Bundessozialgerichts
kürzlich formuliert. Ich bin allerdings
skeptisch, ob es in der nächsten Legis-
laturperiode gelingen wird, eine völlig
neue Finanzierungsgrundlage der Be-
hindertenhilfe zu erreichen, die insbe-
sondere die Eingliederungshilfe für
Menschen mit Behinderung aus der
Sozialhilfe herauslöst und eine ange-
messene Bundesbeteiligung an der
Finanzierung vorsieht. 

Umso wichtiger ist es, immer wieder
öffentlich darauf hinzuweisen, dass die
Eingliederungshilfe für Menschen mit
Behinderung eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe ist, deren Umfang allein
schon in quantitativer Hinsicht mindes-
tens im nächsten Jahrzehnt kontinuier-
lich zunehmen wird. 

Die gesamte Gesellschaft muss wissen, 

> was in der Behindertenhilfe geschieht,

> dass dies im sozialen Rechtsstaat eine
unter allen denkbaren Bedingungen
unverzichtbare Aufgabe ist,

> dass diese Aufgabe folglich auch mit
erheblichen öffentlichen Mitteln zu
finanzieren ist.

Ohne eine solche permanente Öffent-
lichkeitsarbeit gerät die Hilfe für Men-
schen mit Behinderung in Gefahr.

Der Autor:

Wolfgang Schäfer

Landesvorsitzender der Lebenshilfe
Nordrhein-Westfalen,
zuvor Sozialdezernent der Stadt
Dortmund,
Direktor des Landschaftsverbands
Westfalen-Lippe

w.f.schaefer@gmx.net@

i
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KURZFASSUNG

Die von der Lebenshilfe mit ihrem Ver-
ständnis von Inklusion angemahnten und
erforderlichen Veränderungen stoßen auf
wachsende Bedarfe und die öffentliche
Finanzierungskrise insbesondere in der
Eingliederungshilfe. Es gilt also, deren
Rechts- und Finanzierungsgrundlage zu
sichern und gleichzeitig eine spürbare
Weiterentwicklung in der Leistungser-
bringung zu erreichen. Die Bewältigung
dieser beiden Aufgaben kann nur gelin-
gen, wenn Leistungserbringer und
Kostenträger bereit sind, fachlich und
finanziell sinnvolle Kompromisse zu fin-
den auf der Grundlage von Transparenz,
Kommunikation und dem Willen zum
Konsens. Es ist gemeinsame Pflicht,
Konzepte zu entwickeln und zu erpro-
ben, die Qualitätsanforderungen und sich
wandelnden Ansprüchen der Menschen

mit Behinderung gerecht werden und
gleichzeitig der Finanzierbarkeit dienen.
Dass dies möglich ist, wird am Beispiel
der nordrhein-westfälischen Rahmen-
vereinbarungen aufgezeigt.

ABSTRACT

Integration Assistance under Cost
Pressure – Panicmongering or
Occasion for Common Reflection
and Action? Looking at the system of
integration assistance for people with dis-
abilities we find on the one hand neces-
sary changes required by Lebenshilfe
based on its understanding of inclusion.
On the other hand there is a growing
demand and a public financing crisis par-
ticularly with respect to integration assis-
tance. Therefore it is important to secure
the legal and financing basis and at the
same time achieve a considerable devel-

opment of service provision. This can
only succeed if the service providers and
rehabilitation institutions are willing to
find a functionally and financially reason-
able compromise based on transparency,
communication and commitment. It is
absolutely mandatory to commonly
develop and test financially feasible con-
cepts which meet the quality standards
and needs of people with disabilities.
That this is possible is illustrated by the
example of the framework agreement of
North Rhine Westphalia.
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Persönliches Budget ist nicht gleich Per-
sönliches Budget. Zwar ist seine Grund-
idee schnell und eindeutig auf den
Punkt gebracht: „Menschen mit Be-
hinderung erhalten einen bedarfsbezo-
genen Geldbetrag, mit dem sie selbst
die für sie erforderlichen Unterstüt-
zungsleistungen auswählen und diese
finanzieren“ (KASTL & METZLER
2005, 13).

Soweit die Theorie. Die Realität sieht
oft anders aus. Die konkreten Aus-
gestaltungen des Persönlichen Budgets
bei einzelnen Leistungsträgern und in
unterschiedlichen Regionen Deutsch-
lands variieren erheblich: im Hinblick
auf die administrative Handhabung,
konkrete Abwicklungsmodalitäten oder
die Definition budgetfähiger Leistun-
gen. Im Wesentlichen hat sich daran
auch seit Anfang 2008 – mit Bestehen
des Rechtsanspruchs auf ein Persön-
liches Budget – nichts geändert. Die
gesetzlichen Grundlagen im SGB IX
und in der Budgetverordnung bieten
zwar einen groben Orientierungs-

rahmen, der aber den Leistungsträgern
und Sozialverwaltungen in der prakti-
schen Umsetzung viel Spielraum lässt.
Zur Präzisierung des Budgetverfahrens
und Standardisierung des Verwaltungs-
handelns stellt praktisch jeder Leistungs-
träger eigene Richtlinien, Handlungs-
empfehlungen oder Geschäftsanwei-
sungen auf. Bedenkt man die Vielzahl
an Leistungsträgern, die Persönliche

Budgets bewilligen können (oder bes-
ser: müssen?), sowie das föderale
System mit verschiedenen Zuständig-
keitsregelungen insbesondere in der

nennenswerte Rolle und ist nicht in
übergreifende Handlungskonzepte ein-
gebunden. Es scheint so, als ob Leis-
tungsträger das Persönliche Budget nur
anbieten, weil sie es nach Gesetzeslage
anbieten müssen, nicht weil sie sich
davon Nutzen versprechen oder gar
von der Idee überzeugt sind. 

Eingliederungshilfe, so lässt sich erah-
nen, wie viele unterschiedliche Kon-
zepte und Instrumente zur Praxis-
umsetzung nebeneinander existieren
mögen. Insofern ist es nicht vermessen
zu behaupten, dass sich momentan
unter den Ansätzen und Modellen, die
sämtlich unter dem Begriff „Persön-
liches Budget“ firmieren, recht unter-
schiedliche Substanzen verbergen.

Das Persönliche Budget fristet sein
Dasein als „Exot“ am Rande des übli-
chen Leistungsgeschehens. Weder wird
es von den Leistungsträgern forciert
(von einzelnen Ausnahmen abgesehen)
noch als aktives Steuerungsinstrument
genutzt. Wenn von politischer Seite
notwendige Umsteuerungen eingeleitet
und Veränderungen vorangetrieben
werden sollen (wie Maßnahmen zur
Kostendämpfung oder der Ausbau
ambulanter Unterstützungsstrukturen),
wird in alter Tradition auf die Sozial-
partnerschaft mit der Freien Wohlfahrts-
pflege gesetzt (vgl. Rahmenzielverein-
barung NRW 2006). Das Persönliche
Budget spielt in diesen Kontexten keine
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Fassen wir zusammen:

> Das Persönliche Budget gibt es
nicht, sondern vielmehr unter-
schiedliche „Spielarten“ Persön-
licher Budgets.

> In der praktischen Budgetausge-
staltung haben die Leistungsträger
relativ großen sozialadministrativen
Spielraum.

> Ganz ablehnen können die Leis-
tungsträger das Persönliche Budget
jedoch nicht, da für Leistungs-
berechtigte seit 2008 ein Rechts-
anspruch besteht.

> Gleichzeitig zeigen sich Widerstände
des traditionellen Systems mit einer
erheblichen Wirkkraft, die gegen die
konsequente Umsetzung und Ver-
breitung Persönlicher Budgets ge-
richtet ist.

In dieser Gemengelage lassen sich
interessante Strategien der Leistungs-
träger beobachten, um Persönliche
Budgets dergestalt zu bewilligen, dass
möglichst viel Sachleistungslogik be-
wahrt bleibt und ein konsequenter
Systemwechsel tunlichst vermieden
wird. Diese Vermeidungsstrategien las-
sen sich in einer Art „Kurzanleitung“
zusammenfassen:

Strategie 1: Man versehe das Budget
mit einer engen Zweckbindung

In der „reinen Lehre“ soll das Persön-
liche Budget dem/der Leistungsbe-
rechtigten Entscheidungsspielräume
schaffen, damit diese(r) nach eigenen
Vorstellungen die notwendigen Unter-
stützungsleistungen selbstbestimmt und
eigenverantwortlich organisieren kann.
Der Aspekt der Selbststeuerung macht
den fundamentalen Unterschied zur
Sachleistung aus. Aus Befragungen von
Budgetnehmer(inne)n ist bekannt, dass
der Gewinn an Entscheidungsfreiheit
und persönlicher Kontrolle eines der

Kurzanleitung: Wie bewilligt man
unter dem Label „Persönliches Bud-
get“ eine verdeckte Sachleistung?

1. Man versehe das Budget mit
einer engen Zweckbindung.

2. Man lege Fachkraft- oder Fach-
leistungsquoten fest.

3. Man arbeite mit Abtretungs-
erklärungen.

4. Man richte umfangreiche Nach-
weispflichten ein.

5. Man erstelle keine Zielverein-
barungen. Noch besser:
Man erstelle Zielvereinbarungen,
ohne Ziele zu vereinbaren.

zentralen Motive zur Inanspruch-
nahme eines Persönlichen Budgets dar-
stellt (vgl. WACKER, WANSING &
SCHÄFERS 2009; METZLER et al.
2007). 

Da ist es für Leistungsträger gerade-
zu naheliegend, genau an diesem Punkt
anzusetzen, um echte Persönliche Bud-
gets zu vermeiden: Man lege in der Ziel-
vereinbarung die Budgetverwendung
durch dezidierte Maßnahmeplanungen
soweit fest, dass ein wirklicher Ver-
wendungsspielraum im Budgetbezug
kaum mehr gegeben ist. In der realen
Bewilligungspraxis ist diese Strategie
nicht selten (vgl. Fallbeispiel 1).

Das Fallbeispiel entstammt den
Modellprojekten Trägerübergreifendes
Persönliches Budget (im Folgenden:
TPB), die im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales in
acht Bundesländern unter wissen-
schaftlicher Begleitung durchgeführt
wurden (vgl. METZLER et al. 2007).

Das Beispiel von Frau Ellermann ist
zur Verdeutlichung der „Zweck-
bindungs-Strategie“ insofern prädesti-
niert, als hier gleich in mehrfacher
Weise die Verwendungsfreiheit be-
schnitten wird, sowohl in sachlicher,
zeitlicher als auch sozialer Hinsicht: 

> Drei Viertel der Budgetsumme sind
für psychosoziale Betreuung vorge-
sehen, für dieses Teilbudget ergibt
sich kein sachlicher Dispositions-
spielraum.

> Die Betreuung ist wöchentlich zu
realisieren, hier wird der Budget-
nehmerin seitens des Leistungs-
erbringers kein zeitlicher Spielraum
zugestattet. 

> Indem der konkrete Leistungsanbie-
ter in der Zielvereinbarung festgelegt
wurde, ergibt sich auch kein sozialer
Dispositionsspielraum. Die Budget-
nehmerin wird auf diesen Leis-
tungserbringer – trotz Unzufrieden-
heit – festgenagelt und hat keine
Möglichkeiten zum Anbieterwechsel
(zumindest nimmt die Budgetneh-
merin die Situation so wahr). 
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Fallbeispiel 1: „Frau Ellermann“

„Das kann doch nicht der Sinn eines Persönlichen Budgets sein!“

Frau Ellermann ist 37 Jahre alt und lebt in einer eigenen Wohnung. Sie ist psy-
chisch krank (manisch-depressiv), ihr gegenwärtiges Leben besteht aus „guten
Zeiten und schlechten Zeiten“. In der Vergangenheit gab es verschiedene
Psychiatrieaufenthalte und auch zum Zeitpunkt der Budgetbeantragung droh-
te eine erneute Klinikaufnahme („ich war am Ende“). 

Um ihre Selbstständigkeit in der eigenen Wohnung aufrechtzuerhalten,
erhält Frau Ellermann vom Sozialhilfeträger ein monatliches Persönliches
Budget in Höhe von 280 Euro. Einen Großteil des Budgets (210 Euro) muss
sie laut Zielvereinbarung für psychosoziale Unterstützung im Umfang von
1,5 Wochenstunden durch einen festgelegten professionellen Leistungsanbieter
einsetzen. Mit den verbleibenden 70 Euro, die sie eigenverantwortlich für den
Bereich „Ernährung und Bewegung“ ausgeben kann, finanziert sie ihre
Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio und gelegentliches Schwimmen. 

Die Budgetnehmerin äußert sich sehr unzufrieden mit dem Verfahren der
Budgetbewilligung bzw. den geringen Entscheidungsspielräumen, die ihr
durch die enge Zweckbindung des Budgets blieben. Es habe keine Gespräche
über ihre Unterstützungswünsche und keine Zielvereinbarung zwischen ihr
und dem Sozialamt gegeben, sondern lediglich Absprachen zwischen dem
Sozialamt und dem Leistungserbringer. Als besonders negativ empfindet sie,
dass sie den professionellen Dienst wöchentlich in Anspruch nehmen müsse,
obwohl sie selbst ihren Bedarf als eher unregelmäßig beschreibt und sich dies-
bezüglich mehr Flexibilität wünschen würde.

Als sie einmal einen Urlaub in der Schweiz verbrachte, bekam sie „Ärger“,
weil sie der Betreuung nicht zur Verfügung stand (die 1,5 Stunden pro Woche
sollten „fest“ sein). Auch war es nicht möglich, die nicht in Anspruch genom-
menen (bzw. nicht benötigten) Stunden in den Folgemonat zu übertragen. 

Darüber hinaus sei sie mit der pädagogischen Mitarbeiterin sehr unzufrie-
den, da sie sich „nie wirklich Zeit nimmt“ und ständig „im Stress ist“. Wenn sie
mit ihr unterwegs sei, so klingle ständig das Handy. Daher würde sie gerne den
Anbieter wechseln, könne dies aber aufgrund der Regelungen in der
Zielvereinbarung nicht.
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Das ganze Arrangement folgt mehr
der Sachleistungslogik als der Grund-
idee des Persönlichen Budgets, außer
dass Frau Ellermann das Geld auf ihr
Konto erhält (und das nach eigenen
Aussagen noch nicht einmal zum
Monatsanfang, so wie es gesetzlich vor-
geschrieben ist, sondern erst zur
Monatsmitte). 

Letzter Punkt, die Festlegung des Leis-
tungserbringers in der Zielvereinba-
rung, führt uns direkt zu einer weiteren
Handlungsstrategie, die sich in einigen
Regionen ebenfalls großer Beliebtheit
erfreut.

Strategie 2: Man lege Fachkraft- oder
Fachleistungsquoten fest

Im Geldleistungssystem soll der Budget-
nehmer bzw. die Budgetnehmerin mehr
Eigenverantwortung bei der Organisa-
tion der Unterstützung erhalten, als
dies im Sachleistungssystem die Regel
ist. Das bedeutet jedoch nicht, dass
dadurch der zuständige Leistungsträger
von seiner allgemeinen Verantwortung
für die Leistungserbringung gänzlich
freigestellt ist. Auch im Geldleistungs-
system gehört es nach wie vor zu seinen
Grundsatzaufgaben, für geeignete Rah-
menbedingungen zur qualitativ bedarfs-
gerechten Ausführung der Leistungen
zu sorgen (nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 und
Nr. 2 SGB I).

Wie ist es jedoch einem Leistungs-
träger überhaupt noch möglich, diese
bleibende Verantwortung wahrzuneh-
men und die Budgetverwendung in
seinem Sinne zu lenken? Manche
Leistungsträger schenken der Ange-
botssteuerung durch die Budgetneh-
mer(innen) mit ihren individuellen
Kriterien zur Auswahl der Unterstüt-
zungspersonen wenig Vertrauen und
stellen im Vorhinein eigene formelle
Anforderungen an die Leistungser-
bringung. Das kann z. B. die Vorgabe
sein, für alle Leistungen oder einzelne
Leistungsbestandteile qualifizierte Fach-
kräfte (z. B. mit sozialpädagogischer
Ausbildung) einzusetzen. Das kann
auch in Form einer Festlegung von
Fachleistungsquoten erfolgen, d. h.,
dass ein bestimmter Unterstützungs-
anteil durch einen professionellen An-
bieter erbracht werden muss, der durch
Leistungs-, Entgelt- und Prüfungsver-
einbarungen anerkannt ist. 

Durch derartige Vorgaben verspricht
sich der Leistungsträger eine Sicherung
der Qualität der erbrachten Leistungen.
Sie stehen jedoch im Gegensatz zur
Grundintention des Persönlichen Bud-
gets, dass die vereinbarten Leistungs-
ziele von den Budgetnehmer(inne)n
möglichst selbstbestimmt konkretisiert
werden können, also dass die Wege zur

Zielerreichung und die einzusetzenden
Mittel relativ frei sind. Mit anderen
Worten: An die Stelle einer anbieterbe-
zogenen Maßnahmeplanung soll eine
individuumzentrierte Steuerung von
selbst gewünschten Unterstützungs-
formen und -inhalten treten.

Das schließt nicht aus, dass es im
Einzelfall durchaus zweckmäßig und
legitim sein kann, die Einhaltung be-
stimmter Strukturqualitätskriterien (wie
z. B. eine fachliche Qualifikation) zu
fordern, insbesondere wenn die Beson-
derheiten des Falls dies verlangen und
für die Zielerreichung als notwendig er-
achtet werden (z. B. aufgrund persönli-
cher Voraussetzungen des Leistungsbe-
rechtigten, spezifischer Unterstützungs-
bedarfe, anspruchsvoller Förderziele
o. Ä.). Wie gesagt: im Einzelfall.

Was aber ist zu beobachten: In der
Bewilligungspraxis einzelner Leistungs-
träger werden Fachkraftvorbehalte und
Fachleistungsquoten zur Regel gemacht.

Einer der größten Sozialhilfeträger
Deutschlands, der Landschaftsverband
Westfalen-Lippe, sieht in seiner Mus-
terzielvereinbarung unter dem Punkt
„Qualitätssicherung“ folgende Passage
vor: „Um einen hohen qualitativen
Standard der Teilhabeleistungen zu
gewährleisten, ist ein angemessener Teil
des Persönlichen Budgets für Fach-
leistungen anerkannter Anbieter aufzu-
wenden. Der Anteil beträgt mindestens
10 % des Gesamtbudgets, sofern in Teil
II der Zielvereinbarung nichts abwei-
chendes (sic!) vereinbart wird“ (LWL-
Behindertenhilfe Westfalen 2007). Hier
wird also die Festlegung eines Fach-
leistungsanteils zur grundsätzlichen
Bestimmung. Dieser Passus ist recht-
lich gar nicht zulässig, da eine solche
Einschränkung der Verwendungsfreiheit
einer eingehenden Begründung unter
Berücksichtigung der Bedingungen des
konkreten Einzelfalls bedarf (vgl. WELTI
2007, 27). Davon abgesehen offenbart
dieses Gebaren, dass ein Umdenken
weg von der angebotsbezogenen Pla-
nung und Qualitätsdefinition sichtlich
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Fallbeispiel 2: „Familie Berger“

„Das Sozialamt fordert Nachweise über die Qualifikation, es gibt aber gar
keine entsprechenden Anbieter in der Region“

Herr Berger ist 27 Jahre alt und wohnt bei seinen Eltern in ländlicher
Umgebung. Aufgrund komplexer Beeinträchtigungen ist er auf umfängliche
Unterstützung angewiesen, die im Wesentlichen die Mutter übernimmt. Vor
Beantragung des Persönlichen Budgets besuchte Herr Berger tagsüber eine
Fördergruppe, was ihn aber – laut Auskunft der Mutter – aufgrund der Schwere
der Behinderung zunehmend überforderte und sich in psychischer „Unruhe“
und „Ängstlichkeit“ äußerte. Die Mutter deutete dies damit, dass ihr Sohn
anscheinend nicht mit den vielen Eindrücken und Menschen in der Gruppe
klar komme.

Die Suche nach passenden Angeboten anderer Einrichtungen blieb auf-
grund dessen, dass die Familie in einer ländlichen Region lebt, erfolglos.
Schließlich wurde als einzige Option die eigenständige Organisation der
Betreuung und Förderung gesehen und ein Persönliches Budget beim
Sozialhilfeträger beantragt.

Das bewilligte Budget in Höhe von 816 Euro setzt sich aus zwei Bestand-
teilen zusammen: einem Teil für Fördermaßnahmen, der nachgewiesen werden
muss, und einem frei verwendbaren Teil für Freizeitaktivitäten. In der Ziel-
vereinbarung ist vorgeschrieben, dass für die Förderung Herrn Bergers qualifi-
zierte Fachkräfte einzusetzen und entsprechende Qualifikationsnachweise zu
erbringen sind.

Frau Berger gibt an, dass sich die Suche nach Fachkräften mit den geforder-
ten Qualifikationen sehr schwierig gestaltete, da keine passenden Anbieter in
der Region verfügbar seien. Schließlich wurde über Zeitungsinserate nach frei-
beruflich arbeitenden Personen mit entsprechender Ausbildung gesucht. Über
diesen Weg fanden sich nach einiger Zeit glücklicherweise drei Assistenten
(Pädagoge, Heilpraktiker, Physiotherapeut), welche die Einzelförderung in der
eigenen Häuslichkeit übernehmen konnten. 

Die Mutter betont die Schwierigkeiten mit der Personalrekrutierung und
empfindet es als Nachteil und Belastung, dass der Leistungsträger entspre-
chende Qualifikationen „vorschreiben“ würde. Ihrer Meinung nach sei der
„Beruf“ gar nicht so wichtig; persönliche Eigenschaften wie „Ruhe ausstrah-
len“ und auf die „Bedürfnisse des Sohnes eingehen“ seien viel bedeutsamer als
die formale Qualifikation.
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schwer fällt. Stattdessen wird weiterhin
an der implizit zugrundeliegenden
Sachleistungslogik geklammert, nach
der bestimmte fachlich-strukturelle
Merkmale von Einrichtungen und
Diensten (die in Leistungsvereinba-
rungen garantiert werden) auch zu
einer hohen Ergebnisqualität führen.
Bis zu einem gewissen Grad ist diese
Kausalverknüpfung begründbar, aber
sicherlich nicht mit Allgemeingültig-
keitsanspruch. Insbesondere im Kon-
text des Persönlichen Budgets zeigen
die praktischen Erfahrungen, dass in
vielen Fallkonstellationen gerade die
Freiheit der Budgetverwendung und
der Rückgriff auf nicht-professionelle
Hilfen zu einem wirksameren und wirt-
schaftlicheren Ressourceneinsatz führt,
weil aus subjektiver Sicht die Be-
deutsamkeit der Leistung für die eigene
Lebensführung steigt und aus objekti-
ver Sicht nicht für sämtliche Hilfearten
qualifizierte Kräfte notwendig oder
sogar geeignet sind.

Geradezu absurd werden Forde-
rungen nach dem Einsatz qualifizierter
Fachkräfte und anerkannter Leistungs-
anbieter, wenn diese in einer Region
gar nicht zur Verfügung stehen, siehe
dazu Fallbeispiel 2.

In dem Beispiel von Familie Berger
ist gerade das Fehlen geeigneter regio-
naler Betreuungsangebote und Fach-
kräfte das ausschlaggebende Motiv zur
eigenständigen Organisation der Hilfen
und Beantragung eines Persönlichen
Budgets. Wenn nun vom Leistungs-
träger zur Auflage gemacht wird, für die
Förderung ausschließlich qualifizierte
Fachkräfte zu rekrutieren, so wird das
Persönliche Budget geradezu ad absur-
dum geführt. Ungeachtet der Frage, ob
hier die Forderung nach Qualitäts-
standards aus fachlicher Sicht ange-
messen ist oder nicht, das Verwal-
tungshandeln ignoriert die familiale
Problemlage sowie die vorfindliche
regionale Anbieterstruktur und gefähr-
det mittels formalrechtlicher Vorgaben
die Gestaltung eines tragfähigen Hilfe-
arrangements über das Persönliche
Budget. Zwar ist es Familie Berger
gelungen, entsprechende Assistenten
zu gewinnen und die notwendige
Unterstützung zu organisieren, aller-
dings nur mit Mühe und Not.

Insgesamt ist die Praxis, in Zielver-
einbarungen Fachleistungsquoten und
Qualifikationserfordernisse festzulegen,
weit verbreitet (vgl. Abb. 1). In den
Modellregionen der Projekte TPB fin-
den sich derartige Regelungen in 37 %
der analysierten Zielvereinbarungen
(vgl. METZLER et al. 2007, 151). Nur

28 % der Zielvereinbarungen enthalten
keine spezifischen Vorgaben bezüglich
der Mittelverwendung.

Darüber hinaus veranschaulicht
Abb. 1, dass es nur ein kleiner Schritt
zu sein scheint von der Festlegung
einer fachlichen Qualifikation zur Fest-
legung des konkreten Dienstleisters: So
wird in 36 % der Zielvereinbarungen
nicht nur ein Qualifikationserfordernis

formuliert, sondern der Leistungs-
erbringer durch explizite Nennung
namentlich fixiert – also durch die
Bezeichnung der Einrichtung oder des
Dienstes, teilweise sogar mit Nennung
der Unterstützungsperson. In diesen
Fällen besteht keinerlei Dispositions-
spielraum zur Auswahl des Leistungs-
erbringers (wie im Fallbeispiel 1). 

Diese Tendenz zeigt sich auch in der
bereits erwähnten Musterzielverein-
barung des Landschaftsverbands West-
falen-Lippe (vgl. LWL-Behinderten-
hilfe Westfalen 2007). In ihr ist die
Möglichkeit vorgesehen, dass das der
festgesetzten Fachleistungsquote ent-
sprechende Teilbudget direkt vom
Leistungsträger an den konkreten
Leistungserbringer überwiesen wird.
Das heißt, die Abwicklung dieses Teil-
budgets gleicht der Abwicklung einer
Sachleistung: Die Stundenzahl steht
fest, der Dienstleister steht fest, am
Geldfluss ist der/die Leistungsberech-
tigte nicht beteiligt. Letztere(r) würde
nur den Teil des Budgets tatsächlich als
Geldbetrag in die Hand bekommen,
der für „selbstorganisierte Maßnah-
men“ vorgesehen ist. 

Auch dieser Aspekt der administrati-
ven Budgethandhabung ist rechtlich
zweifelhaft: Nach Gesetzeslage hat die
Feststellung der „nach dem individuel-
len Bedarf voraussichtlich erforderli-
chen Leistungen funktionsbezogen“ zu

erfolgen (§ 10 Abs. 1 Satz 1 SGB IX).
Das gilt sowohl im Verfahren nach dem
Sachleistungs- als auch dem Geldleis-
tungsprinzip. Folglich „kann die funkti-
onsbezogene Feststellung der voraus-
sichtlich erforderlichen Leistungen
auch im System der Sach- und Dienst-
leistungen im Normalfall nicht in der
Zuordnung zu einem einzelnen Leis-
tungserbringer bestehen. Erst recht
kann dies bei einer Leistungserbrin-
gung durch Budget nicht der Fall sein,
in dem der letzte Konkretisierungs-
schritt vom Budgetnehmer nach Maß-
gabe der Zielvereinbarung in eigener
Verantwortung vorgenommen wird“
(WELTI 2007, 41). Bedarfsfeststellung
und Leistungsgewährung sind nicht mit
der Zuweisung eines Leistungsanbie-
ters zu verwechseln. Leistungsberech-
tigte, insbesondere in der Rolle als Bud-
getnehmer(innen), müssen die Chance
zur Auswahl eines oder mehrerer Leis-
tungserbringer haben, und diese Kom-
petenz ist ihnen durch entsprechende
Regelungen zuzuerkennen.

Mit der – rechtlich fragwürdigen –
Strategie der Festschreibung von ausge-
wählten Leistungserbringern in der
Zielvereinbarung kann ein Leistungs-
träger Persönliche Budgets bewilligen,
die der bisherigen Sachleistung sehr
nahe kommen. Dies lässt sich aber
noch steigern.

Strategie 3: Man arbeite mit
Abtretungserklärungen

Im Falle von sog. „Abtretungserklärun-
gen“ erklärt sich der/die Leistungs-
berechtigte noch in der Phase der
Zielvereinbarungsgespräche damit ein-
verstanden, das Gesamtbudget an
einen bestimmten Leistungsanbieter
abzutreten, der im Gegenzug die ent-
sprechenden Hilfen erbringt. Optional
kann auch ein(e) Mitarbeiter(in) des
Leistungsträgers zwischengeschaltet
werden: Dann wird das Budget an
den/die Amtsmitarbeiter(in) abgetre-
ten, und die nötigen Leistungen werden
von dort aus organisiert, Verhand-
lungen mit Anbietern geführt usw. In
beiden Fällen haben Abtretungserklä-
rungen zur Folge, dass der Leistungs-
träger das Geld direkt an denjenigen
Dienst überweist, der als Leistungs-
erbringer ins Spiel kommt. 

Bei dieser Praxis wird zwar formell
ein Persönliches Budget bewilligt, das
aber genauso umgesetzt wird wie eine
Sachleistung. Überdies ergeben sich für
die so praktizierenden Sozialhilfeträger
weitere, ökonomische Vorteile: Durch
die Abtretung eines formal bewilligten
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Abb. 1: Regelungen zur Mittelverwen-
dung in den Zielvereinbarungen der
Modellprojekte TPB (N = 224)
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Budgets sind Sozialamtsmitarbeiter(in-
nen) nicht mehr an die im Sach-
leistungsbereich geltenden Entgelt-
vereinbarungen gebunden; sie können
versuchen, für die erforderlichen Leis-
tungen einen günstigeren Preis auszu-
handeln. 

In Rheinland-Pfalz, das als Bundes-
land mit der höchsten Budgetnehmer-
zahl gilt (aktuell über 2000 Sozialhilfe-
budgets; vgl. MASGFF RLP 2007, 37),
handelt es sich vorsichtigen Schätzun-
gen zu Folge in mehr als die Hälfte der
Fälle um Abtretungserklärungen. Aber
auch in anderen Regionen hat sich
diese Praxis etabliert. In den Modell-
projekten TPB (vgl. METZLER et al.
2007, 190 f.) sind es ca. 7 % der doku-
mentierten Budgets, wobei die „Dun-
kelziffer“ vermutlich höher ausfällt
(nicht alle Leistungsträger dürften diese
Vorgehensweise transparent gemacht
haben).

Abtretungserklärungen führen zu
„verdeckten Sachleistungen“, die mit
der Idee eines Persönlichen Budgets
nicht mehr viel zu tun haben. Sie soll-
ten auch nicht als solche verkauft und
öffentlichkeitswirksam inszeniert wer-
den. So stellt auch der Deutsche Verein
(2007, 10) nüchtern fest: „Die beobach-
tete Praxis, dass teilweise Leistungen
nicht an die Budgetnehmer/innen, son-
dern direkt an den Leistungserbringer
ausgekehrt werden, stellt kein Persön-
liches Budget dar“.

Strategie 4: Man richte umfangreiche
Nachweispflichten ein

Leistungsträger, die nicht gleich mit Ab-
tretungserklärungen arbeiten wollen,
haben ein subtileres Mittel an der Hand,
um Persönliche Budgets unattraktiv und
abschreckend zu gestalten: umfangrei-
che Nachweispflichten.

Gesetzlich heißt es dazu, dass eine
Zielvereinbarung „Regelungen über
(…) die Erforderlichkeit eines Nach-
weises für die Deckung des festgestell-
ten individuellen Bedarfs“ enthalten
muss (§ 4 Abs. 1 Satz 2 BudgetV). Es
kann also individuell festgelegt werden,
ob ein solcher Nachweis überhaupt zu
erbringen ist und, wenn ja, in welcher
Form. Im Allgemeinen gilt jedoch der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit:
„Verwendungsnachweise (dürfen) in
der Zielvereinbarung nur insoweit fest-
gelegt werden, als diese erforderlich
sind, um eine zweckentsprechende
Verwendung des Budgets sicherzustel-
len“ (WELTI 2007, 28). 

In der Praxis verlangt ein Großteil
der Leistungsträger Nachweise über die
Verwendung der Mittel. Von den Ziel-
vereinbarungen, die im Rahmen der
Modellprojekte TPB analysiert worden
sind, ist es ein Anteil von 83 % mit ent-
sprechenden Regelungsinhalten. Nur in
4 % der Zielvereinbarungen wird expli-
zit auf eine Nachweispflicht verzichtet.
In weiteren 13 % sind keine spezifi-
schen Regelungen enthalten, darunter
fallen z. B. auch Budgets mit Abtre-
tungserklärungen, was nicht weiter ver-
wundert: Wo keine Verwendungs-
freiheit gegeben ist, ist auch kein
Verwendungsnachweis vonnöten.

Verwendungsnachweise werden nicht
nur häufig verlangt, sie fallen in der
Regel auch sehr umfangreich und dezi-
diert aus, wie Abb. 2 zeigt.

In mehr als zwei Drittel der Fälle
sind schriftliche Belege vorzulegen,
welche die Budgetausgaben über einen
definierten Zeitraum dokumentieren.
Nur in 14 % der Zielvereinbarungen
wird auf solche Nachweise verzichtet;
hier reichen schriftliche Bestätigungen
der Budgetnehmer(innen), dass die
Mittel dem vereinbarten Zweck ent-
sprechend verwendet wurden.

Interessant ist, dass in 7 % der Ziel-
vereinbarungen „Entwicklungsberichte“
der Leistungserbringer verlangt werden,
d. h. Stellungnahmen von Fachdiensten
und/oder Leistungserbringern bezüg-
lich der Zweckmäßigkeit des Mittel-
einsatzes. Hier werden zwei Fliegen mit
einer Klappe geschlagen: Fachliche
Instanzen können die Budgetverwen-
dung kontrollieren und scheinbar
zugleich die Qualität der erbrachten
Leistungen sichern. 

Allerdings entstammt eine solche
Vorgehensweise angebotsbezogener
Steuerungslogik: Fachleute schätzen
von außen ein, inwiefern im Leistungs-

bezug gewisse Standards eingehalten
und bestimmte Ziele erreicht wurden,
die die Experten sich im Wesentlichen
selbst gesetzt haben. Dabei hat man
sich vom Persönlichen Budget eigentlich
eine Abkehr von der selbstreferentiellen
expertendominierten Qualitätsdefini-
tion und -beurteilung versprochen – hier
findet beides durch die Hintertür wie-
der Einlass. 

Unter der Zielsetzung des Persön-
lichen Budgets, mehr Selbstbestimmung
und Eigenverantwortung zu erreichen
(§ 17 SGB IX), und angesichts des
Wunsch- und Wahlrechts der Leis-
tungsberechtigten (§ 9 SGB IX) sollte
bei der Qualitätsbeurteilung die Per-
spektive des Budgetnehmers bzw. der
Budgetnehmerin maßgeblich sein.
Demnach wäre zu fragen: Besitzt die
über das Persönliche Budget organi-
sierte Unterstützung einen „subjektiven
Gebrauchswert“ (vgl. OELERICH &
SCHAARSCHUCH 2005), erweist sie
sich als passend und sinnvoll für die
eigene Lebensführung und die Ent-
wicklung eines zufriedenstellenden
Lebensstils? Die damit angesproche-
nen Aspekte der „Ergebnisqualität“ –
verstanden als Wirkungen von Unter-
stützungsleistungen – lassen sich aber
nicht allein aus der Außensicht beurtei-
len, hier müssen die Betroffenen selbst
zu Wort kommen. Das schließt nicht
aus, ergänzend dazu fachliche Ein-
schätzungen bei der Qualitätsüber-
prüfung einzubeziehen, insbesondere
wenn sie im Dialog mit dem/der
Budgetnehmer(in) gewonnen wurden.
Traditionelle „Entwicklungsberichte“,
welche die Betroffenen zu Objekten
der Begutachtung macht, sollten als
Relikte einer längst nicht mehr zeitge-
mäßen Praxis gelten – unabhängig
davon, ob man sich im Geldleistungs-
oder im Sachleistungssystem bewegt.

Da es sich bei der Bewilligung eines
Persönlichen Budgets um die Bereit-
stellung öffentlicher Mittel handelt, hat
ein Leistungsträger selbstverständlich
das Recht und die Pflicht, auf eine
zweckgemäße Verwendung zu achten.
Schließlich sind mit der Leistungs-
zusage auch allgemeine sozialpolitische
und gesellschaftliche Ziele verbunden.
Insofern steht außer Frage, dass Ver-
wendungsnachweise durchaus legitim
und angebracht sein können. Der
springende Punkt ist nur, worauf sich
derartige Nachweise beziehen sollten:
auf Maßnahmen oder auf Ziele? In der
Bewilligungspraxis wird diese Frage
recht eindeutig beantwortet: In vielen
Fällen wird bereits im Vorhinein die
Verfügungsfreiheit durch eine enge
Maßnahmeplanung bzw. Festschreibung
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Abb. 2: Regelungen zur Art des Verwen-
dungsnachweises in den Zielvereinba-
rungen der Modellprojekte TPB (N = 186)
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von Leistungserbringern eingeschränkt
und im Nachhinein die Verwendung
daraufhin überprüft, ob die vorgegebe-
nen Maßnahmen tatsächlich realisiert
wurden. Nur: Wie sollen auf diese
Weise die mit dem Persönlichen Budget
intendierten Zugewinne an Entschei-
dungsspielraum und Möglichkeiten der
Umsetzung lebensweltlicher Lösungen
erreicht werden, wenn bereits alles im
Vorfeld festgelegt und später detailliert
kontrolliert wird? Von dem bürokrati-
schen Aufwand, der dadurch produ-
ziert wird, ganz zu schweigen. Fast
drängt sich der Eindruck auf, dass
Budgetnehmer(inne)n strengere Nach-
weispflichten auferlegt werden als pro-
fessionellen Leistungserbringern im
Sachleistungssystem.

Einige Leistungsträger hingegen
gehen einen anderen Weg, stellen die
Ergebnisüberprüfung in den Mittel-
punkt ihrer Qualitätskontrolle und ver-
zichten weitgehend auf Ausgaben-
nachweise. Überprüft wird vor allem,
inwiefern die vereinbarten Ziele des
Budgets erreicht wurden, und weniger,
welche Wege der/die Budgetnehmer(in)
zur Zielerreichung eingeschlagen hat. 

In der Praxis lassen sich zahlreiche
Beispiele für lebensweltlich passende
Hilfearrangements finden, die vielleicht
keinem gängigen „Maßnahmekatalog“
eines Leistungsträgers oder -anbieters
entsprechen, sich aber in der jeweiligen
Lebenssituation des Budgetnehmers
bzw. der Budgetnehmerin als höchst
wirksam erwiesen haben. Ein Beispiel
aus dem baden-württembergischen Mo-
dellversuch (vgl. KASTL & METZLER
2005, 130 ff.) verdeutlicht dies in beein-
druckender Weise (vgl. Fallbeispiel 3).

Das Beispiel von Herrn Waldenfels
zeigt, dass mit der Verwendungsfreiheit
und selbst gewählten Organisation von
unterstützenden Aktivitäten deren sub-
jektive Bedeutsamkeit und Wirksam-
keit steigt. Ob sich dieser Erfolg auch
eingestellt hätte, wenn die Nutzung
professioneller Dienste mit entspre-
chenden Nachweispflichten vorge-
schrieben worden wäre, ist äußerst
zweifelhaft.

Strategie 5: Man erstelle keine
Zielvereinbarungen. Noch besser:
Man erstelle Zielvereinbarungen,
ohne Ziele zu vereinbaren.

Die Zielvereinbarung ist ein Herzstück
des Persönlichen Budgets. Im Budget-
modell unterscheidet sie sich sehr
deutlich im Vergleich zum Sachleis-
tungsmodell: Nicht mehr die Frage,
welche vorhandenen Angebote zur leis-
tungsberechtigten Person passen, steht
im Vordergrund, sondern welche Wün-
sche der Mensch mit Behinderung hin-
sichtlich seiner Bedarfsdeckung hat
und welche Ziele mit den Leistungen
erreicht werden sollen. Erst daran
schließen sich Überlegungen an, wie
die Unterstützung am besten zu arran-
gieren ist, damit eine Zielerreichung
vor dem Hintergrund der individuellen
Bedarfs- und Lebenssituation wahr-
scheinlich wird, und die Qualität der
Leistungen ergebnisorientiert sicherge-
stellt werden kann. 

Die Stärke des Instruments der
Zielvereinbarung liegt darin, dass sich
die konkreten Regelungsinhalte nach
den Bedingungen des Einzelfalls rich-
ten können. Im Aushandlungsprozess
mit dem Leistungsträger erhält der/die
Budgetnehmer(in) die Chance, eigene
Sichtweisen und Vorstellungen von
einem „guten Leben“ und einer „guten

Hilfe“ ins Spiel zu bringen und in ent-
sprechende Regelungen der Zielverein-
barung einfließen zu lassen. Angesichts
der Verschiedenheit und Komplexität
der Lebenswelten von Leistungsberech-
tigten hat der Gesetzgeber den ausfüh-
renden Behörden einen relativ großen
Spielraum für die Erstellung von Ziel-
vereinbarungen zugestanden. Diese
Gestaltungsfreiheit ist zunächst positiv
zu werten, sie steht aber im Wider-
spruch zum systemimmanenten Bestre-
ben von öffentlichen Verwaltungen, im
Sinne eines reibungslosen Programm-
ablaufs Komplexität zu reduzieren und
Vorgänge möglichst zu vereinheitlichen.
Insofern ist es aus Sicht eines Leis-
tungsträgers enorm zeitaufwändig,
individuelle Zielvereinbarungen vorzu-
bereiten und zu erstellen – man muss
sich mit der Einzigartigkeit der Person
und ihrer Lebenssituation intensiv be-
schäftigen. Diese Aufgabe lässt sich nur
bedingt in eine Routine bringen oder
gar standardisieren. So ist es kein Zu-
fall, dass in einigen Regionen Leistungs-
träger offensichtlich dazu neigen, diese
Aufgabenbearbeitung ganz zu umge-
hen, indem sie Persönliche Budgets be-
willigen, ohne zuvor Zielvereinbarun-
gen abzuschließen (vgl. das anfängliche
Fallbeispiel von Frau Ellermann). 
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Fallbeispiel 3: „Herr Waldenfels“ (vgl. KASTL & METZLER 2005, 130 ff.)

Gitarre spielen und Karate als „Kampf gegen die Stimmen“

Herr Waldenfels ist infolge einer chronifizierten Schizophrenie seit vielen
Jahren erheblichen Beeinträchtigungen unterworfen. Er hört bedrohliche
Stimmen, es zeigen sich deutliche Suizidtendenzen, seine Versuche zur Angst-
bewältigung führen zu vielfältigen Zwangshandlungen. In der Vergangenheit
kam es mehrfach zu längeren Krankenhausaufenthalten. Zuletzt wurde Herr
Waldenfels in einer Tagesklinik betreut, über die die Familie vom Persönlichen
Budget erfährt. Seit Budgetbewilligung erhält Herr Waldenfels vom
Sozialhilfeträger einen pauschalen Budgetbetrag von 600 Euro. Förmliche
Verwendungsnachweise über seine Budgetausgaben muss er nicht erbringen.

Anfänglich erhielt Herr Waldenfels Unterstützung durch einen sozialpsychi-
atrischen Dienst. Die Vorstellungen des Dienstes über die erforderliche
Unterstützung („Gespräche“) wurden von Herrn Waldenfels als wenig gewinn-
bringend angesehen; die Eltern sehen vor allem das Erfordernis, lebensprakti-
sche Kompetenzen zu trainieren.

In der Folge setzt Herr Waldenfels sein Budget neben der Hilfe bei der
Haushaltsführung vornehmlich für verschiedene „professionsfremde“ Bereiche
und Aktivitäten ein, wie eine Monatsfahrkarte, Gitarrenunterricht und seine
Mitgliedschaft im Karateverein. Durch diese individuelle Geldverwendung ent-
faltet das Persönliche Budget für Herrn Waldenfels seine besondere
Wirksamkeit: Das Gitarre-Spielen hat für ihn einen tagesstrukturierenden und
quasi-therapeutischen Effekt; Kampfsport bietet ihm Möglichkeiten, die
Stimmen zu beherrschen und am sozialen Leben teilzuhaben. Die
Monatsfahrkarte ermöglicht es Herrn Waldenfels, in einem sozialpsychiatri-
schen Zentrum täglich zu Mittag zu essen und dort Kontakte zu unterhalten.

Dieses subjektiv sinnvolle Arrangement führt – verglichen mit der Situation
vor Budgetbezug – zu einer deutlichen Stabilisierung mit der Folge, dass
(zumindest im Bewilligungszeitraum) kein weiterer stationärer Aufenthalt
erforderlich wurde.
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Mancherorts ist das paradoxe Phäno-
men zu beobachten, dass Zielvereinba-
rungen abgeschlossen werden, ohne
genaue Ziele zu vereinbaren. So findet
man in der Praxis immer wiederkehren-
de Standard-Floskeln wie „Ermöglichen
einer stärkeren Selbstbestimmung“
oder Formulierungen wie „Erhaltung
des Status quo“, „Eingliederungshilfe“
und „Teilnahme Wohntraining“. Hier
werden Ziele mit allgemeinen Schlag-
worten, Leistungskategorien oder Maß-
nahmen verwechselt, und es bleibt
offen, was genau mit den bewilligten
Leistungen erreicht werden soll. Die
offenkundigen Schwierigkeiten der
Sozialverwaltungen mit verständlichen,
transparenten und nutzerorientierten
Zielformulierungen verdeutlichen, wie
stark angebots- und maßnahmebezoge-
ne Denkweisen verwurzelt sind.

In einigen Zielvereinbarungen fin-
den sich jedoch sehr konkrete Ziele,
z. B. „Mofa-Führerschein“, „Soziale
Kontakte knüpfen; bis Ende August
2007 hat Herr B. zwei Jugendliche zu
sich eingeladen“ oder „Frau K. fährt
alleine mit Stadtbussen von der Werk-
statt zum Sport und zum Bahnhof“.
Solche Formulierungen entsprechen
schon eher der sog. „SMART“-Regel,
deren Anwendung die Bundesarbeits-
gemeinschaft für Rehabilitation (BAR
2009, 48) empfiehlt. Das Kürzel
„SMART“ steht dafür, dass Zielverein-
barungen passend („specific“), messbar
(„measureable“), erreichbar („achieve-
able“), bedeutsam („relevant“) und zeit-
lich bestimmt („timed“) sein sollen. Bei
allem Respekt vor der zugrundeliegen-
den Intention der SMART-Regel, eine
stärkere Strukturierung, höhere Ver-
bindlichkeit und Überprüfbarkeit von
Zielen zu gewährleisten: Ihre Inter-
pretation darf nicht ausarten in eine
allzu kleinschrittige und in allen Ein-
zelheiten durchregulierte Zielvereinba-
rung, die in behavioristischer Tradition
auf eine enge Verhaltenssteuerung von
außen hinausläuft und den Budget-
nehmer(inne)n jedweder Freiräume zur
letztlichen Konkretisierung der Ziele
und Umsetzungswege beraubt (vgl.
Strategie 1, „enge Zweckbindung“).
Wenn das übergreifende Ziel des Per-
sönlichen Budgets mehr Selbstbestim-
mung und Eigenverantwortung heißt,
so muss auch der Weg dorthin von den
Budgetnehmer(inne)n möglichst selbst-
bestimmt und eigenverantwortlich zu
steuern sein. 

Sowohl eng als auch weit gefasste
Zielformulierungen können also glei-
chermaßen problematisch sein, inso-
fern ist eine Balance gefragt zwischen

„allgemein“ (aber nicht beliebig) und
„spezifisch“ (aber nicht durchreguliert).
Ganz grundsätzlich stellt die Ziel-
vereinbarung jedoch ein innovatives
Steuerungsinstrument dar. Sie gibt die
grundlegende Richtung vor und um-
schreibt Regeln, die für die Leistungs-
gestaltung handlungsleitend sind. Ohne
eine Zielvereinbarung ist ein Per-
sönliches Budget kein wirkliches
Persönliches Budget.

Fazit: Was wird aus dem
Persönlichen Budget?

Es ist keineswegs so, dass die darge-
stellten Strategien zur Vermeidung
„echter“ Persönlicher Budgets als ein-
zelne Detailfragen betreffende Umset-
zungsprobleme zu interpretieren sind,
die sich gleichsam wie Kinderkrank-
heiten auswachsen werden. Im Kern
sind sie Ausdruck eines fundamentalen
Unbehagens, welches das traditionell
und konservativ geprägte System der
Behindertenhilfe mit sozialpolitischen
Liberalisierungsbestrebungen verbindet
(vgl. ASELMEIER 2009). Leistungsträ-
ger tun sich schwer mit einem System-
wechsel, wie er mit dem Persönlichen
Budget intendiert ist, und reagieren in
einer grundsätzlichen Abwehrhaltung
mit Strategien, um bei formaler Gewäh-
rung eines Persönlichen Budgets mög-
lichst viel Sachleistungscharakter zu
erhalten. 

Dass das Persönliche Budget gängi-
gen Handlungsmustern der Sozialver-
waltungen widerspricht, ist nicht allei-
niger Hemmnisfaktor. Tiefer liegend
sind strukturelle Probleme, welche das
gegliederte, vom Sachleistungscharak-
ter geprägte Sozialrecht und die korpo-
ratistische Verflechtung zwischen Leis-
tungsträgern und Leistungserbringern
mit sich bringen. Dazu zählt, dass Be-
darfsermittlung und Hilfeplanung – wie
in vielen Regionen der Regelfall – im
Wesentlichen durch Leistungsanbieter
gesteuert wird. Im Geldleistungssystem
werden die Nachteile dieser Praxis
besonders offenkundig: Wird das Per-
sönliche Budget von Leistungsanbie-
tern in der wichtigen Phase der Hilfe-
planung, wenn also Weichen für
zukünftige Unterstützungsarrangements
getroffen werden, als Option mitge-
dacht? Werden Menschen mit Behin-

2009, 82). Das würde bezogen auf alle
Bezieher(innen) von Eingliederungs-
hilfeleistungen einen Anteil von ledig-
lich 1,5 % ausmachen. Grund zur Sorge
sind aber nicht die Zahlen1, sondern
vielmehr, dass das Persönliche Budget
in der Bewilligungspraxis an das beste-
hende System adaptiert wird, dass
dabei der Versuch unternommen wird,
Unterschiede zwischen Sach- und Geld-
leistung möglichst zu nivellieren, an-
statt eine Neuorientierung zu wagen.
Spürbare Gewinne des Instruments zei-
gen sich aber gerade dort, wo Standard-
pfade der Sachleistung verlassen und
neue Wege der Unterstützungsgestal-
tung verfolgt werden. „Das Typische an

derung proaktiv beraten, auch wenn
Leistungsanbieter dadurch Gefahr lau-
fen, an Einfluss auf die Leistungs-
gestaltung, an Sicherheit, letztlich an
Macht zu verlieren?

Das Persönliche Budget muss an vie-
len Fronten gleichzeitig kämpfen. Es
wird überfrachtet damit, im Zuge einer
Umstellung von Einrichtungs- auf
Subjektzentrierung quasi nebenbei fun-
damentale Probleme des Rehabilita-
tionssystems zu lösen: die Umsetzung
personenbezogener Finanzierung, die
Überwindung der Trennung von ambu-
lant/stationär, die Koordination ver-
schiedener Leistungen und Leistungs-
träger, die Gewährleistung einer den
Einzelfall würdigenden Teilhabepla-
nung bei insgesamt steigenden Fall-
zahlen in der Eingliederungshilfe. Das
alles sind Herausforderungen, die das
Persönliche Budget alleine nicht meis-
tern kann. Solang eine Lösung auf brei-
ter Ebene noch aussteht, ist die
Tendenz der Sozialverwaltungen, das
Persönliche Budget möglichst nah an
die Sachleistung zu binden, systemlo-
gisch.

Im Moment ist das Persönliche
Budget quantitativ eine Randerschei-
nung. Der Bericht der Bundesregierung
über die Lage von Menschen mit Be-
hinderungen spricht (optimistisch) von
10.000 bewilligten Persönlichen Budgets
in Deutschland (vgl. Bundesregierung
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1 Erfahrungen anderer europäischer Nachbar-
länder lassen vermuten, dass die Inanspruch-
nahme in den nächsten Jahren kontinuierlich
steigen dürfte (vgl. BAUMGARTNER et al. 2007).
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Persönlichen Budgets ist, dass sie
untypisch sind“, so hat es ein Leistungs-
träger-Vertreter, der an der Modell-
erprobung TPB beteiligt war, treffend
ausgedrückt.

Vielerorts zeigen sich erhebliche
Beharrungskräfte des traditionellen
Systems, die gegen die Verbreitung und
konsequente Umsetzung Persönlicher
Budgets gerichtet sind. Die in diesem
Beitrag dargestellten Vermeidungs-
strategien zeugen davon. Wie viele der
angeblich 10.000 Persönlichen Budgets
verdienen diesen Namen und wie viele
davon sind in Wirklichkeit „Pseudo-
Budgets“?

So ist das Persönliche Budget nicht
per se ein Wert an sich oder gar ein
Erfolgsgarant, sondern seine Wirkun-
gen (und Nebenwirkungen) entfalten
sich in Abhängigkeit von den konkre-
ten Bedingungen seiner Ausgestaltung.
Erforderlich ist ein echtes Umdenken
im Geiste des Persönlichen Budgets,
eine aufrichtige Stärkung der Nutzer-
position im Leistungsgeschehen und
eine konsequente wirkungsorientierte
Steuerung. Überzeugende Budgetbei-
spiele machen plastisch, dass und wie
im konkreten Alltag von Menschen mit
Behinderung mehr Selbstbestimmung
und soziale Teilhabe erreicht werden
kann und wie lohnend ein solcher Weg
ist. Mehr Wille zur tatsächlichen Verän-
derung ist gefragt.
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KURZFASSUNG

Einer der herausragenden Innovationen
der letzten Jahre, dem Persönlichen
Budget, droht in der praktischen Umset-
zung, seiner Impulskraft zur Weiter-
entwicklung des Rehabilitationssystems
beraubt zu werden. Es zeigen sich erheb-
liche Beharrungskräfte des traditionellen
Systems, die gegen seine Verbreitung
und Umsetzung gerichtet sind. In Form
einer provokativen Anleitung werden in
der Praxis vorfindbare Strategien zur
Vermeidung „echter“ Persönlicher Budgets
identifiziert, diskutiert und anhand von
Fallbeispielen illustriert. Dabei wird deut-
lich, dass ein Umdenken – weg von
der angebotsbezogenen Planung und
Qualitätsdefinition hin zu einer wirkungs-
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orientierten Steuerung – sichtlich schwer
fällt und zukünftig eine konsequentere
Umsetzung der Grundidee des Persön-
lichen Budgets vonnöten ist.

ABSTRACT

How to Grant a Personal Budget
without Changing Anything.
Provocative Instructions. The personal
budget is one of the most innovative
instruments in the area of support for
people with disabilities, but in practice it
is in danger to lose its power to give the
system a new direction. In form of
provocative instructions the article dis-
cusses different aspects of the traditional
system which counteract the consequent
implementation of personal budgets.
Examples illustrate that a change of
thinking is necessary and a new way of
planning and arranging support as well
as defining quality which bring the per-
son’s needs and the outcomes of support
into focus.
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quenzen klar beschrieben werden.
Dieses Ziel ist bei zahlreichen Syndro-
men bereits erreicht, bei manchen gab
es aber erst Teilerfolge auf diesem
schwierigen Weg, und es sind weitere
Anstrengungen nötig, bei denen auch
auf die Mithilfe betroffener Familien
bzw. von Selbsthilfegruppen nicht ver-
zichtet werden kann.

Adams und Oliver haben 1945 ein
offensichtlich neues Syndrom beschrie-
ben, das mehrere Angehörige einer
Familie betraf, bei denen kurz nach der
Geburt offene, unbehaarte Stellen im
Bereich der Kopfhaut und des Schädel-
daches, Veränderungen an den Glied-
maßen sowie eine stark marmorierte
Zeichnung der Hautoberfläche auffie-
len. Die Beobachtung wurde bald von
anderen Autoren bestätigt, heute sind
von der dann als Adams-Oliver-Syn-
drom bezeichneten Entwicklungsstö-
rung mehr als 500 Beispiele gut doku-
mentiert. Aufgrund des Vorkommens in
verschiedenen Generationen und bei
Geschwistern beiderlei Geschlechts
wird eine autosomal dominante Verer-
bung mit schwankender Penetranz
bzw. Durchsetzungsfähigkeit und wech-
selnder Ausprägung bzw. Expressivität
vermutet, es gibt aber auch einige
Familienbeobachtungen, bei denen
Blutsverwandtschaft der Eltern und die
Erkrankung von Geschwistern auf ein
autosomal rezessives Gen hinweisen.
Ferner kommt sporadisches Auftreten
ohne eindeutigen Hinweis auf verant-
wortliche Ursachen vor. Das Spektrum
der Symptome hat sich mit den ver-
schiedenen Beobachtungen stetig er-
weitert und spricht für eine große
Variabilität, möglicherweise auch Hete-
rogenität: Bei manchen Betroffenen
finden sich nur gering ausgeprägte
Veränderungen bzw. lediglich einzelne
Symptome, bei anderen kommt es zu
einer schweren Mehrfachbehinderung.
Somit trifft die ursprüngliche Annahme
nicht zu, dass immer mit einer norma-
len geistigen Entwicklung zu rechnen
sei, vielmehr entsteht mitunter auch
eine geistige Behinderung in unter-
schiedlich starker Ausprägung.

Auch Syndrome haben ihre Geschich-
te, diese kann kurz und einsichtig, aber
auch langwierig und verschlungen sein.
Am Beginn steht oft die Beobachtung,
dass bei manchen Angehörigen einer
Familie besondere Auffälligkeiten, z. B.
eigentümliches Aussehen oder gewisse
Anomalien vorkommen. Durch eine
ähnliche Kombination der Symptome,
meist von sogenannten Fehlbildungen,
die auch mit einer Beeinträchtigung der
geistigen Entwicklung verbunden sein
können, wird dann ein Symptomen-
komplex oder ein Syndrom definiert.
Dessen offenbar „formalgenetische“
Besonderheit ist durch die Beobach-
tung ähnlich betroffener Menschen zu
bestätigen. Mit zunehmender Erfahrung
lässt sich so auch das Spektrum des
Syndroms mit der möglichen Variabi-
lität seiner Symptome abgrenzen. War
man z. B. vom Nachweis bestimmter
Auffälligkeiten oder eines besonderen
Aussehens bei Menschen mit geistiger
Behinderung ausgegangen, kann sich
später zeigen, dass eine Intelligenz-
minderung nicht immer vorkommt,
dass vielmehr andere Auffälligkeiten als
Kardinalsymptome anzusehen sind.
Dies ist von Bedeutung für die Ent-
wicklungsprognose und für die Pla-
nung zusätzlicher Untersuchungen, um
mögliche Risiken frühzeitig zu erken-
nen und ihnen zu begegnen. Bei der
Suche nach den für ein Syndrom ver-
antwortlichen Ursachen müssen sowohl
genetische als auch exogene Faktoren,
einzeln oder in Kombination, also
„multifaktoriell“, berücksichtigt wer-
den, was den Einsatz entsprechend dif-
ferenzierter Untersuchungsverfahren
erfordert. In den letzten Jahrzehnten
haben besonders zytogenetische und
molekulargenetische Methoden zur
Klärung beitragen können, es sind aber
auch verschiedene ungünstige Einwir-
kungen aus der Umwelt identifiziert
worden, z. B. Viren oder Chemikalien.
Ist es gelungen, die Ursache nachzu-
weisen, also die Ätiologie eindeutig
anzugeben, kann das nun als „kausal-
genetisch“ bezeichnete Syndrom in sei-
ner gesamten, oft recht variablen
Ausprägung bezüglich der Entste-
hungsgeschichte bzw. Pathogenese und
hinsichtlich seiner möglichen Konse-

Schwangerschaft und Geburt verlau-
fen meist normal; Frühgeburt kann vor-
kommen. Beim neugeborenen Kind fal-
len zuerst die Veränderungen am Kopf
auf, sogenannte Skalpdefekte als ange-
borene Wunden in der Kopfhaut, die
manchmal bis zum Schädelknochen
reichen (Aplasia cutis congenita); gele-
gentlich kommt es zu einer Vorwöl-
bung von Hirnhäuten und Gehirn
(Meningoencephalozele). Falls die
Wunden nicht von selbst heilen, was
oft der Fall ist, müssen sie chirurgisch
verschlossen werden. Als Anomalien an
den Gliedmaßen werden Verkürzung
und Fehlen von Fingern und Zehen
(Brachydaktylie), Verschmelzen von
Strahlen (Syndaktylie, vor allem bei II
und III) und Spalthandbildung (Ektro-
daktylie) sowie eine Hypoplasie (Unter-
entwicklung) der Finger- und Zehen-
nägel beobachtet. Hohlfuß-, Klumpfuß-
und Knickfuß-Stellung sind häufig;
auch transversale Gliedmaßendefekte
können entstehen und sogar zum
Verlust von Hand oder Unterschenkel
führen. Die meist recht auffällige Cutis
marmorata teleangiectatica congenita
kommt vor allem durch eine Erweite-
rung kleiner Hautgefäße zustande. Als
weitere Symptome wurden beschrie-
ben: Veränderungen an den Augen
(unterentwickelte Augäpfel, Fehlbildung
des Sehnerven, Katarakt – grauer Star),
Schielen, Lippenspalte, Herzfehler
(Septumdefekte, Fallot’sche Tetralogie,
Pulmonalstenose und -atresie, arterio-
venöse Aneurysmen der Lungengefäße),
Leberzirrhose bei hepatoportaler Stenose
mit Funktionsstörung, Veränderungen
an den Nieren und am Genitale
(Hypospadie, Kryptorchismus). Mit
bildgebender Diagnostik (MRT) sind
vor allem bei schwer und mehrfach
behinderten Kindern Fehlbildungen
des Gehirns (Arrhinenzephalie, Porenze-
phalie, Schizenzephalie, Hydrozepha-
lus), cortikale Differenzierungsstörungen
(Polymikrogyrie) und Veränderungen
der weißen Substanz (Leukomalazie)
nachgewiesen worden; die schwerste
und dann letale Anomalie kann eine
Akranie (Anenzephalie) sein. Frühe
Zeichen von Veränderungen am Gehirn
äußern sich durch Mikrozephalie (ver-
minderter Kopfumfang), Muskelhypo-
tonie (allgemeine Schlaffheit) und Ent-
wicklungsverzögerung im Säuglingsalter,
später kommt es zu Bewegungsstörun-
gen (Spastik, Rigor, Hemiplegie) und
epileptischen Anfällen mit EEG-Verän-
derungen, auch zu einer geistigen
Behinderung.

Verschiedene Beobachtungen wei-
sen darauf hin, dass für die Patho-
genese des Syndroms in einem frühen
Stadium der Entwicklung aufgetretene
Durchblutungsstörungen bedeutsam

Das Adams-Oliver-Syndrom
GERHARD NEUHÄUSER
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sind, möglicherweise bedingt durch
Veränderungen an den Endothelien
(Gefäßinnenhäute); es handelt sich
damit um einen Entwicklungsfeld-
defekt, was auch die unterschiedlichen
Symptome erklärt. Die Suche nach ver-
antwortlichen Genen war bisher nicht
erfolgreich; ausgeschlossen wurden
allerdings die Gene ALX4 und MSX2.
Eine Forschergruppe am Human-
genetischen Institut der Universität
Erlangen (M. Zenker) bemüht sich in
Kooperation mit Kollegen in London
(R. Trembath) und Antwerpen (W.
Wuyts) um die genetische Aufklärung,
aber auch um eine weitere klinische
Differenzierung des Syndroms. 

Praktisch bedeutsam ist eine frühe
Diagnose, die anhand der Kardinal-
symptome (Skalpdefekt, Fehlbildungen
an Händen und Füßen, Cutis marmora-
ta) relativ einfach gestellt werden kann.
Als Differenzialdiagnose sind Skalp-
defekte anderer Ursache (auch gene-
tisch bedingt), Holt-Oram-Syndrom
(Herzfehler als Kardinalsymptom) so-
wie verschiedene oro-akrale Syndrome
zu berücksichtigen, bei denen Anoma-
lien des Gesichts und der Extremitäten
auftreten, auch amniogene Schnür-
furchen oder Chromosomenanomalien
(Pätau-Syndrom).

Die Entwicklung von Kindern mit
Adams-Oliver-Syndrom ist immer be-
sonders sorgfältig zu verfolgen, ggf. sind
weitere Untersuchungen nötig und
Maßnahmen der Frühförderung bzw.
eine orthopädische oder andere spe-
zielle Behandlung zu veranlassen. 

Selbsthilfegruppe: Adams Oliver Syn-
drome Support Group, 16 Kirton Close,
Radyr Way, Llandaff-Cardiff, South
Glamorean CF5 2NB, Wales, UK.
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Eine überaus anerkannte und viel gele-
sene Rubrik ist bereits seit Heft 4/1985
der Zeitschrift „Geistige Behinderung“
bis heute zu Heft 4/2009 der „Teilhabe“
unsere Syndrome-Reihe. Ausgabe für
Ausgabe lesen wir hier die fachliche
Aufbereitung eines Syndroms durch
Prof. em. Dr. Gerhard Neuhäuser, ehe-
maliger Leiter der Abteilungen Neuro-
pädiatrie und Sozialpädiatrie am Zen-
trum für Kinderheilkunde an der
Universität Gießen. Herr Prof. Neu-
häuser hat uns kontinuierlich von 1985
an, damals beginnend mit dem Prader-
Willi-Syndrom (in den 1980er Jahren
schon als weit verbreitet beobachtet,
aber fachlich damals noch wenig

durchdrungen), bis heute ca. 90 Syn-
drome aus dem Spektrum geistiger
Behinderung nahe gebracht.

Stimmte lange Zeit die Aussage „weit
verbreitet, aber wenig bekannt“, so hat
sich dieses Verhältnis mit dem „Abarbei-
ten“ der am meisten verbreiteten Syn-
drome in der Fachzeitschrift inzwischen
fast umgekehrt: Das Alpers-Hutten-
locher-Syndrom (2/09) sowie das Adams-
Oliver-Syndrom (4/09) sind gute Bei-
spiele für diese Umkehr der Gewichte.
Dank der langjährigen Befassung von
Herrn Prof. Neuhäuser mit immer wie-
der anderen Syndromen haben wir jetzt
ein profundes Wissen auch über solche
Syndrome, die epidemiologisch äußerst

selten vorkommen – das im Lebenshilfe-
Verlag erschienene „Syndrome-Buch“
des Autors zeugt davon.

Mit dem vorliegenden Heft endet
daher die Syndrome-Reihe als regelmä-
ßige Rubrik. Wir möchten dem unermüd-
lichen Autor, Herrn Prof. Neuhäuser,
ganz herzlich „danke“ für sein außeror-
dentliches Engagement über all die Jahre
sagen. Wenn die These noch stimmt,
dass Wissen zu Macht verhilft, dann
mündet der Dank der ganzen Redak-
tion in eine große Anerkennung für fast
25 Jahre durchgehenden Empowerments
von Menschen mit Behinderung und alle
sie begleitenden Menschen. Ich denke,
liebe Leserin und lieber Leser, dies darf
ich auch in Ihrer aller Namen sagen.

Dr. Theo Frühauf, Chefredakteur

25 Jahre Syndrome-Reihe
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Der internationale Diskurs zum „Diver-
sity Management“ (DIM) wird vor
allem in der Wirtschaftswissenschaft,
zweitrangig in der Sozialarbeit (vgl.
HOFF 2008, 38 ff.; LEIPRECHT 2008,
427 ff.) und erst zaghaft in der Behin-
dertenhilfe zur Kenntnis genommen
und thematisiert. So beschäftigte sich
z. B. ein fachlich hochkarätiges Sympo-
sium der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft unter Teilnahme von
Wissenschaftler(inne)n und Fachkol-
leg(inn)en der Behindertenhilfe im
November 2008 mit dem Thema:
„Integration, Diversity, Inklusion – wie
wächst zusammen, was zusammen
gehört?“ Wichtige Arbeiten wurden
diesbezüglich auch von PRENGEL
vorgelegt (v. a. PRENGEL 2006).

Da ein gelingender Umgang mit
Vielfalt bei – folgerichtig – immer weni-
ger sozialer Besonderung von Gruppen
ein wichtiges Thema auf dem Weg zu
einer inklusiven Gesellschaft zu sein
scheint, soll in diesem Artikel Diversity
Management als Strategie vorgestellt

und diskutiert werden, welche Rele-
vanz es für die Behindertenhilfe haben
kann. Das Potenzial von DIM ist groß,
eine Auseinandersetzung lohnt, dies
die These zu Beginn.

Diversity Management – nur eine
Mode? 

Die Tatsache, dass Diversity Manage-
ment ein Begriff aus dem angloameri-
kanischen Sprachraum ist und zunächst
v. a. im Zusammenhang der Wirtschafts-
wissenschaften diskutiert wird, sollte
nicht zu vorschnellem Abwinken füh-
ren und davon abhalten, sich mit den
Inhalten auseinanderzusetzen. Michael
STUBER (2005, 1) begründet kurz und
prägnant, warum Diversity Manage-
ment keine Mode, sondern ein „Muss“
ist: „Der Vorwurf einer Modeerschei-
nung ist in vielerlei Hinsicht irre-
führend: Gesellschaftliche Verände-
rungen wie der demographische oder

PRAXIS UND
MANAGEMENT

ULRICH NIEHOFF

Diversity Management oder
Umgang mit Vielfalt
Eine hilfreiche Strategie auf dem Weg zur Inklusion

Diversity Management (auch Managing Diversity; deutsch: Vielfaltsmanage-
ment) bedeutet in der wortwörtlichen Übersetzung „soziale Vielfalt gut/kon-
struktiv nutzen“. DM begann ursprünglich als sozio-politische Graswurzel-
bewegung in den USA der 1960er Jahre als Zusammenfluss der U. S.
Frauenrechtsbewegung und der Bürgerrechtsbewegung. In den letzten
Jahrzehnten entwickelte sich DM aber auch zu einem Konzept der
Unternehmensführung, das die Heterogenität der Beschäftigten beachtet und
zum Vorteil aller Beteiligten nutzen möchte. 

Diversity Management toleriert nicht nur die individuelle Verschiedenheit
(engl.: diversity) der Mitarbeiter, sondern hebt diese im Sinne einer positiven
Wertschätzung besonders hervor. 

Ziele von Diversity Management sind:

> eine produktive Gesamtatmosphäre im Unternehmen zu erreichen, 

> Soziale Diskriminierungen von Minderheiten zu verhindern und 

> die Chancengleichheit zu verbessern. 

Dabei steht aber nicht die Minderheit selbst im Fokus, sondern die Gesamtheit
der Mitarbeiter in ihren Unterschieden und Gemeinsamkeiten.

Wikipedia, die freie Enzyklopädie
(http://de.wikipedia.org/wiki/Diversity_Management)



Es geht nicht (nur) um die Integration der
verschiedenen „Randgruppen“.
Es geht um einen gelingenden Umgang mit Vielfalt!

der Wertewandel stellen tradierte Unter-
nehmenskulturen und -strategien in
Frage. Veränderte Rahmenbedingungen
erfordern neue Ansätze und Ant-
worten. Die häufig un- oder unterbe-
wusst auf den ‚deutschen Familienvater
mittleren Alters‘ zugeschnittenen Sys-
teme erweisen sich als nicht länger
wettbewerbsfähig im Kampf um die
besten Köpfe, die innovativsten Lösun-
gen und die nationalen und interna-
tionalen Märkte. Besonders für inter-
national tätige Unternehmen und
Organisationen stellen sich die Beleg-
schaften, Kunden und Geschäftspart-
ner zunehmend vielfältig dar. Techni-
sierung, Virtualisierung und Mobilität
haben die Welt verändert. So stellen
grenzüberschreitende Arbeitsgruppen
und globale Märkte oder Produktionen
eine neue Realität – und die Zukunft
dar. Diversity bietet hierfür einen lang-
fristig tragfähigen Ansatz. (…) Auch die
betriebliche Praxis in den USA und
Großbritannien macht deutlich, dass
Diversity nicht kurzlebig ist. Der
Ansatz blickt in den USA bereits auf
eine 20jährige Etablierung zurück und
gewinnt weiter an Bedeutung. (…)
Wenn die Bedeutung von Diversity in
diesem Umfeld auch nach 20 Jahren
noch weiter zunimmt, gibt es Grund zu
der Annahme, dass es auch im vielfälti-
gen Europa, bei zunehmender Migra-
tion und wachsender Offenheit durch
internationale Kommunikation und
Mobilität der Ansatz Diversity auch in
Zukunft Mehrwerte bieten wird.“

Aus dem Zitat wird eine Bereitschaft
zur Toleranz deutlich, die die Behin-
dertenhilfe zur Kenntnis nehmen und
nutzen sollte, auch um z. B. Arbeits-
plätze im Rahmen Unterstützter Be-
schäftigung in Wirtschaftsunternehmen
zu akquirieren. 

Diversity kann angemessen mit
„Vielfalt“ oder „Heterogenität“ über-
setzt werden. Alle Menschen sind gleich-
wertig, gleichwürdig und andersartig.
Menschen unterscheiden sich im
Hinblick auf 

> Geschlecht (Mann/Frau)

> Herkunft (deutsch/andere
Nationalität)

> Hautfarbe (weiß/farbig) 

> Alter (alt/jung, Lebenschronologie)

> Klasse/soziale Herkunft (z. B.
Arbeitgeber/Arbeitnehmer,
Arbeitplatzinhaber/Arbeitsloser,
Stadt/Land)

> Sexualität (heterosexuell/homo-
sexuell/bisexuell)

> Religion (Christentum/andere
Weltreligionen/Atheismus)

> Kultur (was ist „Leitkultur“? –
Anpassung/Assimilation)

> Persönliche Konstitution (nicht
behindert/geistig, körper- oder
sinnesbehindert)

Welche Gründe sprechen für Diversity
Management? 

Zunächst haben Wirtschaftsunterneh-
men die Vorteile von Diversity für
Zielerreichung und Zusammenarbeit
erkannt. Sowohl gegenüber Kunden als
auch gegenüber der Belegschaft gibt es
Pro-Argumente. So führt ein anerken-
nendes, wertschätzendes und diskrimi-
nierungsfreies Betriebsklima bei allen
zu mehr Arbeitszufriedenheit. Fehl-
und Krankheitstage nehmen ab, brach-
liegende Ressourcen, die in der Vielfalt
der Mitarbeiterschaft liegen, können
aktiviert werden. Ein gehörloser Kunde
wird eher an den Dienstleister gebun-
den werden können, wenn er in
Gebärdensprache bedient wird. Der/die
bedienende Mitarbeiter(in) hat sozusa-
gen ein „Alleinstellungsmerkmal“ im
Vergleich zu den Kolleg(inn)en, was

Anerkennung bringt und den Arbeits-
platz sichert. Walburga HOFF (2008,
38) berichtet von der Strategie des
Möbelunternehmens Ikea, bei der
gezielt Migrant(inn)en eingestellt wer-
den, um ein möglichst breites Spektrum
an unterschiedlichen Nationalitäten
potenzieller Kund(inn)en in der Beleg-
schaft abzubilden. Solche Ansätze der
Organisations- und Personalentwick-
lung begreifen soziale Heterogenität,
die sich im Zuge ökonomischer und
kultureller Globalisierung sowie als
Folge beschleunigter Individualisie-
rungsprozesse ausbildet, als positiven
Faktor der (ökonomischen) Erfolgsstei-
gerung. In diesem Sinne gilt Diversity
Management als vielversprechendes
Konzept, Unterschieden und Differen-
zen wertschätzend zu begegnen und sie
als eine wichtige Ressource zu nutzen.
DIM liegt so gesehen im ureigensten
Interesse wirtschaftlicher Unterneh-
mungen. Diese Tatsache sollte auch
von der Behindertenhilfe genutzt wer-
den, im Speziellen zur Integration in
den allgemeinen Arbeitsmarkt.

Nicht zuletzt die Gleichstellungs-
und Antidiskriminierungspolitik der
Europäischen Union (Richtlinie 2000/
43/EG-ethnische Herkunft; Richtlinie
2000/78/EG-Beschäftigung und Beruf;
Richtlinie 2002/73/EG-Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen) und
der Bundesrepublik Deutschland (Dis-
kriminierungsverbot in Art. 3 Abs. 3 GG;
Behindertengleichstellungsgesetz 2002;
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
2006) haben offensichtlich werden las-
sen, dass die Ausrichtung auf eine
homogene soziale Gruppe in Organi-
sationen, Betrieben und gesellschaftli-
chen Institutionen etc. Auswahl oder
möglicherweise auch Diskriminierung
mit sich bringt, die aus rechtlichen,
aber auch aus moralischen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Grün-
den kontraindiziert ist. Zudem er-
scheint die Idee von Homogenität in
Gruppen eher als ein Mythos. Kaum
ein anderer gesellschaftlicher Teilbe-
reich z. B. ist so hierarchisiert aufgrund
des Bestrebens zur Homogenität wie
das Klassensystem im Fußballsport in
Deutschland mit elf Ligen. Um eine

Vergleichbarkeit beim Mannschafts-
sport Fußball herbeizuführen, ist diese
Organisation sinnvoll. Wenn man aber
meint, eine homogene Mannschaft mit
der am meisten „ausgewählten“, „elitä-
ren“ Fußballnationalmannschaft vor
sich zu haben, so wird doch gleich
deutlich, dass ein Trainer gut beraten
ist, nicht die Mannschaft als homoge-
nes Ganzes zu sehen, sondern jeden
Spieler einzeln anzusprechen, zu be-
treuen und zu coachen. Die weit
bekannten und manchmal berühmten
Spieler sind offensichtlich in hohem
Maß Individualisten. Selbst bei einer
extrem „ausgewählten“ Gruppe liegt
keine Homogenität, sondern Hetero-
genität, Diversität vor. Ein Trainer wird
dann erfolgreich sein, wenn er „Diver-
sity“ managt und die Ressourcen aller
einzelnen Spieler auf dem Spielfeld
voll zum Ausdruck bringen kann. 

Wenn Homogenität eher als ein
Mythos und Heterogenität als gesell-
schaftliche Realität gesehen werden
kann, wenn nicht mehr nach Kriterien
vermuteter Gleichheit getrennt und
separiert werden soll, dann müssen die
Herausforderungen, die sich in einer
multikulturellen Gesellschaft natur-
wüchsig ergeben, sozusagen gemanagt
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Im Sinne des Diversity Management sind Konzeptionen
zu entwickeln, die die Spezialisierung auf eine margi-
nalisierte Gruppe aufheben und alle Menschen in den
Blick nehmen.

werden, man muss mit ihnen in kon-
struktiver Weise umgehen. Es geht also
um die Herausbildung einer Kultur der
Anerkennung von Heterogenität, ohne
individuelle Unterstützungsbedarfe ein-
zelner Gesellschaftsmitglieder zu igno-
rieren. Diversity Management ist ein
diesbezüglicher Ansatz, den Günther
VEDDER (o. J., 1 ff.) in 16 Thesen pro-
filiert: Beim Diversity Management geht
es um Fairness, Toleranz, Chancen-
gleichheit sowie die Wertschätzung und
Nutzung von personeller Vielfalt in
Organisationen. Die DIM-Ziele werden
nicht nur moralisch und juristisch, son-
dern vor allem ökonomisch begründet.
Organisationen seien wirtschaftlich
erfolgreicher, wenn sie systematisch
und angemessen auf die Bedürfnisse
von heterogenen Kunden, unterschied-
lichen Beschäftigten und vielfältigen
sonstigen Stakeholdern (Geldgebern,
Lieferanten, Behörden …) eingingen.
Das „Feindbild“ des Diversity Manage-
ment seien „monokulturelle Organisa-
tionen“, in denen eine dominante Per-
sonengruppe (meist weiße, inländische,
gut qualifizierte Männer fortgeschritte-
nen Alters) alle Schlüsselpositionen
einnähmen und die Spielregeln be-
stimmten. Sechs kaum oder gar nicht
veränderbare Aspekte personeller Viel-
falt haben sich als DIM-Kerndimen-
sionen herausgebildet, die im Mittel-
punkt stehen: Alter, Behinderung,
Ethnizität/Herkunft, Geschlecht, Reli-
gion und sexuelle Orientierung. Diver-
sity Management geht nach VEDDER
nicht auf eine zentrale Publikation
zurück, sondern wurde in den späten
1980er Jahren von mehreren Beratern
parallel entwickelt. Am „DIM-Gebäude“
wird seitdem permanent an- und umge-
baut. Es gibt daher eine Vielfalt von
DIM-Definitionen, -Maßnahmen und 
-Modellen. Eine Stärke des Konzepts
liege darin, dass es situativ auf die Be-
sonderheiten einer Organisation zuge-
schnitten werden könne. Beim Diver-
sity Management handele es sich um
ein normatives Organisationskonzept,
dem keine geschlossene Theorie zu-
grunde liege. Beim Diversity Manage-
ment gehe es um die Veränderung der
Organisationskultur hin zu einer
„Multikulturellen Organisation“. 

DIM wird häufig ökonomisch be-
gründet und hat v. a. einerseits Men-
schen mit Migrationshintergrund und
andererseits Geschlechterfragen im
Blick. Fast alle der genannten Vorteile
eines glückenden Umgangs mit Vielfalt
lassen sich jedoch auch auf Organi-
sationen, Strukturen und Fachfragen

der Behindertenhilfe übertragen. Auch
die Behindertenhilfe sieht sich ver-
mehrt mit Menschen aus allen Teilen
der Welt konfrontiert. Fragen des Femi-
nismus werden mit Jahren der Verspä-
tung nun auch in der Behindertenhilfe
diskutiert. Es gibt Fälle von Diskrimi-
nierung quer durch alle Bereiche der
Behindertenhilfe, die sich neben Behin-
derungsfragen auch auf Fragen des
Geschlechts, des Alters, der Religion,
der Kultur, der sozialen Schicht etc.
beziehen. Diversity Management im
Wortsinn wirbt für Toleranz innerhalb
von Strukturen (der Behindertenhilfe)
und außerhalb. Wenn behinderte Men-
schen nicht in befriedigendem Maße in
den „gesellschaftlichen Mainstream“
einbezogen sind, so kann es als eine
Aufgabe der Behindertenhilfe und der
in ihr tätigen Menschen gesehen wer-
den, dies aktiv einzufordern. Die Be-
hindertenhilfe kann sich einmischen in
die Diskussionen und Strukturen des
Diversity Management, denn hier gibt
es eine vorher ungewohnte Bereitschaft
zur Toleranz und Kooperation im Sinne
von Inklusion. Bei DIM geht es erstma-
lig nicht mehr um die Integration einer
von Marginalisierung und Ausgrenzung
bedrohten besonderen Gruppe (z. B. be-
hinderte Menschen), sondern von vorn-
herein um den Umgang mit Vielfalt mit
dem Ziel, Benachteiligung, Besonde-
rung und Ausgrenzung zu verhindern. 

Integration von Minderheiten oder
Umgang mit Vielfalt? 

So lohnenswert und interessant die
Planungen der Stadt München für eine
inklusive Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen sind (vgl. Zeitschrift
„Gemeinsam Leben“ 4/2008, 194–206),
so behandeln sie dort doch ausschließ-
lich das Thema Heterogenität bezüglich

des Kernelements Behinderung (hier:
„behinderte und nichtbehinderte Kin-
der und Jugendliche“). Die neuen „Leit-
linien für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen mit und ohne Behin-
derung“ sollen die existenten „Leit-
linien für geschlechtsspezifisch diffe-
renzierte Jugendhilfe“, die „Leitlinien
für die Arbeit mit Jungen und jungen
Männern“ und die „Leitlinien für eine
interkulturell orientierte Kinder- und
Jugendhilfe“ ergänzen.

Chancen und Risiken von Diversity
Management

Ein Politik- und Paradigmenwechsel von
der Fokussierung auf eine Gruppe hin
zur Vielfalt menschlicher Lebensfor-
men in all ihren Schattierungen wird
Fragen aufwerfen, die auch auf Risiken
hinweisen: 

Auch die Sportjugend Hessen ver-
fügt über zwei Referate zum Integra-
tionssport: „Integration durch Sport“,
hier sind Menschen mit Migrations-
hintergrund im Fokus, sowie „Inte-
gration von behinderten und nichtbe-
hinderten Menschen“. Die Sportjugend
ist in ihrem Engagement für soziale
Fragen beispielgebend, bleibt aber in
Bezug auf „Diversity“ widersprüchlich,
da sie sich auf der einen Seite „Inte-
gration“ auf die Fahnen schreibt, auf
der anderen Seite segregiert in zwei
Säulen zum Integrationssport. 

Auch in einem Alltagverständnis er-
scheint die Parallelität oder „Versäu-
lung“ der Integrationsbemühungen von
verschiedensten marginalisierten Grup-
pen fraglich. Wenn die Integration
einer Gruppe gelungen ist, kommt die
nächste. Bis alle Gruppen integriert
sind, muss man wieder von vorne be-
ginnen, weil bestimmte Gruppen zwi-
schenzeitlich aus dem Fokus geraten
sind. Der umfassendere Gedanke des
Diversity Management in Bezug auf
alle potenziell marginalisierten oder
ausgegrenzten Gruppen besticht dage-
gen durch große Plausibilität. Inte-
ressant im Sinne des DIM und die
Fachlichkeit und Wissenschaft der
Behindertenhilfe herausfordernd wäre
es nun, Konzeptionen zu entwickeln, die
die jeweilige Separierung und Speziali-
sierung auf eine marginalisierte Gruppe
aufheben und wirklich alle Menschen
(Diversity, Heterogenität und Vielfalt)
in den Blick nehmen, zugegebener-
maßen eine nicht eben kleine Aufgabe.
Bei „Null“ muss die Behindertenhilfe
nicht beginnen: Die Diskussionen,
Konzepte und praktischen Ansätze des
Diversity Management sind in diesem
Zusammenhang anregend. 
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Wenn sich Diversity managen lässt, braucht es immer
weniger besondere Strukturen.

> Mainstreaming könnte dazu führen,
dass spezifische Lebenslagen und
Erschwernisse einzelner Gruppen
auf Kosten des allgemeinen Ansatzes
von Diversity Management nivelliert
werden und aus dem Blick geraten.
„Diversity-Policies“ könnten zur
Nicht-Wahrnehmung und Unsicht-
barkeit sozialer Problemlagen füh-
ren und die Forderungen nach
Nachteilsausgleichen schwächen. 

> Strukturen der Besonderung haben
sich institutionalisiert und professio-
nalisiert – ein wesentlicher Grund,
warum inklusive Entwicklungen so
zögerlich greifen. Man denke in die-
sem Zusammenhang nur an das
System der Sonderschulen. In Bezug
auf politische Lobbyarbeit wären
Arbeitsplätze von z. B. Frauen-,
Behinderten- und Integrationsbeauf-
tragten in Frage gestellt. Was würde
es wirklich bedeuten, wenn sie zu-
sammenarbeiten müssten/sollten/
dürften in Antidiskriminierungsbüros
oder Diversity-Center?

> Könnte die Zusammenfassung von
Initiativen gegen Diskriminierung
und deren bürokratischen Strukturen
von der Politik mit fortschrittlichem
Vokabular verkauft werden, aller-
dings forciert durch das Ziel des
Stellenabbaus und der Kostenmini-
mierung durch ein Büro anstelle von
mehreren? Es würde selbstredend auf
Kosten der Qualität und Durchset-
zungsfähigkeit z. B. des Behinderten-
beauftragten gehen, wenn diese
Stelle sich – unverändert, mit glei-
chem Zuschnitt – auch um alle
anderen marginalisierten Gruppen
kümmern sollte. Ziel wäre ein kos-
tenneutrales Budget für ein Anti-
diskriminierungsbüro, in dem alle
Kompetenzen und Ressourcen ge-
bündelt sind. Dies könnte wahr-
scheinlich durch Synergieeffekte real
zu mehr Empowerment benachtei-
ligter Gruppen beitragen.

Diversity Management und Inklusion

Um die Idee von Diversity und Diver-
sity Management zu profilieren, sind
bisher allgemeine Aussagen zur Charak-
terisierung und Relevanz in Bezug auf
Behinderung gemacht worden. Die
„Diversity Philosophie“ und ihr Men-
schenbild sind aber auch interessant in
Bezug auf das neue Leitbild der Be-
hindertenhilfe „Inklusion“. Klaus von
LÜPKE hat sein 1994 erschienenes
Buch „Nichts Besonderes“ genannt.
Hier skizziert er ein Zusammenleben
von behinderten und nichtbehinderten
Menschen, das auf Besonderung von
Gruppen verzichtet. Der Titel des
Buches mag banal klingen, er hat

jedoch in dieser Kürze fachliche Tiefe.
Eine inklusive Gesellschaft wird nach
von LÜPKE besondere, abgetrennte,
spezialisierte, in Mauern gefasste
Institutionen für behinderte Menschen
nicht benötigen. Alle Bürger(innen)
treffen sich an normalen Orten des
gesellschaftlichen Alltags im Quartier.
Eine solche Gesellschaft bejaht mensch-
liche Vielfalt, sortiert sie nicht, strebt
nicht nach einer vermeintlichen Effek-
tivierung durch Segregation heteroge-
ner Gruppen in homogene Teilgruppen. 

Natürlich gibt es Probleme und
Herausforderungen, wenn viele ver-
schiedene Menschen zusammenleben.
Man wird mit Vielfalt umzugehen ler-
nen müssen, Diversity ist zu managen,
und so ist eine Verbindung von DIM
zur Leitidee Inklusion hergestellt. Die
Behindertenhilfe kann mit ihrer Kom-
petenz, mit ihrem Wissen über das
Zusammenleben mit behinderten Men-
schen neben ihren angestammten
„Räumen“ (besondere Kindergärten,
Schulen, Wohnstätten, Werkstätten etc.)
auch öffentliche Orte aufsuchen und
mit Regelstrukturen und den in ihr täti-
gen Menschen zusammenarbeiten.
Dies ist die Idee von Community Care,
Gemeinwesenarbeit und Sozialraum-
orientierung (vgl. NIEHOFF 2004). Sie
kann wesentliche Beiträge leisten zu
einem gelingenden Zusammenleben in
einer Gesellschaft der Vielfalt, Hetero-
genität und Diversität. Wenn sich Diver-
sity managen lässt, wenn die Vision
einer vielfältigen Gesellschaft gelingen
kann, braucht es immer weniger be-
sondere Strukturen, eben tendenziell
„nichts Besonderes“.

Zusammenfassung

„Diversity management“ (DIM) ist ein
internationaler Ansatz in den Wirt-
schaftswissenschaften und in der Unter-
nehmenspolitik, der Heterogenität
positiv beurteilt und folgerichtig für
Pluralität und Toleranz wirbt. Die
Behindertenhilfe sollte diese Entwick-
lungen zur Kenntnis nehmen, aufgrei-
fen und sich an den Diskursen aktiv
beteiligen. 

Wünschenswert wäre dann eine
Fachlichkeit in der Sozialen Arbeit
(nicht nur in der Behindertenhilfe!), die

die die allgemeine Berücksichtigung die-
ses besonderen und vertieften Wissens
begründen und einklagen können“
(vgl. LEIPRECHT 2008, 436). Die ge-
machten Aussagen stehen offensicht-
lich in einem klassischen, dialektischen
Verhältnis zwischen allgemeiner Sozialer
Arbeit und spezifischem behinderten-
pädagogischem Wissen. Eine diversitäts-
bewusste Soziale Arbeit, in die sich die
Behindertenhilfe zu weiten Teilen in-
kludiert sehen könnte, erfordert weiter-
gehend breite, differenzierte und inno-
vative Impulse in Richtung Personal-
und Organisationsentwicklung. 

Konzeptionell und institutionell ver-
antwortliche Kolleginnen und Kollegen

> in der Kinder- und Jugendhilfe kön-
nen sich auf vielen Ebenen weiter
mit der allgemeinen Kinder- und
Jugendpflege vernetzen.

> können hier Kontakte aufbauen
und pflegen von gelegentlichen Tref-
fen bis hin zur gemeinsamen oder
alleinigen Trägerschaft von Institu-
tionen „für alle Kinder“: Krabbel-
gruppen, Kindergärten, Schulen,
Jugendzentren etc.

> im Lebensbereich Wohnen können
mit Institutionen wie z. B. dem So-
zialen Wohnungsbau kooperieren
und auf die Beachtung der Belange
von Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung drängen, ihre Ex-
pertise einbringen und einen Kom-
petenztransfer von behindertenandra-
gogischem Wissen zum Ausdruck
bringen. 

> im Lebensbereich Arbeit können
sich aktiv einschalten in Netzwerke
wie z. B. der „Charta der Vielfalt“,
um die Bereitschaft zur Toleranz und
Heterogenität für Arbeitsintegration
zu nutzen.

über je spezifische Adressatenkreise
hinausgeht, ohne sie jedoch im Main-
stream zu vernachlässigen. Sie müsste
in ihrem Ansatz und Selbstverständnis
weiter gefasst und von einem „Diver-
sitäts-Bewusstsein“ sozusagen „durch-
drungen“ sein. Eine solche neue
Fachlichkeit kann auf behindertenpä-
dagogisches Wissen und ihre Spezia-
lisierung nicht vollständig verzichten,
weil „es in allen Fachdebatten der Er-
ziehungs- und Bildungswissenschaften
(…) qualifizierte Stimmen geben muss,
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> können anknüpfend an Diskurse
des DIM integrative Konzepte wei-
terentwickeln in Richtung inklusiver
Konzepte und gelingendem Umgang
mit Vielfalt.

> können neue soziale Räume erkun-
den und gewinnen in den gesell-
schaftlichen Regelstrukturen. Die
Fachlichkeit hierzu wird umschrie-
ben mit den Begriffen Community
Care, Gemeinwesenarbeit und Sozial-
raumorientierung.

Der Autor:

Ulrich Niehoff

Dipl.-Päd.,
Bundesvereinigung Lebenshilfe,
Referat Wohnen und Leben in der
Gemeinde,
Raiffeisenstr. 18, 35043 Marburg

ulrich.niehoff@lebenshilfe.de

KURZFASSUNG

In diesem Beitrag werden die aus den
Wirtschaftswissenschaften kommenden
Grundprinzipien des „Diversity Manage-
ment“ (Umgang mit Vielfalt) vorgestellt,
das die Chancen von Vielfalt profiliert.
Die Übertragbarkeit auf die Behinderten-
hilfe wird diskutiert. Zudem werden erste
Vorschläge für Aktionen und Entwick-
lungsrichtungen gemacht.
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ABSTRACT

Managing Diversity. A New Way to
Inclusion? The concept of Diversity
Management originally derives from eco-
nomics and business sciences. It empha-
sizes the potential chances and benefits
of diversity for both the organizations
and the members. The article discusses
the main principles of Diversity Manage-
ment and its relevance in the context of
disability.
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Entwicklung der Kinder- und Jugend-
ambulanzen/Sozialpädiatrischen
Zentren in Berlin

Anfang der 1990er Jahre begann der
Berliner Senat in Zusammenarbeit mit
Freien Trägern in jedem Berliner Stadt-
teil ein Sozialpädiatrisches Zentrum, im
Berliner Sprachgebrauch Kinder- und
Jugendambulanzen (KJA/SPZ) genannt,
zu gründen. Diese Planungen gründeten
auf der Idee, stadtteilnahe, sozialpädi-
atrische Versorgung mit der Integration
von Kindern mit Behinderungen in
Regelkindertagesstätten zu verbinden.

Für diese Entwicklung waren enga-
gierte, bildungspolitisch bewusste Eltern
behinderter und nichtbehinderter Kinder
und Fachleute mit den von ihnen ge-
gründeten Projekten (z. B. Kinderhaus
Friedenau, Emmi Pikkler-Gesellschaft)
in den 1970er und 80er Jahren Vorreiter
gewesen. Behinderte Kinder mit Morbus
Down, Cerebralparesen, Autismus, Spina
bifida etc. wurden nicht länger in
Sondereinrichtungen betreut, sondern

Kinder mit und ohne Behinderungen
sollten gemeinsam den Kita- und später
auch Schulalltag miteinander verbrin-
gen. Demzufolge fand die Therapie für
die Kinder mit „besonderen Bedürf-
nissen“ (ein in dieser Zeit geprägter
Alternativbegriff für Kinder mit Be-
hinderungen) nicht länger in einem iso-
lierten Raum abseits von Alltag und
Spielkamerad(inn)en statt. In Zusam-
menarbeit von Erzieher(inne)n und
Therapeut(inn)en entstanden sog. för-
derpädagogische Konzepte, die die
Integration von therapeutischen Inhal-
ten in den pädagogischen Alltag zum
Ziel hatten.

Nicht immer im Gleichklang mit der
Senatspolitik kämpften Eltern und
Projektmitarbeiter(innen) um diesen
Paradigmenwechsel in der Bildungs-
politik für Kinder mit Behinderungen.
Die Konzepte erwiesen sich in der prak-
tischen Erprobung schließlich auch für
Skeptiker als sinnvoll und vor allem
entlastend, nicht nur für die betroffenen
Kinder und deren Familien, sondern
auch im Sinne einer gesellschaftspoliti-
schen Sichtveränderung: Menschen mit
und ohne Behinderungen lernen mitei-
nander und voneinander. 

ANTJE WILLMS-FASS

Behinderte Kindheit
Situationsanalyse von Kindern mit Behinderungen und
deren Familien in einem sozialen Brennpunktbezirk



Die Entwicklungsdefizite der Kinder sind in der Regel
den psychosozial belasteten Lebensbedingungen der
Familien zuzuordnen.

Der Berliner Senat trug dieser Ent-
wicklung zu Beginn der 1990er Jahre
Rechnung mit der Errichtung der
Kinder- und Jugendambulanzen/Sozial-
pädiatrischen Zentren nach und nach
in jedem Berliner Stadtteil. Die Kinder-
und Jugendambulanzen erhielten den
Auftrag, sowohl sozialpädiatrische Zen-
tren – stadtteilnah – mit den Kernauf-
gaben Diagnostik, Therapie und Beratung
von Kindern mit Behinderungen und
deren Eltern aufzubauen als auch die
therapeutische, ambulante Versorgung
von Kindern mit Behinderungen in den
Kindertagesstätten im Rahmen förder-
pädagogischer Konzepte und deren prak-
tischer therapeutischer Begleitung
durch die Ambulanzmitarbeiter(innen)
sicherzustellen. Bis heute ist die tragen-
de Säule dieses Anspruchs eine enge
Zusammenarbeit von Erzieher(inne)n
der Kitas und Therapeut(inn)en der
Ambulanzen.

Im Gegensatz zu den meisten anderen
Bundesländern vereinen die KJA/SPZ
in Berlin medizinische Aufgaben mit
Früherkennung und interdisziplinärer
Frühförderung von Kindern mit Ent-
wicklungsauffälligkeiten. 

Inzwischen gibt es ein Berliner Lan-
desgesetz, das den Anspruch eines Kin-
des mit Behinderung auf Integration in
Regelkitas rechtlich sicherstellt ein-
schließlich der Bereitstellung zusätzli-
cher finanzieller Mittel für personellen
Mehraufwand.

Als behindert oder von Behinderung
bedroht gelten dabei alle Kinder mit
Entwicklungsstörungen, die unter die
Paragraphen 53 und 35 SGB XII fallen.

Kinder- und Jugendambulanz/Sozial-
pädiatrisches Zentrum Neukölln

1993 wurde so die Kinder- und Jugend-
ambulanz Neukölln in Trägerschaft der
Lebenshilfe gGmbH gegründet und ein
multidisziplinäres therapeutisches Team
unter ärztlicher Leitung zusammenge-
stellt, das von den Krankenkassen die
Anerkennung als Sozialpädiatrisches
Zentrum (KJA/SPZ) erhielt. 

Der Begriff Behinderung orientierte
sich damals an den gängigen Erschei-
nungsformen aufgrund von geneti-
schen, traumatischen, perinatalen und
sonstigen organ- und neuropathologi-
schen Ursachen. Bei der Gründung des
Sozialpädiatrischen Zentrums Neukölln
war noch ein relativ hoher Prozentsatz
an Kindern mit diesen herkömmlichen
Behinderungen (z. B. Morbus Down,
Cerebralparesen) zu verzeichnen. Dies
änderte sich im Laufe der Jahre enorm,
da die Problemstellungen der vorgestell-
ten Kinder und Eltern gekennzeichnet
waren durch die gesellschaftspoliti-

schen Veränderungen der Nachwende-
zeit, die sich beispielhaft im Bezirk
Neukölln zeigten und zeigen.

Neukölln, ein Stadtteil mit über
300.000 Einwohnern, war schon immer
traditionell ein Arbeiterbezirk. Lebte in
den 1970er Jahren noch eine bunte
Mischung von Menschen als sog. „Gast-

arbeiter“, Student(inn)en, Rentner(in-
nen) und Familien mit geringem Ein-
kommen in Neukölln, so erlebte der
Bezirk in den 1990er Jahren mit der
stärkeren Gabelung der Gesellschaft in
„arm“ und „reich“ einen dramatischen
sozialen Niedergang und entwickelte
sich zu einem sog. sozialen Brenn-
punktbezirk. Die nachfolgenden Sozial-
daten geben einen kleinen Einblick in
die heutigen Neuköllner Realitäten:

> Drei von vier Kindern leben in sog.
sozial schwachen Familien, deren
Einkommen unter der Armutsgrenze
liegt (Tagesspiegel vom 22.8.07).

> Ein Viertel aller Erwerbsfähigen ist
arbeitslos, Erwerbsfähige mit Migra-
tionshintergrund sind zu 40 % arbeits-
los (Tagesspiegel vom 22.3.06).

> Jede(r) zweite Neuköllner Bürger(in)
lebt von staatlichen Transferleistun-
gen, bei Jugendlichen unter 25 Jah-
ren sind es sogar 70 % (Süddeutsche
Zeitung vom 3.1.08).

> Ein Viertel aller Neuköllner ist über-
schuldet (insolvent), in Nordneukölln
sogar 40 % (Tagesspiegel vom 3.1.08).

> 70 % aller Schüler verlassen die
Schule ohne oder nur mit Haupt-
schulabschluss, d. h., zwei Drittel
aller Schüler finden i. d. R. dauerhaft
keinen Einstieg ins Berufsleben
(Berliner Zeitung vom 21.1.08).

> Die Jugendkriminalität hat sich seit
1990 verdoppelt, die Zahl der Kör-
perverletzungen durch Jugendliche
verdreifacht (Spiegel vom 8.1.08).

> 75 % aller Kinder schaffen bei der
Einschulung den Deutschtest nicht
(Berliner Zeitung vom 21.1.08).

> Ein Drittel der Bewohnerschaft be-
steht aus Migrant(inn)en aus 160 Na-
tionen (Berliner Zeitung vom 21.1.08).

Diese Sozialdaten belegen, dass in
Neukölln weitgehend die Menschen
leben, die ganz unten auf der sozialen
Leiter angekommen sind. In der Regel
beherrschen Armut und Perspektivlosig-
keit ihr Leben. Nicht erst seit gestern
wird in Neukölln von einer Parallelwelt
– und zwar sowohl bei deutschen Neu-
köllner Bürger(inne)n als auch bei denen
mit Migrationshintergrund – gespro-
chen, zu der das bundesdeutsche Rechts-
verständnis und -system kaum noch Zu-
gang hat. Die steigende Jugendkrimina-
lität, die u. a. immer mehr Neuköllner
Schulen zum privaten Wachschutz wäh-
rend der Unterrichtszeiten zwingt, ist
nur ein Indiz für diese Entwicklung. 

In der Ambulanz- und Kitaarbeit fal-
len demzufolge mehrheitlich Kinder
und Familien auf, die geprägt sind von
einem Leben am Rande der Gesellschaft.
Daraus ergibt sich, dass in der KJA/SPZ
inzwischen mehrheitlich Kinder dia-
gnostiziert und behandelt werden, deren
familiäre sozioökonomische und psy-
chosoziale Lebensbedingungen einer
der entscheidenden Risikofaktoren für
die kindliche Entwicklung sind. 

In der täglichen Arbeit des Neuköll-
ner KJA/SPZ dominieren Kinder, die
nicht infolge von neuro- und/oder organ-
pathologischen oder genetischen Ur-
sachen behindert sind, sondern die in
ihrer Entwicklung behindert werden
durch die belastenden psychosozialen
Verhältnisse, in denen sie aufwachsen. 

Diese Sicht auf die Entstehungs-
bedingungen von Behinderungen hat
Konsequenzen für die tägliche Arbeit
nicht nur in der Ambulanz, sondern
auch in der Kita. Eine Erfolg verspre-
chende Therapie der multiplen Ent-
wicklungsstörungen kann nicht nur bei
den Kindern ansetzen. In hohem Maße
bedarf das familiäre und soziale Umfeld
veränderungswirksamer Interventionen.
Dies gilt i. d. R. für jedes Kind mit Be-
hinderung, bei der hier beschriebenen
Klientel aber in besonderer Weise.
Diesem Aspekt widmet sich der Beitrag. 

> 80 % der Grundschüler haben einen
Migrationshintergrund (Spiegel vom
8.1.08).

> Ganze Kitagruppen und Schulklassen
bestehen aus Kindern, deren Eltern
ausschließlich von staatlichen Trans-
ferleistungen leben (Tagesspiegel
vom 22.8.07).
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Eine wesentliche Aufgabe ist, die Eltern zu ermutigen
und anzuleiten, wieder selbst die Verantwortung für die
Entwicklung ihrer Kinder zu übernehmen.

Psychosoziale Belastungsfaktoren
der in den Kinder- und Jugend-
ambulanzen/Sozialpädiatrischen
Zentren betreuten Familien

Typische Äußerungen von Eltern in
Anamnesegesprächen sind z. B.:

> „Mein Kind ist so aggressiv.“ 

> „Mein Kind kann sich mit nichts
wirklich beschäftigen, kann nicht
stillsitzen, sich auf nichts konzen-
trieren.“ 

> „Mein Kind provoziert mich ständig,
es lässt mir keine Ruhe.“

> „Ich kann nicht mehr, ich will nur
noch meine Ruhe haben.“ 

> „Mein Kind ist so unruhig, ich kann
mit ihm nirgendwo hingehen.“ 

> „Mein Kind spricht so undeutlich,
niemand versteht es.“ 

Der Erziehung ihrer Kinder/ihres
Kindes sind die Eltern häufig schon im
Kleinkindalter nicht mehr gewachsen.
Die Folge sind kontraproduktive Erzie-
hungsversuche, die häufig in Gewalt,
Zuwendungsentzug, Isolation des Kin-
des, Beschimpfung und Demütigung
des Kindes münden, also eine negative
Eskalationsschleife, die das Kind immer
weiter in seiner Entwicklung hemmt. 

Die Kinder als schwächstes Glied in
der Kette werden somit leicht zu Emp-
fängern negativer elterlicher Emotio-
nen. Die Eltern fühlen sich mit der
Erziehung der Kinder hoffnungslos
überfordert. Als einige der Ursachen für
diese elterliche Erziehungsinsuffizienz
werden im Folgenden die gravierends-
ten psychosozialen und sozioökonomi-
schen Belastungsfaktoren der Eltern
und Familien beschrieben. 

Arbeitslosigkeit
Die auffälligste Lebensbedingung der
von uns behandelten Kinder und deren
Familien stellt Arbeitslosigkeit dar.
Etwa drei Viertel aller in der KJA/SPZ
betreuten Familien leben ganz oder teil-
weise von staatlichen Transferleistun-
gen häufig in Kombination mit den sog.
1,50-Euro-Jobs. Auffallend dabei ist,
dass die Abhängigkeit von staatlichen
Transferleistungen generationsübergrei-
fend verläuft, d. h., die Arbeitslosigkeit

system, auch hinsichtlich der Entwick-
lung ihrer Kinder. Eine wesentliche Auf-
gabe in der Behandlung von Kindern
mit Entwicklungsstörungen ist, die Eltern
zu ermutigen und anzuleiten, wieder
selbst die Verantwortung für die Ent-
wicklung ihrer Kinder zu übernehmen. 

Überschuldung
Ein Großteil der betreuten Familien ist
überschuldet. Das bedeutet, dass sie mit
dem Geld, das ihnen zur Verfügung
steht, ihre Schulden auf lange Zeit, häu-
fig ihr Leben lang, nicht abbezahlen
können. Überschuldung entsteht durch

zieht sich häufig über zwei, manchmal
über drei Generationen und ist zur nor-
malen, nicht infrage zu stellenden
Lebensgewohnheit geworden. Hinzu
kommt, dass die Eltern häufig keinen
Schul- und/oder Berufsabschluss haben.
Die beruflichen Zukunftspläne der Eltern
sind meist vage und lassen nicht selten
jeden Realitätsbezug vermissen. Immer
häufiger verfügen die Eltern nur über
rudimentäre Fähigkeiten des Lesens
und Schreibens. In diesem Zusammen-
hang gewinnen wissenschaftliche Stu-
dien an Bedeutung, die nachweisen: Je
bildungsferner die Familien, desto auf-
fälliger die Entwicklung der Kinder (vgl.
BFSFJ 2003). Mit längerer Arbeitslosig-
keit einher geht der Verlust von Lebens-
führungskompetenzen. Dieser besteht
vor allem in dem Unvermögen der Eltern,
den Tag zu strukturieren, und bedeutet,
dass Termine nicht eingehalten werden
(auch Therapietermine), simple Planun-
gen wie Lebensmitteleinkäufe, Essens-
planungen, gemeinsame Mahlzeiten
und Haushaltsführung oder Einhaltung
von Behördenterminen nicht oder zu-
mindest nicht zuverlässig möglich sind.
Fernsehen, Computerspiele und Internet
erweisen sich als Zeiträuber für die
Familien. In der Kinder- und Jugend-
ambulanz ist es zur Angewohnheit ge-
worden, die Eltern regelmäßig vor statt-
findenden Terminen anzurufen und sie
zu erinnern. Dies hat sich als notwendig
erwiesen, um die Abbruchquoten bei
Therapien möglichst gering zu halten. 

Die dauerhafte Abhängigkeit von
staatlichen Transferleistungen infantili-
siert Menschen. Sie verlernen es – oder
haben es nie gelernt – für sich und ihre
Kinder Verantwortung zu übernehmen,
und erleben sich in völliger Abhängig-
keit vom staatlichen Unterstützungs-

die mangelnde Fähigkeit, mit Geld
umzugehen, durch planlosen und un-
strukturierten Umgang mit Geld. In der
Regel entsteht die Überschuldung durch
unüberlegtes Einkaufen im Internet, bei
Versandhäusern, durch „günstige“ Raten-
verträge oder hohe Handyrechnungen,
selten durch Käufe, die der unmittelba-
ren Lebensführung oder der Berufsaus-
übung dienen. Den meisten dieser Be-
troffenen kann nur durch ein Insolvenz-
verfahren, das viele wiederum nicht
durchhalten, geholfen werden. 

Traumatisierung der Eltern
Viele Eltern sind durch eigene belasten-
de Kindheitserfahrungen und instabile
Verhältnisse in den Herkunftsfamilien
traumatisiert. Das hat zur Folge, dass
viele Eltern an psychischen Erkran-
kungen (Depressionen, Angstzustände,
Zwangsstörungen, Borderline-Störungen
bis hin zu Psychosen) leiden. Häufig
bleiben diese unbehandelt. 

Damit einher gehen Bindungsstörun-
gen mit häufigen Beziehungsabbrüchen
und Partnerwechseln, nicht selten ist
der Kontakt zur Herkunftsfamilie abge-
brochen. Auch die Beziehung zu den
eigenen Kindern gestaltet sich dabei
ambivalent, uneindeutig und wenig
zuwendungsbezogen. Eine derartige
instabile Eltern-Kind-Beziehung hinter-
lässt negative Spuren in der kindlichen
Entwicklung (s. unten).

Weitere Probleme der Eltern äußern
sich in Suchterkrankungen, wie Alkohol,
Medikamentenmissbrauch und Drogen.
Immer häufiger lassen sich auch die
nichtstoffgebundenen Süchte wie Com-
puter- und Glücksspiel beobachten.

Eltern mit traumatisierenden Erfah-
rungen in den eigenen Herkunftsfami-
lien zeigen nicht selten eine hohe Ge-
waltbereitschaft in der Familie. Diese
richtet sich dann häufig gerade gegen
die eigenen Kinder. Das Gleiche gilt für
die erhöhte Gefahr des sexuellen Miss-
brauchs.

Migrationsproblematik
70 % der in der KJA/SPZ Neukölln be-
treuten Klient(inn)en haben einen Migra-
tionshintergrund. Das heißt für den
Alltag in der Kinder- und Jugendam-
bulanz: schlechte bis nicht vorhandene
Deutschkenntnisse vor allem der Eltern,
aber auch der Kinder. Rund die Hälfte
der türkischstämmigen Kinder spricht
und versteht, selbst wenn sie in Deutsch-
land oder Berlin geboren wurden, so
wenig Deutsch, dass sie dem Grund-
schulunterricht nur mit größten Schwie-
rigkeiten folgen können (Frankfurter All-
gemeine Sonntagszeitung vom 21.3.04).
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Elterliches Erziehungsverhalten schwankt nicht selten
zwischen materieller Verwöhnung, Hilflosigkeit und
Gewalt, uneindeutigen Regeln und Inkonsequenz.

In den Familien lässt sich ein niedri-
ges Bildungsniveau beobachten, viele
Eltern, am häufigsten die Mütter, sind
Analphabeten. 

Die Folge sind Isolation und Rück-
zug in die eigene kulturelle Lebenswelt.
Daraus erwachsen spezifische Erzie-
hungsvorstellungen und Rollenbilder
der Geschlechter, die den hiesigen Vor-
stellungen deutlich entgegenstehen. Zum
Beispiel werden Jungen in der musli-
mischen Kultur im Kindesalter hem-
mungslos verwöhnt, ihnen wird jeder
Wunsch erfüllt, ohne dass sie Konse-
quenzen oder Grenzen erfahren, bis
dann das Verhalten der Jungen (vor
allem wenn sie älter werden) so aggres-
siv und maßlos ist, dass die ehemals ver-
wöhnende Haltung (häufig der Mütter)
in Gewalt durch die Väter umschlägt.
Beide Erziehungsmittel entsprechen
nicht den mitteleuropäischen Vorstellun-
gen und führen in Kita und Schule zu
massiven Konflikten.

Viele Familien mit Migrationshinter-
grund fallen durch ihren Kinderreich-
tum bei gleichzeitiger Erziehungsin-
kompetenz im Rahmen von kultureller
Desintegration auf.

„Überlebensstress“
All die im vorhergehenden Beitrag
genannten Lebensbedingungen produ-
zieren ein hohes Maß an familiärem
Stress, der für die Wahrnehmung und
Befriedigung der Bedürfnisse von Kin-
dern kaum Raum, Kraft und Zeit lässt. 

Bei vielen Eltern lässt sich darüber
hinaus – häufig aufgrund eingeschränk-
ter Lebensführungskompetenzen – ein
sog. „Überlebensstress“ beobachten.
Dieser wird hervorgerufen durch ein
hohes Maß an Energiebindung/Stress
in der Auseinandersetzung mit Arbeits-
agentur, Jugendämtern, Vermietern,
Gas- und Stromversorgern, Handy- und
Telefonanbietern, Gerichtsvollziehern
und anhängigen Gerichtsverfahren. In
solchen Fällen sind viele Eltern nicht in
der Lage, die Entwicklungsprobleme
ihrer Kinder zu sehen und Zeit und
Kraft in ein wie auch immer geartetes
Therapieangebot zu stecken. 

Der Alltag führt bei vielen sozial
benachteiligten Eltern zu Dauerstress
mit einem konstant überhöhten Erre-
gungsniveau mit entsprechenden Folgen
auf körperlicher Ebene durch z. B.
geschwächte Immunabwehr oder chro-
nische Schmerzen wie auch auf der see-
lischen Ebene durch depressive Ver-
stimmungen, Antriebsschwäche und
Aggressivität. Ungewollt empfinden
diese Eltern die eigenen Kinder als
große Belastung und schieben ihnen die
Schuld für den Stress zu.

Alle hier genannten Belastungsfak-
toren bestimmen das Erziehungsver-
halten der Eltern in hohem Maße.
Gesellschaftspolitische Einflüsse und
Lebensbedingungen, die Qualität des je-
weiligen Beziehungsnetzes Familie so-
wie das individuelle Verhalten gespeist
aus der intrapsychischen Ebene sind die
entscheidenden drei Einflusskompo-
nenten für die elterliche Erziehung.
Stehen diese in einem negativen Wech-
selwirkungsprozess zueinander, entsteht
unsicheres bis destruktives elterliches
Erziehungsverhalten. Wie sich dieses
konkret auf die kindliche Entwicklung
auswirken kann, wird im folgenden
Abschnitt beschrieben.

Auswirkung elterlicher Überforderung
auf die Kinder

Häufig sind schon die Schwangerschaf-
ten belastet. Nicht nur Alkohol, Drogen
und Nikotin spielen hier eine Rolle,
sondern auch das krisenhafte Erleben
der Schwangerschaft durch psychische
und soziale Probleme der Mütter. 

Ist das Kind dann auf der Welt, sind
Eltern häufig nicht in der Lage, die
Bedürfnisse ihres Kindes adäquat wahr-
zunehmen. Dies drückt sich aus in
reduziertem Körperkontakt zwischen
Eltern und Kind, Einschränken der
kindlichen Bewegungs- und Experimen-
tierfreude und einem unzureichenden
Beziehungsangebot der Eltern an das
Kind. So ist z. B. die sprachliche Zu-
wendung an das Kind häufig nur durch
Ver- und Gebote geprägt. Schon viele
kleine Kinder erleben Sprache fast aus-
schließlich als Sanktionierungsinstru-
ment und entwickeln von daher wenig
Motivation, ihre aktive Sprache zu
gebrauchen. Darüber hinaus fehlt es
vielen Eltern an Sprachkompetenz. 

Das elterliche Erziehungsverhalten
schwankt nicht selten zwischen mate-
rieller Verwöhnung, Hilflosigkeit und
Gewalt, uneindeutigen Regeln und In-
konsequenz, sodass das Kind keine
Orientierung in der Beziehung zu den
Eltern erfährt. Darüber hinaus haben
Eltern häufig unrealistische oder alters-
unangemessene Erwartungen an ihr
Kind. 

Bei den meisten Familien existiert
ein äußerst eingeschränktes Angebot an
kindgerechten Aktivitäten. Viele Kinder
kennen keinen Spielplatz, Park oder
Wald, sondern haben stattdessen schon
im Kleinkindalter selbstbestimmten Zu-
gang zu TV, Computer oder Spielekon-
sole. Insgesamt besteht i. d. R. ein nied-
riges häusliches Anregungsniveau, da
der Bildungshintergrund der Eltern
häufig schwach ausgeprägt ist. 

Die meisten der in der KJA/SPZ
Neukölln betreuten Kinder kennen
keine Rituale im Zusammenleben mit

In der Beziehungsgestaltung zwischen
Eltern und Kind hat die positive Be-
stätigung des Kindes selten Platz. Viele
Kinder erfahren im Kontakt mit ihren
Eltern chronische Abwertung, Be-
schimpfung, Ver- und Gebote bis zur
Demütigung. 

Durch konfliktreiche Paarbeziehun-
gen kommt es zu gehäuften Bezie-
hungsabbrüchen in der Regel zu den
Vätern und Stiefvätern. Viele Kinder
haben im Alter von vier bis fünf Jahren
schon mehrere „Papas“ durch ihr Leben
ziehen sehen.

Bei nicht wenigen Kindern lässt sich
deren Parentifizierung beobachten. Vor
allem in Suchtfamilien werden die
Eltern von den Kindern zumindest par-
tiell als hilflos und lebensunfähig erlebt,
sodass die Kinder das Bedürfnis entwi-
ckeln, die Eltern oder das Elternteil und
die Geschwister zu schützen durch pro-
tektive Verhaltensweisen. Die Kinder –
häufig die älteren – übernehmen Ver-
antwortung für Haushaltsorganisation,
Geschwisterbetreuung und versuchen
ihre Eltern zu überwachen, eine Verant-
wortung mit dem Resultat der völligen
Überforderung der Kinder.

In Familien mit Gewaltproblemen
sind Kinder häufig hypersensibilisiert
für die Stimmung der Eltern bei gleich-
zeitigem Ignorieren der eigenen kindli-
chen Bedürfnisse, um sich und andere
Familienmitglieder vor familiärer Gewalt
zu schützen. Da Sucht und Gewalt in
vielen Familien häufig zusammenkom-
men, entwickeln nicht wenige Kinder
quasi als Überlebensmechanismus so-
wohl Parentifizierung als auch Hyper-
sensibilisierung, eine Anforderung,
unter der keine gesunde – vor allem see-
lische – Entwicklung des Kindes statt-
finden kann.
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Verlässlichkeit und emotionale Präsenz der
Bezugspersonen, Strukturen und Rituale im
Zusammenleben sind das Geländer, an dem das Kind
Stufe für Stufe die Entwicklungsleiter erklimmt.

den Eltern und Geschwistern. Ein Zu-
bettgeh-Ritual, gemeinsame Mahlzeiten
in der Familie oder auch nur die simple
Verabschiedung der Kinder durch die
Eltern in der Kita sind vielen Kindern
unbekannt. 

Hinzu kommt, dass die Ernährungs-
situation unzureichend ist. Viele Kinder
stillen ihren Hunger mit Nahrungs-
mitteln, die sie sich selbst nach Bedarf
aus dem Kühlschrank nehmen. Nicht
selten haben Vorschulkinder ein völlig
kariöses Gebiss, weil sie sich mehr oder
weniger von Süßwaren ernähren. 

Auswirkung der gestörten Eltern-
Kind-Beziehung auf die kindliche
Entwicklung

Die hier skizzierten familiären Lebens-
wirklichkeiten sind als in hohem Maße
verantwortlich zu sehen für die multi-
plen kindlichen Entwicklungsstörungen:

Sprachentwicklungsstörungen, sen-
somotorische Entwicklungsstörungen,
aber auch kognitive Entwicklungsdefi-
zite sowie Störungen der sozialen und
emotionalen Entwicklung lassen sich in
der Diagnostik feststellen. Nicht selten
zeigen diese Kinder z. B. in entwicklungs-
psychologischen Untersuchungen Werte,
die denen einer geistigen Behinderung
nahe kommen, auch weil das häusliche
Anregungsniveau und Bildungs- wie
auch Bindungsangebot für die kindliche
Entwicklung zu dürftig ist. Die anre-
gungsarme und bindungsunsichere At-
mosphäre in den Familien gepaart mit
sozialer Isolation führen zur unzurei-
chenden Entwicklung der Kinder – auch
auf kognitiver Ebene.

Somit ist der zentrale Faktor zur
Entstehung und Aufrechterhaltung von
Entwicklungsstörungen bei Kindern
aus psychosozial belasteten Familien
die Bindungsstörung zwischen Eltern
und Kind. Hierunter fallen vor allem
Bindungsstörungen durch verunsichern-
de, wenig Halt, Schutz und Raum bie-
tende Familienstrukturen bis hin zu
massiven frühkindlichen psychischen
Traumata mit Kindesvernachlässigung
und/oder Kindesmisshandlung.

Behinderung bedrohtes Kind, sowohl
im Sinne des ICD 10, eines Diagnose-
schlüssels als Voraussetzung zur Be-
handlung in einem SPZ, als auch des
Sozialgesetzbuchs.

Kindliche Behinderung als Folge fami-
liärer psychosozialer Problematik –
eine erweiterte Betrachtungsweise

Im gesellschaftlichen Bild stellt Be-
hinderung eine schicksalhafte Beein-
trächtigung körperlicher, geistiger und
seelischer Funktionen dar. Die Gesell-
schaft im Sinne einer Solidargemein-
schaft sieht es als ihre Aufgabe, den

Umfassendes Lernen und ganzheitli-
che Entwicklung des Kindes kann nur
mit einem Mindestmaß an Sicherheit,
Kontinuität, Fürsorge und Schutz bie-
tender familiärer Bindung stattfinden.
Nur auf dieser Basis kann ein Kind
Autonomie, Eigenaktivität und damit
die Fähigkeit, Neugier zu entdecken
und zu lernen, entwickeln.

Zurückweisung und fehlende Ver-
lässlichkeit, die unsicher gebundene
Kinder in frühem Alter erfahren, führen
zu frühkindlichen Traumatisierungen.
Aus der Neurobiologie ist bekannt, dass
diese Traumatisierungen über spezifi-
sche neuronale Verschaltungen im
Gehirn negative Wahrnehmungs-, Ver-
haltens- und emotionale Reaktions-
bereitschaften hervorrufen, die unbehan-
delt oft ein Leben lang bestehen bleiben
und durch kleinste Auslöser immer wie-
der getriggert werden können. 

Verlässlichkeit und emotionale Prä-
senz der Bezugspersonen, Strukturen,
Regeln und Rituale im Zusammenleben
von Kind und Eltern – eben eine tragfä-
hige Eltern-Kind-Beziehung – sind quasi
das Geländer, an dem das Kind Stufe
für Stufe die Entwicklungsleiter er-
klimmt. Fällt das Geländer weg oder ist
es wackelig, weil der eben skizzierte,
notwendige verlässliche Bindungsrah-
men fehlt, kommt es beim Kind zu mul-
tiplen Entwicklungsstörungen.

Bei den meisten der in der KJA/SPZ
Neukölln behandelten Kinder ist das
Geländer instabil und wenig Halt bie-
tend. So weisen diese Kinder dann auch
erhebliche Entwicklungsdefizite auf
und gelten als behindertes oder von

Betroffenen und ihren Familien für die
Auswirkung dieser ursächlich nicht zu
vermeidenden Behinderungen größt-
mögliche Hilfestellungen anzubieten.
Diese Behinderungsgruppe, auch und
gerade die der Kinder, gibt es nach wie
vor, die ihr zukommenden Hilfestellun-
gen sind nicht infrage zu stellen. 

Infrage gestellt werden muss hinge-
gen, ob das herkömmliche Hilfesystem
für behinderte Kinder eins-zu-eins über-
nommen werden kann für die Kinder,
um die es hier geht: Kinder, deren Ent-
wicklungsstörungen bzw. Behinderung
zu einem großen Teil den psychosozial
schwierigen Lebensbedingungen zuzu-
ordnen sind.

Es geht darum, zunächst die Sicht-
weise auf kindliche Behinderungen den
gesellschaftlichen Veränderungen anzu-
passen. Kindliche Behinderungen sind
nicht nur als gegeben zu betrachten,
sondern viele Kinder werden in ihrer
Entwicklung behindert durch die psy-
cho-sozioökonomischen Lebensbedin-
gungen, in denen sie aufwachsen. Das
Kind in diesem Kontext ist mit seinen
Entwicklungsstörungen im Wesentlichen
nur Symptomträger, denn dem familiä-
ren Beziehungsnetz und der gesell-
schaftlichen Realität kommt eine maß-
gebliche Rolle zur Entstehung und
Aufrechterhaltung der kindlichen Ent-
wicklungsdefizite zu.1

Für die Kinder bedeutet das in der
Folge häufig Schulprobleme, fehlende
Schulabschlüsse, Arbeitslosigkeit, Ab-
hängigkeit von staatlichen Transferleis-
tungen mit den daraus folgenden sozia-
len und gesellschaftlichen Problemen.
Hiermit schließt sich der Kreis, es reift
die nächste Generation, die wiederum
die gleichen oder ähnliche Probleme
wie ihre Eltern produziert. Dies zu unter-
brechen kann und sollte auch Aufgabe
in der Behandlung von entwicklungsge-
störten Kindern und deren Familien
sein. Fazit ist jedoch, dass viele dieser
Kinder aus dem hier skizzierten Pro-
blem mit ihren Entwicklungsstörungen
durch das Integrationsgesetz des Ber-
liner Senats und die Angebote der SPZ
nicht nachhaltig veränderungswirksam
erreicht werden können, weil die Thera-
pieangebote fast ausschließlich kind-
zentriert sind und viel zu wenig die
Veränderungsfähigkeit der Eltern för-
dern und einfordern.
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1 Diese Erkenntnis ist nicht neu, sondern wurde
schon in den 1970er und 80er Jahren im Zuge
der Entwicklung des systemischen Denkens und
therapeutischen Handelns in zahllosen Publi-
kationen immer wieder benannt.



Nicht nur Orte pädagogischer Förderung von Kindern –
auch Orte, um Eltern aus der Isolation zu holen.

Psychosoziale Verelendung und daraus resultierende
Entwicklungsbehinderungen – ein gesellschaftliches
Problem von großer sozialer Sprengkraft.

Vor diesen Beobachtungen die Augen
zu verschließen, bedeutet nicht nur einen
enormen Kräfteverschleiß von Erzie-
her(inne)n, Therapeut(inn)en, Sozialar-
beiter(inne)n und Lehrer(inne)n, denn
diese Berufgruppen können angesichts
der komplexen Familienprobleme allein
durch ihr berufliches Handeln bei der
hier skizzierten Klientel kaum anhalten-
de Erfolge erzielen. Es bedeutet auch,
die Kinder und Familien in ihrer umfas-
senden Bedürftigkeit nicht wahrzuneh-
men und ihre komplexe Problematik
auf ein Kind mit Behinderung/Entwick-
lungsverzögerung zu reduzieren. 

Weiter bedeutet es, die Augen vor der
Tatsache zu verschließen, dass hier ein
gesellschaftliches Problem von großer
sozialer Sprengkraft immer deutlicher
und größer wird und die Gesellschaft in
Zukunft sozialpolitisch und finanziell
noch sehr beschäftigen wird – psycho-
soziale Verelendung von Familien mit
den daraus resultierenden Entwick-
lungsbehinderungen der Kinder.

Skizzenhafte Lösungsansätze zur kon-
zeptionellen Neuorientierung von
Sozialpädiatrischen Zentren in sozia-
len Brennpunkten

Diese Sicht auf kindliche Behinderun-
gen als Folge ungünstiger familiärer
Lebensbedingungen muss zwangsläufig
Auswirkungen auf das konzeptionelle
Denken in den beratenden und behan-
delnden Institutionen für Familien und
Kinder in psychosozialen Brennpunk-
ten haben. 

Wenn auch kindzentrierte Diagnos-
tik und Therapie unverzichtbare Grund-
lage der Arbeit in der KJA/SPZ ist, so
kommt der Analyse familiärer Bezie-
hungsstrukturen und Lebensbedingun-
gen, also der Erfassung des gesamten
familiären Beziehungsnetzes mit ihren
psychosozialen Belastungsfaktoren, eine
ebenso wichtige Bedeutung zu. Unver-
zichtbare Grundlage für eine effektive
Arbeit ist die Einrichtung von Sozialar-
beiterstellen in den KJA/SPZ. Darüber
hinaus ist die Familientherapie als
Ressourcen stärkende Intervention und
systemstützende Maßnahme im Sinne
einer positiven Beziehungsgestaltung
zwischen Eltern und Kind ein weiterer
gewichtiger Baustein der therapeuti-
schen Arbeit. Dabei geht es in besonde-
rem Maße um die Verhinderung der

beim Bringen und Abholen des Kindes.
Kitas kommt hier eine immens wichtige
Funktion zu: Für viele Eltern stellt ihre
Rolle als Vater und Mutter die einzige
noch verbliebene Verbindung zur Gesell-
schaft dar. Als Arbeitslose(r), Insolven-
te(r), psychisch Kranke(r), Migrant(in)
mit schlechtem Bildungshintergrund
erleben sie sich häufig – und sind es
de facto auch – als Außenseiter der
Gesellschaft.

Lediglich ihre Funktion als Vater
oder Mutter sichert ihnen eine gewisse
positiv besetzte Teilhabe an der Ge-
sellschaft, gibt ihnen das Gefühl, in
ihrer Elternrolle einen sozialen Stellen-
wert zu haben – auch dann, wenn sie
ihrer Elternrolle nur unzureichend
gerecht werden. Die Mitarbeiter(innen)
von Kitas nehmen die Eltern nicht in
erster Linie als Bedürftige wahr, son-
dern in ihrer Verantwortung und Kom-
petenz für ihr Kind. Hier liegt die große
Chance, Eltern auf dieser aktiven Ebene
zu erreichen. Für die Aufgabe, Eltern in
ihrer Verantwortung für ihr Kind zu
unterstützen und sie darüber hinaus so
zu stärken und zu fordern, dass kleine

transgenerationalen Weitergabe von
entwicklungshemmenden familiären
Beziehungsmustern. 

Die Arbeit der KJA/SPZ, einschließ-
lich der integrativen Arbeit in den Kitas,
muss darüber hinaus eingebunden wer-
den in ein umfassendes Betreuungsnetz
für psychosozial belastete Familien,
wenn sie denn im Sinne der Kinder
erfolgreich sein soll. Wie die Early
Excellence Center2 in England zeigen,
haben Kitas dabei eine Schlüsselfunk-
tion. Kitas als öffentliche Institutionen
erreichen die Eltern zweimal täglich,

Schritte in Richtung (Re-)Integration in
die Gesellschaft möglich werden, könn-
ten Kitas den zentralen Rahmen bieten. 

Sie könnten als niedrigschwellige
Eintrittspforte für Eltern zu einem
umfassenden Kontakt- und Hilfe-zur-
Selbsthilfe-Angebot genutzt werden.
Dazu könnten z. B. Beratungsangebote
in den Kitas zu Themen wie Erziehung,
Schulden, Jobsuche, Gewalt in der Fa-
milie etc. durch entsprechendes Fach-
personal gehören, aber auch Angebote
wie Sprachkurse, Kochkurse, angeleite-
te Spielgruppen für Eltern und Kind
sowie die Vernetzung aller beteiligten
Institutionen mit verbindlichem Case-
management.

Kita ist also nicht nur als ein Ort der
pädagogischen Förderung von Kindern
zu begreifen, sondern auch als ein Ort,
um Eltern aus der Isolation zu holen.
Dass dieser Gedanke nur umgesetzt
werden kann bei entsprechender Per-
sonalaufstockung und Fort- und Weiter-
bildung, versteht sich von selbst.

Wenn dann die Angebote der
KJA/SPZ in sozialen Brennpunktbe-
zirken eingebunden wären in ein örtlich
nahes Netz von (Selbst-)Hilfestellungen
für Familien im Sinne von Armuts- und
sozialer Verelendungsprävention, wäre
ein wichtiger Schritt hin zu nachhaltiger
Wirksamkeit bezüglich der Entwick-
lungsbehinderungen von Kindern getan.

Die Erweiterung der Sicht auf kindli-
che Behinderungen hat nicht nur
Auswirkungen auf die unmittelbare
praktisch-therapeutische Arbeit der
KJA/SPZ, sondern macht auch ein stär-
keres Engagement für bildungs- und
familienpolitische Themen notwendig. 

Wenn wir kindliche Behinderung
auch als Folge psychosozialer Unzu-
länglichkeiten in Familien begreifen, so
müsste z. B. massiver Protest laut wer-
den angesichts der Tatsache, dass ab
2013 an Familien, die ihre Kinder nicht
in eine Krippe geben, eine sog. „Herd-
prämie“ gezahlt wird. Gerade in sozia-
len Brennpunkten wie Neukölln wird
diese gesetzliche Neuregelung verhee-
rende Auswirkungen auf die Ent-
wicklung vieler Kinder haben. Ebenso
kommen Kindergelderhöhungen oder
Erhöhungen des Hartz-IV-Satzes für
Kinder nicht auch automatisch den
Kindern zugute. Dies wäre aber der
Fall, wenn dieses Geld konsequent für
kostenlose Kitas mit mehr und qualifi-
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2 Early Excellence Center wurden erstmals 1997
in Großbritannien in sozialen Brennpunktgebie-
ten gegründet. Hauptanliegen dieser Zentren ist,
Kitas zu schaffen, die die pädagogische Arbeit
mit Kindern verbinden mit der Einbeziehung der
Familien im Sinne von Gesundheitsvorsorge,
Beratung und Anleitung rund um Familien-
themen und ihre gesellschaftliche Integration.
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zierterem Personal, ebenso für eine
bessere personelle Ausstattung der
Schulen, für kostenfreien Zugang zu
Sportvereinen und Musikschulen etc.,
ausgegeben würde. Ebenso bedarf es
eines Schulterschlusses von beratenden
und therapeutischen Institutionen wie
den KJA/SPZ und der Familienpolitik
zur Entwicklung von brauchbaren In-
strumenten, um elterliches Sorgerecht
auch praktikabel umzusetzen und ein-
zufordern bzw. es zu entziehen. 

Darüber hinaus ergibt sich die Not-
wendigkeit zur Prävention. Die Behin-
derungen der Kinder, um die es hier
geht, wären zu einem großen Teil ver-
meidbar, wenn frühpädagogisch und
elternberatend quasi von Schwanger-
schaft und Geburt an gegengesteuert
würde. Während das SPZ und das
Integrationsgesetz des Berliner Senats
erst greifen, wenn „das Kind schon in
den Brunnen gefallen ist“, wäre gerade
in sozialen Brennpunktgebieten wie
Neukölln die Notwendigkeit geboten,
frühzeitig, quasi von Anfang an, förder-
pädagogisch und begleitend für die
Kinder und Familien tätig zu werden,
um den Kindern und den Eltern einen
Ausstieg aus der sozialen Eskalations-
schleife zu bieten und ihnen wenigstens
die Chance auf ein selbstbestimmtes
Leben in dieser Gesellschaft zu eröffnen.
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KURZFASSUNG

Am Beispiel der Kinder- und Jugend-
ambulanz/Sozialpädiatrisches Zentrum
der Lebenshilfe gGmbH Berlin-Neukölln
wird sowohl auf die sozialpädiatrische
Versorgung von Kindern mit Behinderun-
gen als auch auf deren Integration in
Regelkitas auf der Grundlage des Berliner
Integrationsgesetzes eingegangen.
Kernaussage ist, dass die Entwicklungs-
defizite der Kinder in der Regel den psy-
chosozial schwierigen Lebensbedin-
gungen der Familien zuzuordnen sind.
Viele der zu behandelnden Kinder sind
nicht behindert, sondern sie werden in
ihrer Entwicklung behindert. In diesem
Beitrag geht es um eine Beschreibung der
psychosozialen Lebensbedingungen der
Klientel in einem sozialen Brennpunkt-
bezirk wie Neukölln, deren Auswirkungen
auf die Entwicklungsbedingungen der
Kinder, eine erweiterte Sichtweise auf
kindliche Behinderungen als Folge

@

i psychosozial ungünstiger familiärer Lebens-
bedingungen und den daraus resultieren-
den skizzenhaften Lösungsansätzen
zur konzeptionellen Neuorientierung
sozialpädiatrischer Versorgung in sozialen
Brennpunktbezirken.

ABSTRACT

Handicapped Childhood: The Situa-
tion of Children and Families in a
Poor Neighbourhood. To work in an
early intervention service in a poor neigh-
bourhood like in our Ambulance for
Children and Youth in Berlin Neukölln
exemplifies very clearly the significant
impact of low-level social environmental
conditions upon developmental delays of
children. As a consequence, early inter-
vention services must reflect upon their
concept of „handicap“ and their orienta-
tion in therapy concepts and service
delivery. A main point may be the role
and function of day care centers in poor
neighbourhoods.
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Leider scheint es auch heute noch
immer nicht selbstverständlich zu sein,
den Schriftspracherwerb als ein eigen-
ständiges Lern- und Entwicklungsfeld
im Förderschwerpunkt Geistige Ent-
wicklung hervorheben zu können.
Immer wieder lassen sich sowohl in der
Theorie wie auch aus der Praxis heraus
kritische Fragen vernehmen, die für
unsere Schüler(innen) wichtigere Lern-

felder beschreiben möchten. Natürlich
wird es in diesem Förderschwerpunkt
immer Schüler(innen) geben, die kei-
nen Zugang zu einem Lesen im engeren
Sinne finden, und wir werden im Unter-
richt weiterhin Schüler(inne)n begeg-
nen dürfen, die nach basalen Ange-
boten verlangen (basale Stimulation,
Förderpflege). Grundsätzlich kann es
jedoch nicht um ein Infragestellen ent-

sprechender Angebote im Schrift-
spracherwerb gehen, sondern vielmehr
um die Implementierung didaktisch
gültiger und methodisch plausibler
Unterrichtstrukturen. 

Lesen und Schreiben als Angebot im
Förderschwerpunkt Geistige Entwick-
lung – grundsätzliche Gedanken

In den wiederbeginnenden Anfängen
der Geistigbehindertenpädagogik be-
schrieb BACH (1968) das Lesen und
Schreiben nur am Rande. Grundsätz-
lich ging es seiner Einschätzung nach
um die „Erziehbarkeit“ (ebd., 6 ff.) und
die „Heilpädagogische Untersuchung
des geistigbehinderten Kindes“ (ebd.,
104 ff.) – wichtige und elementare
Grundlagen in der Gründungszeit der
„Sonderschulen für Geistigbehinderte“
in den 1960er Jahren.

SPECK (1970, 175) dagegen widmete
der Frage nach den Kulturtechniken
schon einen eigenen Abschnitt, in dem
er feststellte, dass „die unterrichtliche
Erfahrung lehrt: Geistigbehinderte ver-
mögen Lesen, Schreiben und Rechnen
zu erlernen“.

HOLGER SCHÄFER

Lesen und Schreiben im Förder-
schwerpunkt Geistige Entwicklung
Historische Entwicklungen und neue Ansätze im Sinne
einer subjektbezogenen Didaktik



SPECKs (ebd.) Ausführungen war
schon zu diesem Zeitpunkt ein erwei-
terter Lesebegriff zu entnehmen, wenn
er feststellte, dass „Gruppen geistigbe-
hinderter Kinder hinsichtlich ihrer
Leselernfähigkeit (zu) unterscheiden“
sind. Interessant erscheint in diesem
Zusammenhang ein Überblick zu
SPECKs eigenen Einschätzungen, die
sich in seinem Lehrbuch (1970; aktuel-
le Auflage 2005) durch die schulischen
Wirklichkeiten anscheinend haben lei-
ten lassen. Letztendlich stellt er synop-
tisch fest, dass „es einem Vorenthalten
von Bildungschancen gleich (käme),
wenn auf jegliches Lehren dieser
Fertigkeiten gänzlich verzichtet wird
und von vorneherein generell die
Aussichtslosigkeit jedes Versuchs
behauptet wird“ (SPECK 2005, 284).

Innerhalb dieser historischen Be-
trachtung kommt es unter didaktischen
Gesichtspunkten immer wieder zu
einer deutlichen, ja fast polarisierenden
Betonung der lebenspraktischen Erzie-
hung gegenüber den Angeboten des
Lesenlernens. Nach meinem Verständ-
nis ist jedoch Lesen und Schreiben ein
ganz zentraler Bestandteil der Lebens-
praktischen Erziehung. WALBURG
beschreibt bereits 1972 konzeptionelle
Ausrichtungen zur lebenspraktischen
Bildung an der Schule für Geistigbe-
hinderte (SFG), hier finden sich signifi-
kante Anknüpfungspunkte zum Lesen
und Schreiben. Folgende Aussage aus
dem Bremerhavener Entwurf erscheint
mir besonders zutreffend zu sein, nach
dem „lebenspraktische Bildung Erzie-
hung zur Gemeinschaftsfähigkeit, Er-
ziehung zur Arbeit und Erziehung zur
Teilnahme am kulturellen Leben“
(WALBURG 1972, 12) bedeutet. 

Was also ist naheliegender, als das
Lesen und Schreiben als einen wesent-
lichen Bestandteil des Sachunterrichts
und damit der Lebenspraktischen Er-
ziehung zu verstehen – eine Auseinan-
dersetzung, die natürlich im Rahmen
der Möglichkeiten unserer Schüler(in-
nen) liegen muss. Jedoch darf der
Förderbedarf nicht das Vorenthalten
angemessenen Unterrichts bedingen.

Lebenspraktische Erziehung darf
sich demnach nicht auf die bloße
vitale und körperliche Selbstver-
sorgung reduzieren lassen, sondern
muss in einem offenen didaktischen
Rahmen Arbeit, Beruf, Wohnen und
Freizeit berücksichtigen. Sachunter-
richt und Schriftspracherwerb sind
demnach integraler Bestandteil im
Lernfeld der Lebenspraktischen
Erziehung (vgl. POHL, POHL &
SCHULTE AUF’M HOFE 1983).

RITTMEYER (2005) führt in diesem
Zusammenhang folgende Argumente
für den Schriftspracherwerb an der
SFG an:

> konsequente Fortführung der vor-
schulischen Förderung (vgl. Abb. 1),

> das Lesen stellt keine Überforderung
für die Schüler(innen) dar, vielmehr
bietet es Abwechslung und kognitive
Forderung und

> im Sinne der Lebensbedeutsamkeit
stellt Lesen eine wichtige Handlungs-
kompetenz in Beruf und Freizeit dar
(vgl. POHL, POHL & SCHULTE
AUF’M HOFE 1983, 76 ff.).

Erweiterungen und Modifikationen
des Lesebegriffs

In den Darstellungen zum erweiterten
Lesebegriff gehen sowohl OBERACKER
(1980) wie auch HUBLOW (1985) und
GÜNTHNER (2000) von Stufen aus,
wenngleich die Gefahren in der indivi-
duellen Übertragung solcher Stufen-
modelle beschrieben werden (ebd., 15).
DÖNGES (2007, 340) dagegen betont

Grundsätzlich kann es daher nur
darum gehen, allen Schüler(inne)n
ein methodisch fundiertes, lebens-
weltbedeutsames und gesamtschu-
lisch schlüssiges Modell im Lesen
und Schreiben an die Hand zu
geben (vgl. Abb. 1), innerhalb des-
sen alle Schüler(innen) ihre indivi-
duellen Zuschnitte bezüglich der
verschiedenen Lesearten finden
können.

in seinem zirkulären Ansatz die bedeut-
same Gleichberechtigung nebeneinan-
der stehender Lesarten (vgl. Abb. 2). 

Mit dem Verweis auf ein normatives
Entwicklungsmodell auf der einen Seite
und dem Ansatz einer Handlungs-
orientierten Didaktik auf der anderen
Seite scheint sowohl das Stufen-Modell
in der Ausrichtung an Normen und
Gesetzmäßigkeiten als auch das Modell
der Lesearten in seiner Orientierung an
individuelle Handlungsmuster seine
Berechtigung zu finden. Dennoch ist
eine konzeptionelle und förderdiagnos-
tische Ausrichtung an den Lesearten
vorzuziehen; DÖNGES (2007, 339 f.)
begründet dies folgendermaßen:
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Abb. 1: Schwerpunktsetzung innerhalb des Leselernprozesses an der SFG
(SCHÄFER & LEIS 2007, 15)
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> „An Stelle einer starren Fixierung
auf normative Verläufe ist in den
Wissenschaften (...) die Entwick-
lungsvielfalt erkenntnisleitend ge-
worden (...),

> statt von hierarchischen Stufen soll-
te deshalb konsequent von gleichbe-
rechtigt nebeneinander bestehenden
Lesearten die Rede sein, auf die
Schüler gemäß ihren Möglichkeiten
und den situativen Erfordernissen
zurückgreifen können (...) (und
schließlich)

> das Konzept des erweiterten Lese-
begriffs (sieht) Förderung in zweier-
lei Richtungen vor“. 

Eine ausführliche und kritische
Diskussion zu den didaktischen Facet-
ten der Lesestufen und -arten findet
sich in SCHÄFER & LEIS (2009, 25 f.).
Die Favorisierung des Begriffs der
Lesearten gegenüber der statischen
Annäherung durch das Stufenkonzept
lässt sich auch in DÖNGES (2007) gra-
fischer Darstellung des Ansatzes aus-
machen (vgl. Abb. 2). 

Ein wesentlicher Unterschied im
Aufbau der Lesearten gegenüber dem
Stufenmodell (vgl. HUBLOW & WOHL-
GEHAGEN 1978, 23 f.) ist das Aus-
lassen des Ganzwortlesens als „didakti-
sche Lernbehinderung“ (DÖNGES 2007,
342). Ist man sich jedoch der Gefahren
eines unreflektierten Einsatzes von
Ganzwörtern bewusst, kann der Unter-
richt auf diesem Weg schon sehr früh
mit konkreter Schrifterfahrung angerei-
chert werden (vgl. BLUMENSTOCK
2007). Natürlich darf es dann nicht
beim ausschließlichen Angebot des
Ganzwortes bleiben, vielmehr gilt es,
die Schüler(innen) mit diesen Begriffen
analytisch und synthetisch synchron
arbeiten zu lassen (Gliederung in Sil-
ben, Analyse der Wortbausteine, Syn-
these zum Wortganzen und Integration
in textliche Zusammenhänge). Auf
diese Art „können Ganzwörter im
Unterricht bedeutsam sein, um grund-
sätzliche Einsichten in die Funktion
von Schrift und deren Beziehung zur
gesprochenen Sprache zu gewinnen“
(DÖNGES 2007, 342).

Dies entspricht auch der Einschät-
zung von THAMM (2004, 65), der in
der Diskussion um das Ganzwortlesen
den Arbeitsbegriff des Wortgestalt-
lesens vorschlägt. DÖNGES (2007,
341) sieht berechtigterweise die Gefahr,
den Förderansatz der visuellen Wahr-
nehmung so einseitig zu betonen, so
„dass damit notwendige elementare Ein-
sichten in das Prinzip der Lautschrift
verhindert oder erschwert werden“.

Unterrichtspraktische Erfahrungen
zeigen in einem Zusammenschnitt die-

ser beiden Positionen, dass sowohl der
auditiv-analytischen Betonung wie
auch dem visuell-gestalterischen Ange-
bot ein hoher Stellenwert beizumessen
ist. Unter anderem DEHN (2007) stellt
diesen Prozess der auditiv-visuellen
Erfassung konkret in den Mittelpunkt
ihrer Darstellungen, schließlich sei
der/die geübte Leser(in) gerade deshalb
in der Lage, Wörter beim Reden und
Zuhören differenziert wahrnehmen zu
können, weil er/sie sowohl die Sprache
verstehe als auch eine visuelle Vor-
stellung der satzstrukturellen Verhält-
nisse habe.

Nachstehend eine kurze Darstel-
lung, wie die schriftstrukturelle Auf-
bereitung solcher Ganzwörter in die
Freiarbeit oder das Vorhaben imple-
mentiert werden kann:

> das Üben des eigenen Namens,

> die Gliederung der Wochentage
und der Monate,

> Arbeitswörter zu den Vorhaben
(vgl. Abb. 3). 

Viele Schüler(innen) werden sich in
einem mehrjährigen Leselernprozess
von der Wortgestalterfassung zum Lesen
im engeren Sinne vorarbeiten (vgl.
POHL, POHL & SCHULTE AUF’M
HOFE 1983, 74 f.; RITTMEYER 2005,
59). Im Blick ist dabei immer der analy-
tisch-synthetische Ansatz, um das
Arbeiten mit den Ganzwörtern nicht zu

einem ausschließlichen Ganzwortlesen
verebben zu lassen (vgl. RITTMEYER
1996). 

Plädoyer für einen umfassenden
Ansatz des erweiterten Lesebegriffs
und seiner Lesearten 

In Abb. 4 hebe ich die wichtigen Mo-
mente des Situationenlesens und des
Ganzwortlesens als gewinnbringende
Lesearten hervor, Berücksichtigung fin-
den dabei die Gedanken einer qualita-
tiven Erweiterung innerhalb der ver-
schiedenen Lesarten. Dieser additive
Aspekt schlägt eine Brücke zwischen
der geschlossenen Stufenfolge nach
HUBLOW (1985, 8 f.) auf der einen
Seite und einer offenen Sichtweise
nach DÖNGES (2007, 339 f.) auf der
anderen Seite. Diese kompetenzorien-
tierte Nuancierung führt zu wichtigen
Einblicken in die individuellen Ent-
wicklungsstadien des Schriftspracher-
werbs, die wiederum in der prozessori-
entierten Förderplanarbeit aufgegriffen
und fortgeschrieben werden können.
Während die Schüler(innen) auf der
Ebene des Situationenlesens erkennen,
aus Situationen Informationen entneh-
men zu können, erlangen sie durch das
Bilder- und Symbollesen hilfreiche Ein-
sichten in den Miteilungs- und Struktur-
charakter von Sprache und Schrift. 

Im Handlungsfeld dieser beiden
Lesearten ist mir der Bezug zur Unter-
stützten Kommunikation sehr wichtig,
die sich auch Bildern und Symbolen als
Kommunikationsmittel bedient. Ich
spreche hier bewusst von einer Ver-
netzung, da ich die Förderung im
Rahmen Unterstützter Kommunikation
in korrespondierenden Zusammen-
hängen zum Lesen sehe: Schließlich
bedeutet die Tatsache, dass jemand nicht
laut vorlesen kann, nicht gleichzeitig,
dass er sich den Sinn eines Wortes oder
Satzes nicht (leise) erschließen könnte. 

Wenn nun das Bild- und Symbol-
lesen grundlegende Einsichten in den
Strukturcharakter von Schrift herstel-
len kann, dient diese Einsicht zugleich
der Förderung der phonologischen Be-
wusstheit. Hier ist dann zwischen der
phonologischen Bewusstheit im weite-
ren Sinne (auditive Wahrnehmungs- und
Analyseleistungen im Satzganzen) und
im engeren Sinne (auditive Wahrneh-
mungs- und Analyseleistungen inner-
halb phonologischer Verbindungen im
Wort) zu unterscheiden. In diesem zir-
kulären Verständnis der Lesearten ist
auch das Schreiben zu berücksichtigen,
durch das sich die Schüler(innen)
phonologische Zugänge eigenaktiv er-
schließen können.
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Abb. 3: Arbeitswörter aus der Unter-
stufe („Der Wald und seine Bäume“)
und der Oberstufe („Wildbienen“)
(vgl. SCHÄFER & LEIS 2009)



Zur didaktisch-methodischen und
organisatorisch-strukturellen
Umsetzung im Unterricht 

Wenn ich einen lehrgangunabhängigen
Charakter des Schriftspracherwerbs
betone, möchte ich damit zu einem
Nachdenken über alternative Unter-
richtsformen anregen, weil sich kein
Lehrgang für den lang anhaltenden
Leselernprozess anbietet, dem unsere
Schüler(innen) gegenüberstehen (vgl.
Abb. 1). Neben diesem methodischen
Begründungszusammenhang lässt sich
mit HUBLOW (1985, 5) eine didakti-
sche Herleitung finden: „Lesenlernen
muss, wie jeder andere Bildungsaspekt
der Schule für geistig Behinderte, vor
allem Lebenlernen bedeuten. So müssen
die Inhalte des Lesestoffs der Lebens-
welt der Schüler entstammen und sei-
nen Beziehungen zu ihr entsprechen“.

Die Inhalte der gleichschrittartigen
Lehrgänge entsprechen aber nur äußerst
selten den Lebenswelten unserer Schü-
ler(innen), und bereits POHL, POHL
& SCHULTE AUF’M HOFE (1983, 78)
stellen zur Abklärung der organisatori-
schen Möglichkeiten fest, dass „der
Klassenlehrer durch innere Differen-
zierung den Schülern ein individuelles
(bedeutsames) Lernangebot machen“
sollte. Wichtig ist in diesem Zusammen-
hang der Ansatz der klassenbezogenen

Zusammenfassend lassen sich damit
die Lesearten des Situationenlesens
sowie des Bilder- und Symbol-
lesens den Ausgangsbedingungen
im Leselernprozess zuordnen, wo-
gegen das Signal- und Ganzwort-
lesen durch die kontinuierliche
Förderung der phonologischen Be-
wusstheit ein unmittelbares Arbei-
ten mit Schrift bedeuten und somit
im Schriftspracherwerb im Förder-
schwerpunkt Geistige Entwicklung
bedeutsame Einsichten in die
Schriftkultur im engeren Sinne
herstellen können.

Binnendifferenzierung, in dem „das
eigentliche Anliegen des Lesens, wichti-
ge sinnvolle Mitteilungen aus der Um-
welt aufzunehmen und damit das Leben
bewältigen zu lernen“ (HUBLOW 1985,
5), individuell vermittelt werden kann. 

Ein entwicklungsorientierter Unter-
richt findet seine Umsetzung in offenen
Angebotsformen (Wochenplan/Frei-
arbeit). FISCHER (2008, 232 ff.) be-
schreibt hier eine bedarfsorientierte
Didaktik und betont ein handlungsbe-
zogenes Lernen, das in einem bilden-
den und erziehenden Unterricht in
sozialen Beziehungen erfolgt. In der
Adaption für das Lesenlernen bedeutet
dies, dass im methodischen Planungs-
feld der Binnendifferenzierung das
Sozialgefüge der Klasse nachhaltig auf
das Lernen einwirkt. 

Mit dem Klassenunterricht ist auch
der strukturell-organisatorische Rah-
men angesprochen: Es macht in einem
ganzheitlichen Verständnis keinen Sinn,
das Lesen aus der Klasse in Kursräume
auszulagern und dort behandelte The-
menfelder im Klassenunterricht außen
vor zu lassen. Bereits in der Unterstu-
fenarbeit finden sich vielerlei Lesean-
lässe wie 

> die Schülernamen und Wochentage
oder die Lebensmittel aus dem
Ämterplan als Wortmaterial oder 

Bezogen auf das Lesen an der SFG
ist diese Vermittlung dadurch ge-
prägt, dass jede Schülerin und jeder
Schüler innerhalb der ihr/ihm mög-
lichen Lesearten arbeiten kann.
Diesbezügliche Erweiterungen ein-
zelner Kompetenzen oder das Er-
schließen einer weiteren Leseart
sind jederzeit möglich und dürfen
unter keinen Umständen durch
geschlossene Lehrgänge mit starren
didaktischen Strukturen in einer
äußeren Differenzierung (Kursraum)
verhindert werden.

> die Karten aus dem Stundenplan
auf der Bildebene und 

> auf der Symbolebene die Darstel-
lungsformen aus der Unterstützten
Kommunikation. 

Entsprechende Signalwörter finden
sich überall im Schulgebäude. Kombi-
niert werden kann dieses Leseangebot
mit den Arbeitswörtern aus den Vor-
haben (vgl. HUBLOW 1985, 5). Aus
dem o. g. Wortmaterial lassen sich dann
erste Buchstaben zur Arbeit mit den
Graphem-Phonem-Korrespondenzen
herausbilden, die dann wiederum im
Wortaufbau synthetisch aufgegriffen
werden können. Der Vorteil innerdiffe-
renzieller Lernstrukturen ist das Wahr-
nehmen der verschiedenen Lesearten
im Klassenunterricht. Jeden Tag in der
Woche sollten diesbezügliche Angebote
berücksichtigt sein. 

Zusammenfassend lassen sich drei
Erfahrungswerte nennen, die für einen
klassenbezogenen und innerdifferen-
ziellen Unterricht sprechen:

1. Die Zusammenstellung scheinbar
homogener Kurse führt immer wie-
der zu ungünstigen Konstellationen,
die weiterer Differenzierungsange-
bote bedürfen. 

2. Das kursartige Zusammenstellen er-
fordert ein hohes Maß an Absprachen,
pädagogischen Einschränkungen und
künstlichen Lernarrangements. 

3. Schließlich bleibt festzustellen, dass
mit Planungsprozessen in der eigenen
Klasse viel flexibler umgegangen wer-
den kann, was sich sowohl auf die
personelle Situation als auch auf das
inhaltliche Vorgehen positiv auswirkt.

Zusätzlich kommt mit der zeitbezo-
genen Einschätzung von POHL, POHL
& SCHULTE AUF’M HOFE (1983, 78)
die Forderung nach einer umfangrei-
chen Angebotsstruktur zum Tragen. Sie
merken nämlich an, dass der Unterricht
„mit Sorgfalt und Überlegung und mit
der notwendigen Stundenzahl erteilt
werden (muss). Wenn der Leseunterricht
nur zweimal in der Woche stattfindet,
können sich keine Erfolge einstellen“. 

Es ist somit festzustellen, dass offene
Unterrichtsformen als der angemes-
sene methodische Weg zu wählen
sind. Sinnigerweise findet dieser
Unterricht mit Blick auf methodisch-
organisatorische und sozial-integra-
tive Momente im Gesamtunterricht
der Klasse statt. In die Unterrichts-
planung und -gestaltung ist das ge-
samte Team einbezogen, um auch in
andere Lernfelder schriftsprachli-
che Aspekte integrieren zu können.
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Abb. 4: Die Lesearten innerhalb eines umfassenden Lesebegriffs
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Gesamtschulische Vereinbarungen und
Entwicklungsergebnisse aus der Praxis

Im Förderschwerpunkt Geistige Ent-
wicklung bedeutet dies nun einen
Schriftspracherwerb, der sich an kei-
nem Lehrgang orientiert (vgl. SCHÄ-
FER & LEIS 2006). Stattdessen stehen
bedeutsame Wortfelder, Texte, berufs-/
lebensweltbezogenes Material und auch
mal eine leichte Lektüre oder Jugend-
zeitschriften im didaktischen Fokus. In
einem solchen offenen Rahmen lassen
sich immer wieder Fragen nach Lern-
kontrollmöglichkeiten und verlaufsdi-
agnostischer Begleitung ausmachen.
Die diagnostische Aufgabe liegt für
mich in der kontinuierlichen Beobach-
tung unter qualitativen Gesichtspunk-
ten. Der Ort der Dokumentation ist
dann der individuelle Förderplan, der
für alle Schüler(innen) zu erstellen und
fortzuschreiben ist. Auf dieser Basis
finden sich dann auch konkrete Ge-
sprächsmöglichkeiten mit den Eltern. 

Wenn also ein einheitlicher Lehrgang
aufgrund seiner lebensweltfremden In-
halte als gesamtschulisches System aus-
zuschließen ist, bedeutet dies, dass sich
eine Schule Gedanken über didaktisch-
methodische Strukturen machen muss,
die einen offenen Schriftspracherwerb
begleiten können. Konkret steht die Auf-
gabe im Mittelpunkt, ein einheitliches
Lautgebärden- und schlüssiges An-
lautsystem sowie die einführenden
Schriftarten und die Linienangebote zu
Grunde zu legen, womit die Schüler(in-
nen) verbindliche Rahmenbedingungen
vorfinden. 

In diesem Zusammenhang sind aus
der konkreten Unterrichtsarbeit unsere
Materialsammlungen entstanden, mit

Erläuterungen von HUBLOW & WOHL-
GEHAGEN (1978), HUBLOW (1985),
RITTMEYER (1996; 2005), GÜNTH-
NER (2000) und schließlich DÖNGES
(2007) neue inhaltlich-methodische
Akzentuierungen erfahren durfte. 

Im Interesse aller Schüler(innen) im
Förderschwerpunkt Geistige Ent-
wicklung ist es mir ein Anliegen,
das Lesen- und Schreibenlernen in
einen ganzheitlichen und vorhaben-
bezogenen Kontext zu stellen, der
die individuellen Lerngänge inner-
halb der verschiedenen Lesearten
wahrnimmt und diesen durch eine
schülerbezogene und bedarfsorien-
tierte Didaktik gerecht werden kann.

denen in Form eines Anlautbaums
(Teil 1 und 2) eine lehrgangunabhän-
gige Anlautsammlung (vgl. Abb. 5) und
ein ebensolches Lautgebärdensystem
(vgl. Abb. 6) mit vielen Materialanre-
gungen zur Verfügung stehen. Während
sich die Schüler(innen) in der Schul-
eingangsphase mit dem Erschließen
eines eigenen Buchstabenkanons und
dem Herstellen der Graphem-Phonem-
Korrespondenzen unter auditiv-visuellen
und motorischen Momenten auseinan-
dersetzen, können daran anknüpfend
schriftbezogene Inhalte von Beginn an
unter didaktisch gültigen Gesichts-
punkten angeboten werden.

Ein praktisches Beispiel möchte ich
mit unserer Eigenfibel zum Vorhaben
„Die Zeit“ anführen (vgl. Abb. 7). Auf
insgesamt 16 Seiten notierten Sarah und
Eric Arbeitswörter zu den Wochentagen,
zu den Uhrtypen und zur Analoguhr.
Analyseübungen im Bereich der Arbeits-
wörter sowie Syntheseprozesse zum
Wortmaterial führten zu einer aktiven
Auseinandersetzung mit der Laut-
struktur unserer Schrift.

Bezogen auf die oben beschriebene
konsensuale Schulentwicklung bin ich
mir der intensiven Arbeit und der koor-
dinierenden Mühen bewusst, schließ-
lich bedürfen pädagogisch-unterrichtli-
che Entscheidungen viel Zeit, müssen
sich langsam entfalten und in den
Köpfen aller Kolleg(inn)en setzen kön-
nen (vgl. SCHÄFER 2008). Kontinuier-
liche Evaluation und das kritische
Reflektieren ursprünglicher Entschei-
dungen sollten von einer breiten Mehr-
heit im Kollegium getragen werden,
damit diese im nachhaltigen Sinne
auch tatsächlich Eingang in die Praxis
finden können. Diese Einsichten gelten
auch für den Schriftspracherwerb an
der SFG bzw. im Förderschwerpunkt
Geistige Entwicklung, der mit den
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Abb. 5: Der Anlautbaum mit Vokal-
erweiterung (vgl. SCHÄFER & LEIS
2009; www.anlautbaum.de)

Abb. 6: Eric vertieft in Stillarbeit die
Bewegungsabläufe der Lautgebärden
(vgl. SCHÄFER & LEIS 2008)

Abb. 7: Beispiele aus der Eigenfibel
zum Vorhaben „Die Zeit“



Der Autor:

Holger Schäfer

Schulleiter der Rosenberg-Schule,
Schule mit dem Förderschwerpunkt
ganzheitliche Entwicklung,
Am Rosenberg 32, 54470 Bernkastel-Kues

holger.schaefer@rosenberg-schule.de

www.rosenberg-schule.de
www.anlautbaum.de

KURZFASSUNG

Vor über 30 Jahren legten HUBLOW &
WOHLGEHAGEN in ihrem Beitrag zum
„Lesenlernen mit Geistigbehinderten“
(1978, 23 ff.) einen erweiterten Lese-
und Schreibbegriff zugrunde, der diesem
Teil der sogenannten Kulturtechniken
auch jenseits der analytisch-synthetischen
Methode im engeren Sinne scheinbar
seine Berechtigung im Gesamtunterricht
der Schule für Geistigbehinderte (SFG)
einräumen konnte. Auch der Paradigmen-
wechsel in der allgemeinen Sonder-
pädagogik hin zu einer prozess- und
kompetenzorientierten Betrachtung
schien zu einer veränderten Sichtweise im
Schriftspracherwerb zu führen. Doch wie
sieht die aktuelle Praxis aus? Gehören
Lesen und Schreiben in einer bedarfsori-
entierten Didaktik zum Alltagsgeschäft
der SFG und entspricht die Umsetzung in
einer offenen Unterrichtsgestaltung
handlungsorientierten und spracherfah-
rungsbezogenen Grundlagen? Mit dem
Ziel der unterrichtlichen Implementierung
eines umfassenden Ansatz des erweiter-
ten Lesebegriffs und seiner Lesearten
möchte dieser Beitrag – unter Berück-
sichtigung der historischen Entwicklung
des Schriftspracherwerbs an der SFG und
der Modifikation der Lesestufen durch
DÖNGES (2007) – mit Hinweisen zur
didaktisch-methodischen und organisato-
risch-strukturellen Umsetzung und den
dazu notwendigen gesamtschulischen
Vereinbarungen einer Klärung dieser Fra-
gen näher kommen und konkrete
Handlungsmöglichkeiten aufzeigen.

ABSTRACT

Teaching Literacy to Students with
Intellectual Disabilities. Historical
Developments and New Approaches
Based on Subject-oriented Didactics.
In their publication „Learning to read
with intellectually disabled children”
(1978) HUBLOW & WOHLGEHAGEN
developed more than 30 years ago a
broader concept of reading and writing,
which allows these cultural techniques
more space in special school education

@

i instead of being limited to an analytical-
synthetic method. The paradigm shift in
special education towards a process- and
competence-oriented attitude also con-
tributes to a different view of the acquisi-
tion of speech and writing. But how does
the general practice look like? Are read-
ing and writing part of the daily business
at school based on subject-oriented
didactics and are they practiced in an
open teaching structure according to
activity-oriented and language experi-
ence-related principles? Aiming at the
implementation of a broader concept of
reading and writing and based on the
historical development of language- and
writing acquisition at special schools and
the modification of reading stages by
DÖNGES (2007) recommendations are
offered about possible courses of action
considering didactic-methodical and
organisational-structural issues.
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Die Behindertenbeauftragte und die
BAG Gemeinsam leben – gemeinsam
lernen präsentieren einen „Wegweiser
für Eltern zum Gemeinsamen Unter-
richt“. Die Broschüre enthält Infor-
mationen zu den Möglichkeiten inklu-
siver Beschulung in den einzelnen
Bundesländern sowie Tipps von Eltern,
die bereits über Erfahrungen mit dem
Gemeinsamen Unterricht verfügen.
„Eine gemeinsame Beschulung, indivi-
duelle Förderung und ein Aufwachsen
in Vielfalt kommen allen Kindern zugu-
te – ob mit oder ohne Behinderung.
Viele Eltern behinderter Kinder wün-
schen sich, dass ihr Kind gemeinsam
mit den Geschwistern und Nachbars-
kindern in die Schule gehen kann“, so
Karin Evers-Meyer.

Dass in Deutschland in punkto in-
klusive Schule noch Nachholbedarf be-
steht, bestätigt das „Bildungsbarometer
Inklusion“ des Sozialverbands Deutsch-
land: „Die Bundesländer machen zu
wenig Fortschritte bei der Integration
behinderter Schüler an allgemeinen

Schulen. Bislang erfüllen die meisten
Bundesländer nicht ansatzweise ihre
Verpflichtung, behinderte und nicht
behinderte Kinder in der Regel gemein-
sam zu unterrichten.“

Deutschland habe sich mit dem In-
Kraft-Treten der UN-Behindertenrechts-
konvention zur Schaffung eines inklu-
siven Bildungswesens verpflichtet. Eine
erste Bestandsaufnahme sei allerdings
ernüchternd: Bislang haben nur Schles-
wig-Holstein und Bremen nennenswer-
te konkrete Fortschritte gemacht.

Weitere Informationen im Internet:

Elternratgeber

www.behindertenbeauftragte.de
www.gemeinsamleben-gemeinsamlernen.de

„Bildungsbarometer Inklusion“
mit Deutschlandkarte (illustrierte
Bewertung der Bundesländer)

www.sovd.de@

@

i
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Als erstes integratives Hotel in Europa
wurde 1993 das Stadthaushotel Ham-
burg gegründet. Mittlerweile gibt es
deutschlandweit über 30 Integrations-
betriebe der Hotellerie. Einige davon
haben sich im Verbund der Embrace
Hotels zusammengeschlossen. Neben
der gemeinsamen Außendarstellung
und dem regelmäßigen Erfahrungs-
austausch untereinander steht die
Erhaltung und Schaffung von neuen
Arbeitsplätzen für Menschen mit Be-
hinderung in der Hotellerie sowie die
Förderung von Begegnung zwischen
Menschen mit und ohne Behinderung
im Vordergrund. 

Ein ebensolches integratives Anlie-
gen verfolgt das „euvea Freizeit- und
Tagungshotel“ in Neuerburg/Eifel. Das
Hotel wird als gemeinnützige GmbH
von zehn Organisationen der Behinder-
tenhilfe aus vier europäischen Ländern
betrieben: Deutschland, Luxemburg, Bel-
gien und Frankreich. Über den Hotel-
betrieb hinaus bietet das Unternehmen
Bildungs-, Freizeit- und Begegnungsan-
gebote an – hier verbindet sich europäi-
sche Zusammenarbeit mit integrativen

Arbeitsplätzen für Menschen mit Behin-
derung. Das barrierefreie Freizeit- und
Tagungshotel mit internationaler Gäste-
struktur ist nebenbei Zweckbetrieb einer
WfbM und hält insgesamt 24 Arbeits-
plätze für Mitarbeiter(innen) der Westeifel
Werke vor: von der Rezeption über Ser-
vice bis hin zur Haustechnik. Das Hotel
bietet eine Arbeitsumgebung, die wesent-
lich vom „beschützenden“ Rahmen und
der damit verbundenen Infrastruktur
einer WfbM abweicht und dem ersten
Arbeitsmarkt sehr nahe kommt.

Weitere Informationen:

Verbund der Embrace Hotels

willkommen@embrace-hotels.de

www.embrace-hotels.de

euvea Freizeit- und Tagungshotel gGmbH

info@euvea.de

www.euvea.de

@

@
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Arbeitsplatz: Hotel

Inklusive Schule
Elternratgeber und Bildungsbarometer zum Gemeinsamen
Unterricht erschienen



Nicht das freiwillige Engagement für
Menschen mit geistiger Behinderung
steht im Zentrum des 2. Bundestreffens
der Freiwilligenkoordinator(inn)en, son-
dern das Engagement von ihnen. Immer
mehr Menschen mit geistiger Behin-
derung möchten sich heute auch selbst
für Andere oder für eine gute Sache
einsetzen – nicht als eine Pflicht zur
„Leistung für die Gemeinschaft“, son-
dern als selbstverständlich wahrgenom-
menes Recht, als Bürger(innen) zu
entscheiden und zu handeln. Echte
gesellschaftliche Teilhabe heißt auch,
dass dieses Interesse am Engagement

respektiert wird und Menschen mit
geistiger Behinderung leichter als bis-
lang Zugang zu Möglichkeiten freiwilli-
ger Aktivität finden.

Die Veranstaltung findet statt am
22. und 23. Februar 2010 im Schloss
Rauischholzhausen bei Marburg. Refe-
rent(inn)en mit und ohne Behinderung
stellen erfolgreiche Projekte vor und be-
ratschlagen Pläne für zukünftige Aktivi-
täten. Mit Vertreter(inne)n aus Politik,
Verbandswesen und Wissenschaft wird
diskutiert über die Unterstützung, die
Menschen mit Behinderung brauchen,
wenn sie sich engagieren möchten.

Die Veranstaltung wird vom Projekt
„Lebenshilfe aktiv“ – Beratungs- und
Koordinierungsstelle Freiwilligenenga-
gement in der Bundesvereinigung
Lebenshilfe in Kooperation mit der
Akademie für Ehrenamtlichkeit Deutsch-
land und der Lebenshilfe Berlin ausge-
richtet.

Infos und Kontakt:

bei organisatorischen Fragen:
Brigitte Bunte

Telefon: (0 64 21) 4 91-151

brigitte.bunte@lebenshilfe.de

bei inhaltlichen Fragen:
Dr. Angelika Magiros

Telefon: (0 64 21) 4 91-115

angelika.magiros@lebenshilfe.de

www.lebenshilfe-aktiv.de

@

@
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tionsmaterialien in verschiedenen Spra-
chen haben sich besonders bewährt.
Einzelberatungen erwiesen sich als
unabdingbare Voraussetzung dafür, Rat-
suchende für Gruppenangebote zu inte-
ressieren, die dann z. B. Sprachtraining,
berufliche Integration oder besondere
Belange von Frauen zum Thema hatten.

Für die einzelnen Beratungsthemen
und deren didaktische Umsetzung in
Gruppen hat das Projekt Arbeitsmap-
pen erstellt, die von interessierten Selbst-
hilfegruppen bezogen werden können.

Kontakt:

Hans-Peter Terno

Projektleiter

hp.terno@zsl-mainz.de

www.zsl-mainz.de

@

i
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Die Situation von Menschen mit Be-
hinderung und Migrationshintergrund
ist bislang noch zu wenig im Blick und
kaum untersucht. Mit dem Projekt GIB
– Ganzheitliche Integration behinderter
und chronisch kranker Migrantinnen
und Migranten – liegen nun Erfahrun-
gen mit der Errichtung eines speziellen
Beratungsangebots für diese Personen-
kreise vor.

In dem vom ZsL, Zentrum für selbst-
bestimmtes Leben behinderter Menschen
Mainz e. V., durchgeführten zweijährigen

Projekt wurden mit rund 120 behinder-
ten oder chronisch kranken Migrant(in-
n)en über 1000 Beratungen durchge-
führt. Die Erfahrungen weisen auf die
besondere Bedeutung für Klient(inn)en
hin, von Menschen beraten zu werden,
die selbst Migrations- und zugleich Be-
hinderungserfahrung haben. 

Zugangswege zu Betroffenen über
unterschiedliche religiöse, politische
und kulturelle Migrantenorganisationen
und -treffpunkte sowie über die Entwick-
lung von gut verständlichen Informa-

Beratung behinderter und chronisch
kranker Migrantinnen und Migranten
Modellprojekt abgeschlossen

Diesmal denken wir umgekehrt!
Bürgerschaftliches Engagement von Menschen
mit geistiger Behinderung

Die Empfehlungen der Vereinigung für
Interdisziplinäre Frühförderung e. V.
(VIFF) zielen darauf, „einheitliche Stan-
dards der interdisziplinären Diagnostik
in Frühförderstellen gemäß SGB IX zur
bundesweiten Umsetzung“ zu benen-
nen. Dabei werden sowohl inhaltliche,
personelle als auch zeitliche Eck-
punkte genannt, die im Rahmen der
Eingangs-, Verlaufs- und Abschluss-
diagnostik als notwendig angesehen
werden.

Die Stellungnahme richtet sich an
Fachkräfte aus und Träger von Inter-
disziplinären Frühförderstellen sowie
an Leistungsträger und politisch Ver-
antwortliche und soll Diskussionspro-
zesse inhaltlich unterstützen.

Weitere Informationen:

Die Empfehlungen sind abrufbar unter

www.fruehfoerderung-viff.de@

i

Empfehlungen zur Diagnostik
in der Frühförderung

Besuchen Sie
die Teilhabe
im Internet

| www.lebenshilfe.de/
teilhabe.php
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Die Autoren legen mit dieser fünften,
überarbeiteten Auflage ein Standard-
werk zum Themenbereich vor, welches
in verschiedener Hinsicht richtungwei-
send ist. Das Buch gliedert sich in vier
Hauptkapitel. In Kapitel 1 werden zu-
nächst begriffliche Reflexionen unter-
nommen, die die Heterogenität der Zu-
schreibungen geistig behindert, psychisch
gestört und verhaltensauffällig verdeut-
lichen. Die Autoren grenzen die Stö-
rungen voneinander ab, so werden Ver-
haltensauffälligkeiten als zusätzlich zur
Behinderung erworbenes und sozial
unerwünschtes Verhalten definiert, dem
keine Psychopathologie zugrunde liegt
(19). Die Grenzen werden fallbezogen
jedoch als fließend herausgearbeitet.

In Kapitel 2 „Psychiatrische Grund-
lagen, Klassifizierung und Therapie“
werden Grundlagen der Psychopatho-
logie erläutert. Näher gebracht wird
dem/der Leser(in) insbesondere die
ICD 10, welche in ihren Grenzen, aber
auch in ihrer Bedeutung vorgestellt
wird; wiederholt werden kritische An-
merkungen aus unterschiedlichen Fach-
diskursen aufgegriffen und einbezogen.
Verschiedene Störungsarten werden
vorgestellt und großenteils mit Beispie-
len von Menschen mit geistiger Behin-
derung verdeutlicht. Verwunderlich ist
die Platzierung der Ausführungen zu den
Themen „Sexuelle Auffälligkeiten und
Störungen durch Misshandlung“ und
„ADHS“. Diese Themen erscheinen
strukturlogisch und hinsichtlich der
jeweiligen inhaltlichen Ausführungen
nur bedingt passend zur Überschrift
„Psychiatrische Klassifizierung“. Den
Abschluss dieses Kapitels bildet ein Ab-
schnitt über psychiatrische Therapien.

Der Schwerpunkt liegt natürlich auf
der Darstellung der Psychopharmako-
therapie, die einen verständlich formu-
lierten und differenzierten Einstieg in
dieses Themenfeld bietet. So werden
die Möglichkeiten, Grundsätze und
Bedeutung einzelner Substanzgruppen,
wie z. B. Neuroleptika, erörtert. Die
Ausführungen zur Soziotherapie fallen
knapp und recht allgemein aus, dieser
Ansatz hätte besser in Kapitel 3 gepasst.

Im stark erweiterten Kapitel 3
„Psychotherapeutische Konzepte“ wer-
den verschiedene psychotherapeuti-
sche Modelle (Psychoanalyse, Indivi-
dualpsychologische Psychotherapie,
Klientenzentrierte Gesprächspsycho-
therapie, Verhaltenstherapie, Kognitiv-
behaviorale Ansätze, Systemische Thera-
pien und Neuropsychotherapie) in Hin-
blick auf Menschen mit geistiger
Behinderung gut lesbar und differen-
ziert vorgestellt. Insbesondere die Dar-
stellung der Neuropsychotherapie ist
hervorzuheben, sie wird in diesem
Buch wohl erstmals grundlegend auf
Menschen mit geistiger Behinderung
bezogen. Die Ausführungen gehen
durchgehend v. a. aufgrund ihres Praxis-
bezugs über vergleichbare Veröffentli-
chungen hinaus, sie bieten einen guten
Überblick über die derzeit verfügbaren
psychotherapeutischen Ansätze.

In Kapitel 4 „Konzepte der Heil-
pädagogik und Sozialen Arbeit“ werden
verschiedene Methoden und Konzepte
vorgestellt. Es wird deutlich, dass neben
diagnostischen, psychopharmakologi-
schen und psychotherapeutischen Hilfen
heilpädagogische Ansätze für die Beglei-
tung von Menschen mit geistiger Behin-

derung und zusätzlicher psychischer
Erkrankung nutzbringend, ja unver-
zichtbar sind. Grundlegend werden
die Positive Verhaltensunterstützung,
Lebensweltbezogene Behindertenarbeit
und systemisch-stärkenorientierte Praxis-
beratung erläutert. Die Bedeutung der
Pädagogik und Sozialen Arbeit bei
Menschen mit geistiger Behinderung
und zusätzlichen psychischen Störun-
gen wird praxisbezogen aufgezeigt. Ein
vielleicht nur stichpunktartiger Über-
blick über weitere pädagogische Ansätze,
wie z. B. psychosoziale Beratung, Krisen-
intervention, Case Management, Ver-
stehende Diagnostik, Teacch, hätte das
breite Spektrum pädagogischer Hand-
lungsansätze aufgezeigt und illustriert. 

Den Autoren ist ein sehr gut struktu-
riertes und hervorragend lesbares Buch
gelungen, welches eine wichtige Grund-
lage für die Praxis und zugleich für den
fachlichen Diskurs über die drängende
Problematik von Menschen mit geisti-
ger Behinderung und zusätzlichen psy-
chischen Störungen darstellt. Dies leis-
tet in vergleichbarer Form kein anderes
derzeit verfügbares Buch im Themen-
bereich psychische Störungen und
geistige Behinderung. Andere Veröf-
fentlichungen sind eng auf das Psycho-
pathologiekonzept bezogen, welches
grundsätzlich und auch speziell bei
Menschen mit geistiger Behinderung zu
sehr individuum- und zu wenig kon-
textorientiert ausgerichtet ist und damit
Komplexität eingrenzt und Perspek-
tiven verkürzt. Zudem ist das Buch
wesentlich moderner und interdiszipli-
närer angelegt als andere vergleichbare
Schriften. Daher kann es als Lehrbuch
und Fachbuch von Lehrenden, Prakti-
ker(inne)n, Studierenden und Auszu-
bildenden aller Fachrichtungen (Heil-
pädagogik, Soziale Arbeit, Psychologie,
Psychotherapie, Psychiatrie) genutzt
werden. 

Der Neufassung ist ein vergleich-
barer Erfolg wie dem Vorgängerbuch zu
wünschen. 

Ernst Wüllenweber, Berlin

BUCHBESPRECHUNGEN

ALBERT LINGG, GEORG THEUNISSEN

Psychische Störungen und geistige
Behinderungen
Ein Lehrbuch und Kompendium für die Praxis
2008. 5. Aufl. Freiburg i. Br.: Lambertus. 328 Seiten. 27,50 €. ISBN 978-3-7841-1857-4

Fünf Jahre nach der zweiten liegt eine
völlig neu bearbeitete, dritte Auflage
der erst 2001 erschienenen, jetzt grund-

legenden und nicht mehr nur einfüh-
renden Darstellung vor, deren Umfang
um mehr als 50 % gewachsen ist und

die nun das größere Format der belieb-
ten Reihe Sonderpädagogik mit den bei
der Lektüre hilfreichen Marginalien und
zur Erfolgskontrolle nach jedem Kapi-
tel anregenden Übungsaufgaben erhielt.
Allein diese äußere Veränderung zeigt,
welch wissenschaftliche Aktivität die
Psychomotorik in den letzten Jahren
bestimmt hat und welch aktuelle Be-
deutung dem für die Praxis so wichti-

KLAUS FISCHER

Einführung in die Psychomotorik
2009. 3. Aufl. München: Reinhardt. 348 Seiten. 29,90 €. ISBN 978-3-8525-2239-0



gen pädagogisch-therapeutischen Kon-
zept weiterhin zukommt – stellt es doch
den Zusammenhang zwischen Wahr-
nehmen, Erleben, Erfahren und Han-
deln in den Mittelpunkt, der nicht
zuletzt für die Persönlichkeitsentwick-
lung bestimmend ist, auch für inklusive
Bemühungen bei Menschen mit Behin-
derung. Die anschauliche Darstellung
folgt der bewährten Gliederung und wird
durch eine Fülle neuer Erkenntnisse
bereichert; damit hat sich auch das
Literaturverzeichnis verdoppelt. Der
Text lässt immer wieder deutlich wer-
den, wie im Bemühen um eine wissen-
schaftliche Fundierung der durch viele
Erfahrungen bewährten Praxis neue
Aspekte zu erschließen sind, die dann
einer weiteren Diskussion bedürfen,
um beispielsweise den modernen Leit-
linien einer konstruktivistischen Päda-
gogik zu entsprechen.

Hilfreich für das Verständnis ist die
authentische Schilderung der histori-
schen Zusammenhänge, wie es von der
psychomotorischen Übungsbehandlung,
von Kiphards Meisterlehre, über die
Etablierung des neuen Wissenschafts-
bereichs Motologie, vor allem durch
Schilling in Marburg, zu den vielfälti-
gen, erfolgreichen Initiativen des Ak-
tionskreises Psychomotorik auf natio-
naler und internationaler Ebene kam.

Im zweiten Kapitel werden die
Schlüsselbegriffe der Psychomotorik
und deren Bezugstheorien besprochen.
Bewegung und Wahrnehmung gelten
als Grundkategorien, es sind aber stets
auch emotionale und soziale Kompeten-
zen zu berücksichtigen, um der sozial-
ökologischen Bedeutung von Körper
und Bewegung gerecht zu werden.

Im Abschnitt über die Entwicklung
theoretischer Perspektiven der Psycho-
motorik findet man eine fundierte
Erörterung des aktuellen Wissens- und
Diskussionsstandes, wobei neurowis-

senschaftliche, entwicklungspsycholo-
gische und pädagogische Positionen
aufeinander bezogen sind, um zu einem
metatheoretisch orientierten Konzept
zu gelangen. Nach wie vor stehen die
Namen Piaget, Erikson und Bronfen-
brenner exemplarisch für unterschiedli-
che, sich aber sinnvoll ergänzende
Sichtweisen auf die Entwicklung be-
stimmende Kräfte. Mit anderen Auto-
r(inn)en beeinflussen sie die heute gül-
tigen psychomotorischen Grundlagen,
wobei Entwicklung als lebenslanger
Prozess mit der Bewältigung vielfältiger
Entwicklungsaufgaben angesehen wird.

Psychomotorische Konzepte stehen
in einem fruchtbaren Spannungsfeld
zwischen Therapie und Pädagogik, dies
zeigt die Praxis besonders beim Bemü-
hen um Ganzheitlichkeit und Inklusion.
Reichen doch die Ansätze von der Psy-
chomotorischen Übungsbehandlung
(Kiphard) zur Klinischen Psychomoto-
rischen Therapie (Göbel, Jarosch,
Panten) oder von der Sensorischen
Integration (Ayres) zur Sensorischen
Integrativen Motodiagnostik und -the-
rapie (Kesper und Hottinger); sie ver-
folgen eine erkenntnis-strukturierende
bzw. kompetenztheoretische Perspek-
tive beim handlungsorientierten Ansatz
(Schilling), bei der kindzentrierten
Mototherapie (Volkamer und Zimmer)
und psychomotorischen Entwicklungs-
förderung (Zimmer) bzw. in der Psy-
chomotorischen Entwicklungstherapie
(Krus). Aktuell bedeutsam ist eine gut
begründete „verstehende Psychomoto-
rik“ (Hammer, Seewald) wie auch die
ökologisch-systemische Perspektive mit
dem systemisch-konstruktivistischen
Ansatz (Balgo und Voss). Die kritische
Diskussion dieser verschiedenen Sicht-
weisen ermöglicht es dem/der Lese-
r(in), Vor- und Nachteile zu erkennen,
die jeweils besonderen Akzente einzu-
schätzen und damit einen eigenen
Standpunkt zu finden.

Im folgenden Kapitel wird dies auch
an ausgewählten Beispielen ersichtlich.
Psychomotorik ist zwischen Saluto-
genese und Resilienz anzusiedeln, ihre
Konzepte haben sich in der Praxis zu
bewähren und dabei auch inklusives
Bemühen zu unterstützen: Bei der
Frühförderung und im Kindergarten
mit Einzelintegration, im Grundschul-
alter, bei Jugendlichen und Erwach-
senen, nicht zuletzt in der Motogera-
gogik des letzten Lebensabschnittes.

Abschließend werden wichtige
Grundlagen der Motodiagnostik be-
sprochen, die eine wesentliche Voraus-
setzung für das aktuelle Bemühen um
Qualitätskontrolle und Evaluation der
Maßnahmen darstellt. Neben den seit
Jahren bewährten quantitativen Metho-
den der Motoskopie, Motometrie und
Motografie sind dabei vor allem neuere
Verfahren zur qualitativen Beurteilung
bedeutsam. Erste Ergebnisse im „System
Psychomotorischer Effekte-Sicherung“
(SPES) belegen eindeutig die Wirksam-
keit und den Erfolg gut dokumentierter
psychomotorischer Interventionen.

Das preiswerte Buch ist wiederum
allen Fachleuten zu empfehlen, die sich
um eine sinnvolle Unterstützung der
Entwicklung bemühen und dabei psy-
chomotorische Aspekte für jeden
Lebensbereich einbringen möchten. Es
vermittelt nicht nur den aktuellen
Stand der wissenschaftlichen Diskus-
sion, sondern gibt auch viele praxisna-
he, instruktive Hinweise, nicht zuletzt
durch Angabe weiterführender Literatur.
Für das aktuell nötige Umdenken im
Hinblick auf Partizipation, Teilhabe
und Inklusion werden vielfältige und
stets gut begründete Argumentations-
hilfen angeboten, die psychomotorisch-
bewegt zu nutzen sind. 

Gerhard Neuhäuser, Linden
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Vergleicht man die anfängliche Ableh-
nung schulischen Unterrichts bei alters-
mäßig eigentlich Schulpflichtigen mit
geistiger Behinderung durch Schul-
politiker und Sonderpädagogiklehrer-
schaft mit der Selbstverständlichkeit,
mit der heute für diese Schülergruppe
Bildung eingefordert und praktiziert

wird, so wird der schulpolitische Wech-
sel deutlich. Überblickt man die Ge-
schichte der Schulpädagogik im För-
derschwerpunkt Geistige Entwicklung
von den Anfängen in den sechziger
Jahren bis zu dieser Veröffentlichung,
so wird der didaktische Wechsel von
der lebenspraktischen Erziehung hin

zur schulischen Allgemeinbildung deut-
lich; beispielhaft sei auf das Kerncur-
riculum für den Förderschwerpunkt
Geistige Entwicklung für Niedersachsen
(2007) verwiesen, in dem eine Über-
nahme des Fächerkanons der Grund-
schule zumindest von den Überschrif-
ten her vorgenommen worden ist.
Fischer möchte den erreichten Stand
dieses didaktischen Sichtwechsels sys-
tematisch darlegen und einen weiterrei-
chenden Ansatz entwickeln. Dazu ge-
hören nach seiner Auffassung Aussagen
zur Schülergruppe, zur schulischen
Bildung, zu didaktischen Grundlagen
und Modellen, zu Unterrichtskonzep-
ten, zur Subjektorientierung der Didak-
tik in diesem Förderschwerpunkt und

ERHARD FISCHER

Bildung im Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung
Entwurf einer subjekt- und bedarfsorientierten Didaktik
2008. Stuttgart: Klinkhardt UTB. 279 Seiten. 19,90 €. ISBN 978-3-8252-3067-8



zur Planung und Vorbereitung des
Unterrichts.

Die Beschreibung der Schülergruppe
im Förderschwerpunkt Geistige Ent-
wicklung ist konstitutiv für eine schü-
lerorientierte Didaktik, dies gilt auch
für den Fall, dass sich diese in integra-
tiven oder inklusiven Settings befindet.
Nach Fischer ist es in den letzten Jahren
immer schwieriger geworden, das Spezi-
fische der anthropogenen Vorausset-
zungen dieses Personenkreises hervor-
zuheben, zumal im Gefolge der ICF
(International Classification of Func-
tioning, Disability and Health) den
Kontextbedingungen ein größerer Stel-
lenwert zugemessen wird, der aller-
dings die nicht zu leugnende Verlang-
samung der Lernprozesse in allen
Entwicklungs- und Fachbereichen nicht
vollends erklären kann. 

Was ist der Kern schulischer Bildung
für die Schülerschaft im Forderschwer-
punkt Geistige Entwicklung angesichts
der Forderung nach inklusiver schuli-
scher Bildung, also des gemeinsamen
Unterrichts in der allgemeinen Schule,
in die ein Kind gehen würde, wenn es
keinen sonderpädagogischen Förder-
bedarf hätte? Für Fischer ist dieser
Kern die Teilnahme am Angebot allge-
meinbildender schulischer Inhalte an-
gesichts der subjektiven/individuellen
Einschränkungen infolge der Verlang-
samung der Lernprozesse bis hin zu
Inhalten für Schüler(innen) mit einem
schweren und/oder mehrfachen sonder-
pädagogischen Förderbedarf, die an-
sonsten in allgemeinen Schulen nicht
mehr vorgehalten werden. Bis zu die-
sem Zielpunkt bestehen derzeit aller-
dings noch unterschiedliche Förderorte,
vor allem die Förderschule Geistige Ent-
wicklung, aber auch Schulen mit den

Förderschwerpunkten Hören, Sehen,
Körperliche und Motorische Entwick-
lung sowie allgemeine Schulen.

Im Kapitel zu didaktischen Grund-
lagen und Modellen werden die Kon-
zepte der bildungstheoretischen sowie
der lehrtheoretischen Didaktik rekapi-
tuliert und mit den Überlegungen zu
einer konstruktivistisch unterlegten
Sichtweise der Schüler(innen) als Ge-
stalter(innen) ihrer Welt verknüpft, um
eine später vorgestellte subjektive Didak-
tik für den Förderschwerpunkt Geistige
Entwicklung vorzubereiten, ohne jedoch
die kritischen Stellen eines didaktischen
Konstruktivismus zu übersehen.

Das schon in früheren Veröffentli-
chungen angekündigte und weiterfüh-
rende eigene didaktische Konzept
verdichtet sich in einer subjektiven
Didaktik. Diese basiert auf den kon-
struktivistischen Vorstellungen, wonach
der/die Schüler(in) Konstrukteur sei-
ner/ihrer Wirklichkeit ist, aus den ge-
machten Erfahrungen spezifische Bedeu-
tungen und lebensweltlich geprägte
Sinnzusammenhänge entwickelt. Diese
Begründung reicht weit über das schon
immer geforderte und in die Praxis
umgesetzte individualisierte Vorgehen
hinaus, das letztlich zur Einzelförde-
rung in der Gruppe verkommt. Fischer
gelingt es, die individuellen Vorgaben
mit den im Kanon allgemeiner Bildung
vorgesehenen Inhalten zu verknüpfen –
eine Gratwanderung, die auch in inklu-
siver schulischer Bildung geleistet wer-
den muss.

Eingehend erörtert Fischer Unter-
richtskonzepte als Optionen zur Um-
setzung allgemeiner Bildungsziele und
didaktischer Konzepte, angefangen
vom handlungsbezogenen Unterricht,
der projektorientiertes Lehren ein-

schließt, über offene und geschlossene
Lehr- und Lernformen bis hin zu Kon-
zepten für Schüler(innen) mit erhöh-
tem Förderbedarf; letztere kommen
angesichts der Vielzahl der vorliegen-
den Ansätze nur skizzenhaft zu Wort.
Wer in diesem Kapitel jedoch rezept-
hafte Anleitungen der Zuordnung die-
ser Konzepte zu bestimmten Zielen
oder Inhalten erwartet, mag enttäuscht
sein. Angesichts der fehlenden empiri-
schen Belege für solche Zuordnungen
bleibt es dem fachlich intuitiven, kon-
struktiven und Erfahrung offenen didak-
tischen und methodischen Gespür der
einzelnen Lehrperson überlassen, wie
sie damit umgeht. Voraussetzung ist
allerdings, dass sie die Vor- und Nach-
teile, die Möglichkeiten und Grenzen
der einzelnen Konzepte im Blick hat.

Konsequenzen für Planung und Vor-
bereitung von Unterricht beschließen
die Ausführungen der schulpädagogi-
schen Überlegungen Fischers.

Wer nach dem aktuellen Stand der
Schulpädagogik und insbesondere der
Didaktik im Förderschwerpunkt Geis-
tige Entwicklung fragt, wird in diesem
Band fundiert informiert. Er/sie wird
dabei immer wieder auf Grundlagen und
Verbindungen zur allgemeinen Schul-
pädagogik und Didaktik stoßen, eine
notwendige Beziehung, wenn inklusive
schulische Bildung für die Schüler-
gruppe im Förderschwerpunkt Geistige
Entwicklung gelingen soll. Zahlreiche
Literaturhinweise erlauben den wissen-
schaftlich Interessierten weiterführen-
de Studien, den in der Praxis Tätigen
ermöglicht ein Sachwortverzeichnis die
gezielte Suche nach didaktischen und
methodischen Detailfragen. 

Heinz Mühl, Wardenburg
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als „seelenpflegebedürftig“ anzusehen
seien, stark beeinflusst und viele für die
Praxis wegweisenden Entwicklungen
angestoßen. So hat die von Steiner be-
gründete Waldorf-Pädagogik im Erzie-
hungssystem vieler Länder einen festen
Platz, sie kann mit ihren auf bestimmte
Lebenszyklen abgestellten Lehrmetho-
den beträchtliche Erfolge aufweisen,
auch wenn ihr der Vorwurf einer be-
wussten Distanzierung oder einer ge-
wissen Lebensferne nicht erspart bleibt.

Die Anthroposophie basiert auf den
von Rudolf Steiner zu Beginn des vori-
gen Jahrhunderts in zahlreichen Schrif-
ten dargelegten Erkenntnissen und Vor-
stellungen; diese sind vielfach durch
die naturwissenschaftlich ausgerichte-
ten Theorien Goethes beeinflusst. Das
damit von Steiner geprägte, fest gefügte
Lehrgebäude erschließt sich nicht ein-
fach, es wurde dadurch aber gerade die
Einstellung gegenüber Menschen mit Be-
hinderung, die nach Steiners Meinung

Man versucht, jedes Kind individuell in
seiner Wesenart zu begreifen. In ganz
besonderer Weise werden Kreativität
und Phantasie, aber auch soziales En-
gagement gefördert. Dies gilt auch für
den speziellen Arbeitsbereich der Heil-
pädagogik, dem die Anthroposophie
seit jeher eine wichtige Bedeutung bei-
misst und der in den letzten Jahrzehn-
ten um den Aspekt der Sozialtherapie
erweitert wurde. Das klar begründete,
echt humane und lebenslange Bemü-
hen um Menschen mit Behinderung
ohne jede defizitorientierte Sichtweise
wird in den Waldorfschulen praktiziert,
aber auch in Dorfgemeinschaften ge-
lebt, wie in den von Karl König gegrün-
deten und heute weltweit verbreiteten
Camphill-Einrichtungen.

Es ist dankenswert, dass die Heraus-
geber den nicht einfachen, aber für die

RÜDIGER GRIMM, GÖTZ KASCHUBOWSKI (HG.)

Kompendium der anthroposophischen
Heilpädagogik
2008. München: Reinhardt. 547 Seiten. 39,90 €. ISBN 978-3-497-01611-2



aktuelle Diskussion überfälligen Ver-
such gewagt haben, wesentliche Grund-
sätze der anthroposophischen Heilpäda-
gogik in einem straff redigierten Buch
vorzustellen. Dazu konnten sie Autor(in-
n)en gewinnen, die über langjährige
praktische Erfahrungen verfügen, auch
bei der Ausbildung in Seminaren oder
Fachschulen für Heilpädagogik und
Sozialtherapie. Das Kompendium strebt
bewusst keine Vollständigkeit an, es will
vielmehr einen fundierten Eindruck
vom Reichtum der Varianten im heilpä-
dagogischen Denken und Tun vermit-
teln. Dies ist den 36 Autor(inn)en in
39 Kapiteln gut gelungen. Auf nur sel-
ten mehr als zehn Seiten geben sie
knapp die wesentlichen Informationen,
ergänzt durch hilfreiche Hinweise auf
aktuelle Literatur, vor allem aus dem
Bereich der Anthroposophie.

Einleitend wird die Geschichte der
heilpädagogischen Bewegung darge-
stellt, die von dem immer wieder zitier-
ten Heilpädagogischen Kurs ausging,
den Rudolf Steiner 1924 abgehalten hat
und mit dem er einen wichtigen Kul-
turimpuls geben konnte. Es folgt eine
Erörterung erkenntniswissenschaftli-
cher Fragen, so dass man eine gute
Einführung in die wesentlichen anthro-
posophischen Grundlagen erhält – gilt
doch Heilpädagogik als angewandte
Erfahrungswissenschaft. Max Buchka
und Ferdinand Klein, die einzigen
„Außenseiter“ unter den Autor(inn)en,
geben dazu eine kritische wissenschafts-
theoretische Standortbestimmung bzw.
aufschlussreiche Hinweise auf die Re-
zeption der anthroposophischen Heil-
pädagogik. In die menschenkundlichen
Grundlagen führen die folgenden Kapi-
tel ein, die Ich-Organisation und Wesens-
glieder oder Bewegung und Sprache,
Bedeutung der Sinne sowie biographi-
sche Entwicklung erörtern. Die Aufga-
ben der heilpädagogischen Diagnostik
werden vielfach im Rahmen der Kinder-
konferenz, in einem echt interdiszipli-
nären Team geleistet. Dabei sind beson-
dere Vorstellungen zur Entwicklung
unter Beachtung der Wesensglieder und
der Konstitution grundlegend, und es
wird immer versucht, den einzelnen
Menschen jeweils in seiner Individua-
lität zu begreifen, wobei ein polares
Prinzip gut zum Verständnis beiträgt. Im
Abschnitt der heilpädagogischen Hand-
lungsmethoden findet man aufschluss-
reiche Beiträge zur Berufskompetenz
und zur Unterrichtsgestaltung, über das
Zusammenwirken mit den Eltern, zu
ärztlich-therapeutischen Aufgaben,
Eurythmie und Heileurythmie sowie
zur Chirophonetik, schließlich für die
in der Praxis so wichtigen Bereiche Spiel,
Musik und Kunst. Die sozialtherapeuti-
schen Handlungsmethoden umfassen
alle Maßnahmen, die bei Erwachsenen

und mit dem Älterwerden bedeutsam
sind. Sie beziehen sich auf die jeweilige
Lebenssituation und die Arbeit, aber
ebenso auf kulturelle Aktivitäten, die
vor allem in den Dorfgemeinschaften
mit Erfolg praktiziert werden. Wichtig
ist eine biographische Begleitung vor
allem bei Senioren, bedeutsam werden
dabei aber auch sozialpsychiatrische
Maßnahmen. Schließlich sind Aspekte
des Berufs angesprochen und Fragen
der Organisation, auch einer modernen
Qualitätskontrolle diskutiert. Hier wird
besonders deutlich, dass man in der
Anthroposophie neue Wege beschrei-
tet, um den aktuellen Anforderungen
gerecht zu werden und ein „wertebezo-
genes“ Management zu verwirklichen.
Nach einer intensiven, von imponieren-
den Persönlichkeiten getragenen Grün-
derzeit, die mitunter zu einer gewissen
Abschottung führte, wurden in den
letzten Jahren ganz bewusst und nicht
zuletzt wegen der organisatorischen Er-
fordernisse neue Strukturen gebildet,
die vor allem vom gemeinschaftlichen
Dialog der Verantwortlichen bestimmt
sind. Die stärkere Öffnung nach außen
hin kam auch der praktischen Arbeit
zugute, nicht zuletzt durch viele Dis-
kussionen mit Vertretern der modernen
Erziehungswissenschaft, besonders der
Sonderpädagogik. Man ist heute von
anthroposophischer Seite bemüht, die-
sen Dialog zu erweitern, ohne auf die
feste Basis zu verzichten, die von
Rudolf Steiner geschaffen wurde.

Das vorliegende Kompendium
schließt eine bisher spürbare Lücke in
der heilpädagogischen Literatur: Es
vermittelt anschaulich und praxisnah
die Besonderheiten der anthroposophi-
schen Sichtweise. Auch wenn deshalb
manche Kapitel nicht einfach zu lesen
und zu verstehen sind, vermitteln sie
doch stets wertvolle Anregungen und
fordern dazu heraus, sich näher mit
den anthroposophischen Argumenten
zu befassen. Viele Beiträge geben zu-
dem ganz unmittelbar brauchbare
Hinweise für die Praxis, die beispiels-
weise beim Umgang mit Menschen hel-
fen, die durch ein herausforderndes
Verhalten besondere Probleme berei-
ten. Klar ersichtlich wird an vielen
Stellen, welche Wandlungen die anthro-
posophische Heilpädagogik vollzogen
hat und welch weitere Änderungen sie
anstrebt. Viele Vorurteile erweisen sich
bei genauer Betrachtung und ausrei-
chender Information als unbegründet,
bei weitem überwiegen die Vorteile.
Auch wenn manche Aussagen der an-
throposophischen Lehre nicht einfach
nachzuvollziehen sind, erfordern die
praktischen Konsequenzen mit der so
besonderen Sichtweise vom Wesen
eines Menschen mit Behinderung un-
eingeschränkt großen Respekt, nicht

zuletzt wegen der stets eifrig gepflegten
künstlerischen und rhythmischen Akti-
vitäten.

Das preiswerte Buch kann uneinge-
schränkt empfohlen werden, es ist für
die Praxis überaus hilfreich, ja unver-
zichtbar beim notwendigen trans- und
interdisziplinären Dialog im Interesse
von Menschen mit Behinderung, be-
sonders für das aktuelle Bemühen um
Teilhabe und Inklusion.

Gerhard Neuhäuser, Linden
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verantwortliche und Führungskräfte in Berufs-
bildungs- und Berufsförderungswerken der Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V. und Bun-
desverband evangelische Behindertenhilfe e. V.
www.cbp.caritas.de

4.–5. März 2010, Würzburg

Partizipation und Teilhabe gestalten
– Möglichkeiten der Vorbereitung auf
die nachschulische Lebenssituation
körper- und mehrfach behinderter
Menschen

Forum Körperbehindertenpädagogik.
Universität Würzburg, Lehrstuhl für Körper-
behindertenpädagogik.
www.forum-koerperbehindertenpaedagogik.uni-
wuerzburg.de

24. März 2010, Münster

Unternehmen tun Gutes!

LWL-Messe der Integrationsunternehmen.
LWL-Integrationsamt Westfalen.
Tel. (0251) 591-3461, petra.wallmann@lwl.org,
www.lwl-integrationsamt.de

22.–24. April 2010, Weimar

Inklusion braucht Professionalität 

Sonderpädagogischer Kongress des Verbands
Sonderpädagogik e. V.
www.verband-sonderpaedagogik.de
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Bibliografie

Der erste Ratgeber zu dem am 1. Oktober
2009 in Kraft getretenen neuen Gesetz. 

Ihre Bestellung richten Sie bitte an:
Bundesvereinigung Lebenshilfe für Menschen
mit geistiger Behinderung e. V., Vertrieb
Raiffeisenstr. 18, 35043 Marburg,
Tel.: (0 64 21) 4 91-123; Fax: -623;
E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de

FRISO ROSS

Anzeige

Neu im
Lebenshilfe-Verlag

Das neue Wohn-
und Betreuungs-
vertragsgesetz
(WBVG)
Fragen und Antworten zum neuen WBVG
Checklisten – Mustervertrag – Gesetzestext –
Gesetzesmotive
1. Auflage 2009, DIN A4, 60 Seiten,
ISBN: 978-3-88617-533-8;
Bestellnummer LER 533,
10,– € [D]; 18,– sFr.



07.–29. Januar 2010, Marburg

Pädagogische Leistungsprozesse

Verbesserungspotenziale ableiten und umsetzen.
Seminar. Kursnummer 10804

11.–12. Februar 2010, Marburg

Wege hinein – hindurch – hinaus

Die Dynamik von Konflikten, ihre Gesetz-
mäßigkeiten, Chancen und Lösungen.
Seminar. Kursnummer 10003

16. Februar 2010, Marburg

Neue Arbeitsplätze für Menschen
mit Behinderung

Integrationsunternehmen im Gesundheitswesen.
Seminar. Kursnummer 10201

17.–19. Februar 2010, Marburg

Begleitende Dienste im Wandel

Aktuelle gesetzliche Bestimmungen, neue
Konzepte und Trends in der WfbM.
Fachtagung. Kursnummer 10252

Aus dem Fortbildungsprogramm des
Instituts inForm, Fortbildung für
Selbsthilfe, Fachpraxis und Manage-
ment der Bundesvereinigung Lebens-
hilfe für Menschen mit geistiger
Behinderung e.V., Raiffeisenstr. 18,
35043 Marburg, Tel.: (0 64 21) 4 91-0,
Fax: (0 64 21) 4 91-1 67,
institut-inform@lebenshilfe.de.

Eine genaue Beschreibung der
Inhalte finden Sie unter
www.inform-lebenshilfe.de

24.–25. Februar 2010, Marburg

Psychische Erkrankungen und ihre
Therapie

Marburger Gesprächstage. Kursnummer 10081

03.–04. März 2010, Marburg

Unterstützung bei Wutausbrüchen
und körperlichen Angriffen

Schutz, Begleitung und Orientierung.
Kursnummer 10321

08.–09. März, 2010, Marburg

Örtliche Teilhabeplanung im
inklusiven Gemeinwesen

Marburger Gesprächstage. Kursnummer 10002

09.–10. März 2010, Marburg

So einfach und doch so kompliziert

Grünes Licht für Leichte Sprache. Seminar.
Kursnummer 10009

11.–13. März 2010 (weitere Termine), Grünberg
(Hessen)

Qualitätsbeauftragte/r Rehabilitation

Ausbildung in Lizenz der DGQ, Frankfurt.
Kursnummer 10863

11.–13. März 2010, Marburg

Down-Syndrom: Säuglingsalter

Seminar für Eltern und Angehörige.
Kursnummer 10501

15.–17. März 2010, Marburg

Was will ich, was brauche ich,
was mag ich? 

Meine Zukunft und ich. Seminar für Menschen
mit Behinderung. Kursnummer 10451

15.–17. März 2010, Marburg

Alles wurscht oder alles Käse?

Ein Seminar über verschiedene Meinungen für
Menschen mit Behinderung. Kursnummer 10452

16.–17. März 2010, Grünberg (Hessen)

Das Prinzip Emotionale Begleitung

Seminar. Kursnummer 10324

17.–19. März 2010 (weitere Termine), Grünberg
(Hessen)

Zukunftsweisende Berufliche Bildung

Dreiteilige Seminarreihe. Kursnummer 10191

22.–23. März 2010, Kassel (voraussichtl.)

Interdisziplinäre Frühförderung im
System der Frühen Hilfen

Fachtagung. Kursnummer 10161

22.–24. März 2010 (weitere Termine), Marburg

Führen und Leiten in schwierigen
Zeiten

Seminarreihe. Kursnummer 10801 (Teil 1–3)

24. März 2010, Marburg

Neue Kunden trotz der Krise

Konzepte für neue Geschäftsfelder in WfbM.
Expertengespräch. Kursnummer 10008

25.–26. März 2010, Marburg

Neue Perspektiven für Jugendliche
und junge Erwachsene mit
Behinderung gestalten

Präventive Maßnahmen in Förderschulen,
Berufsschulen und Berufsbildungsbereichen der
WfbM beim Übergang Schule/Beruf.
Seminar. Kursnummer 10195
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